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Vorwort 

Die Kriminalistisch-laiminologische Forschungsgruppe des Bundeskriminal­
amtes führte am 14. und 15.12.1995 das dritte "Forum KI 1 - Informations­
austausch der Kriminalistisch-kriminologischen Forschungsgruppe des BKA 
mit den Bundesländern" durch. Die im Jahre 1993 ins Leben gerufene 
Veranstaltung hat zum Ziel, einerseits Vertretern der Landeslaiminalämter, 
der Fachhochschulen der Polizei und der Polizei-Führungsakademie über die 
Arbeit der Kriminalistisch-kriminologischen Forschungsgruppe zu berichten 
und andererseits den Teilnehmern Gelegenheit zu geben, eigene Forschungs­
projekte vorzustellen. Damit soll der für den Dialog zwischen Wissenschaft 
und Praxis notwendige Gedankenaustausch unterstützt werden. Auch das 
Forum 1995 fand eine positive Resonanz und ist auf dem besten Wege, sich 
zu einem polizeibezogenen, echten Forum für kriminalistisch-kriminologische 
Forschung in der Bundesrepublick Deutschland zu entwickeln. 

Die vorliegende Broschüre enthält die Beiträge zu den einzelnen Tagungs­
ordnungspunkten. 

Dr. Ablf 
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Qualität der Polizeiarbeit 

Ernst-Heinrich Ablf 

1 Einleitung 

Es fällt auf, daß die Frage nach der Qualität der Polizeiarbeit in Deutsch­
land bisher kaum diskutiert wurde, ganz zu schweigen von Versuchen, 
kontinuierliche Qualitätsmessungen polizeilicher Arbeit durchzuführen/zu 
erproben. Zwar haben Kube und insbesondere Murck die qualitätsmäßige 
Bewertung von Polizeiarbeit angemahnt, und auch die Basisdiskussion in 
Baden-Württemberg auf der Suche nach verbindlichen Leitbildern für die 
Polizei hat eine qualitätSVOlle Polizeiarbeit hervorgehoben. So wird z. B. 
unter dem Schlagwort "wir sind kompetent" die Forderung erhoben, alle 
polizeilichen Aufgaben professionell und fachlich kompetent zu bewältigen 
und darauf abgestellt, daß "wir in allen Aufgabenbewältigungen einen 
hohen Qualitätsanspruch erheben" und schließlich postuliert: ''Wir erheben 
den Anspruch, Spezialisten für Gefahrenabwehr, Kriminalitätsbekämpfung 
und Konfliktlösung zu sein, an diesem Anspruch lassen wir uns messen." 
Die faktische Umsetzung dieser Postulate, die konkrete Festlegung von 
Qualitätsstandards und Qualitätskriterien für bestimmte polizeiliche Arbeits­
weisen und deren kontinuierliche und systematische Messung, Bewertung 
und Kontrolle ist bisher - soweit ersichtlich - nicht durchgeführt worden und 
wohl auch nicht geplant. 

International wird dagegen der berufsethische Wert, Qualität der Polizei­
arbeit, schon seit Jahren eingehend behandelt. Es sei aus Zeitgründen nur an 
den Morgan-Bericht in England aus dem Jahre 1991, an die Modelle zur 
Qualität des Polizeiservices in Irland, an die seit zwei Jahren regelmäßig 
durchgeführten Qualitätskonferenzen für Polizeiarbeit in den Niederlanden 
und an das Konzept der belgisehen Gendarmerie zur Veränderung der 
Organisationskultur und der Qualitätsverbesserung durch Polizei­
management erinnert. 
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2 Qualitätsmessung 

Qualität, insbesondere Qualität der Polizeiarbeit, ist sicher schwer meßbar, 
weshalb sie gegenüber den meßbaren Quantitäten leicht vernachlässigt wird. 

Quantitativ listet die Polizei seit jeher Einsätze, Fälle, Tatverdächtige, 
Berichte an vorgesetzte Stellen, Lagebilder usw. auf und führt darüber zum 
Teil umfangreiche Statistiken (z. B. PKS). Eine qualitative Bewertung dieser 
Einsätze, Fälle, Berichte usw. findet - soweit ersichtlich - selten statt 
(Ausnahmen z. B. GundlachlMenzel, Fehlerquellen der polizeilichen 
Kriminalstatistik, oder z. B. Landeskriminalamt Baden-Württemberg zur sog. 
Negativprognose bei Mebrfachtätern gemäß § 38 PoIGNW). Qualitative 
Bewertungen der Polizeiarbeit finden durchweg nur situativ im konkreten 
Einzelfalle, nicht jedoch kontinuierlich statt. Die oft gehörte Erwiderung, 
polizeiliche Tätigkeiten seien so zahlreich und so komplex, daß sie einer 
seriösen Qualitätsmessung nicht zugänglich seien, vermag nicht zu überzeu­
gen. Denn es gibt durchaus polizeiliche Tätigkeitsbereiche, in denen z. B. 
durchschnittliche Bearbeitungszeiten oder sonstige Durchschnitts- oder 
Standardwerte für bestimmte polizeiliche Leistungen angegeben werden 
können (z. B.: durchschnittliche Dauer der Aufnahme eines Verkehrsunfal­
les, durchschnittliche Bearbeitungszeit bei der Erfassung erke:nnungsdienstli­
cher Unterlagen in AFIS, durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Erlaß­
beantwortungen, übliche Wartezeiten von Bürgern, die Anzeige erstatten 
wollen usw.). Für solche Fälle ließe sich nach einer gewissen Dauer leicht 
ein bestimmtes Leistungs- und/oder Qualitätsniveau feststellen und daraus 
feste Qualitätsstandards ableiten, die auch einer entsprechenden Meß- und 
Erfolgsstrategie zugänglich wären. 

Weiter wird nur beispielhaft auf folgende qualitative Verfahren hingewiesen, 
die durchaus erfolgreich in der Kommunalpolitik angewandt werden, in der 
Polizei jedoch weitgehend Stiefkinder sind. Es wird an die sogenannten 
Werteanalysen wie an die Einrichtung von Qualitätszirkeln erinnert. 

Ein weiterer Aspekt der Qualität von Polizeiarbeit soll hervorgehoben 
werden. 
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Aus dem Prinzip der Bürgernäbe folgt, daß es zwar auch auf die Qualität 
des polizeilichen outputs (die objektive Qualität der polizeilichen Arbeit), 
insbesondere aber auf die subjektive Qualität der Polizeiarbeit, auf den 
polizeilichen outcome, also die Wirkung der polizeilichen Leistung gerade 
aus der Sicht der Bürger (subjektive Bedürfnisbefriedigung), ankommt. 

Deshalb sind kontinuierliche Bevölkerungs-/Bürgerbefragungen zu polizeili­
chen QualitätsbedÜffnissen und Wünschen der Bürger, und zwar nicht nur 
auf Bundesebene, erforderlich, die sozialwissenschaftlichen Standards 
gerecht werden. Diese Bürgerbefragungen müßten nicht nur kontinuierlich 
durchgeführt werden, sondern sie müßten insbesondere gerade auf die 
jeweiligen regionalen Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen. 

Schließlich scheint es erforderlich zu sein, von der breitgeführten, aber 
letztlich verengenden Professionalisierungsdebatte zu einem umfassenden 
Qualitätskonzept durchzustoßen, das nicht nur in der Ausbil­
dung/Fortbildung, also der Qualifizierung der Mitarbeiter und damit im 
output, steckenbleibt, sondern von einem erweiterten Qualitätsbegriff 
ausgeht, der auch die Arbeitsbedingungen der Polizei, die Mitwirkungs­
möglichkeiten der Mitarbeiter, die Ausstattung mit technischen Arbeitsmit­
teln usw. mit einschließt. Ein solches umfassendes Qualitätskonzept, Total 
Quality Management, wird sehr wohl in der Privatwirtschaft und vereinzelt 
auch in der öffentlichen Verwaltung praktiziert. Nach dem deutschen Institut 
für Normung bedeutet Total Quality Management (TQM): 

Auf die Mitwirkung aller ihrer Mitglieder beruhende Führungsmethode einer 
Organisation, die die Qualität in den Mittelpunkt stellt und durch Zufrieden­
steIlung der Kunden auf langfristigen Geschäftserfolg sowie auf Nutzen für 
die Mitglieder der Organisation und der Gesellschaft zielt. 

3 1QM und Polizeiarbeit 

Die Qualität der Polizeiarbeit ist ein zentraler Wert, an dem die Polizei zu 
Recht gemessen wird. Die qualitativen Anforderungen und Erwartungen an 
die Polizei waren noch nie so hoch wie heute. Bei diesen qualitativen 
Anforderungen lassen sich zwei Aspekte unterscheiden. Zmn einen geht es 
darum zu erfahren, welche Erwartungen die Bürger an einer qualitativen 
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Polizeiarbeit haben, zum anderen darum, die QualifIkation der Polizeibeam­
ten zu verbessern. 

Die einzigen, die verläßlich beurteilen können, ob die Polizei qualitativ gute 
Arbeit leistet, sind in erster Linie die Bürger und in zweiter Linie die 
polizeilichen Aufsichtsbehörden. Es scheint dabei so zu sein, als erwarteten 
die Bürger von der Polizei - zumindest auch - einen anderen outcome als die 
im polizeilichen Scheinwerferlicht befindlichen "großen Fragen der Verbre­
chensbekämpfung", wie Großer Lauschangriff, Einsatz verdeckter Ermittler, 
Rasterfahndung usw. Die eher "kleinen Dinge", wie Nachbarschaftsprobleme 
(Unordnung, Verwahrlosung in der Wohnumgebung, Belästigungen, Lärm, 
Verschmutzung usw.), Wohnungseinbrüche, Organisation von Nachbar­
schaftshilfe, der Umgang der Polizei mit Verbrechensopfern und Opfer­
zeugen, die Erreichbarkeit und Verfügbarkeit der Polizei, die Häufigkeit von 
Fußstreifen, die wirksame Zusammenarbeit der Polizei mit anderen Behör­
denlkommunalen Einrichtungen usw.) dürften für den Bürger jedenfalls 
einen erheblich höheren Stellenwert besitzen als die obengenannten "großen 
Fragen". Die Erwartungen und Wünsche der Bürger - insbesondere auf 
kommunaler Ebene - sind mithin für die Polizei entscheidende Indikatoren 
für die Qualität und die Akzeptanz der Polizeiarbeit 

Legge hat auf deutliche Akzeptanzprobleme der örtlichen Polizei bei der 
Wohnbevölkerung in großstädtischen Ballungsgebieten (Hamburg-Altona) 
hingewiesen, die dadurch eingetreten seien, daß seitens der Polizei falsche 
Prioritäten bei der Aufgabenerledigung gesetzt worden seien (Konzentration 
auf die Bekämpfung von Schwerkriminalität im Gegensatz zur Bekämpfung 
der örtlichen Massenkriminalität). Die spezifischen Erwartungen und 
Wünsche der Bürger sind aber auch in den meisten Fällen unbekannt. Die 
empirische Datenlage ist insoweit ausgesprochen dünn. Deshalb sind 
Bürgerbefragungen für die Bedarfsplanung der örtlich zuständigen Polizei 
von entscheidender Bedeutung. Bei der Bürgerbefragung in Hamburg-Altona 
wurden seitens der Bevölkerung z. B. folgende Aufgabenerledigungen durch 
die Polizei gewünscht: 

- Hilfe zur Bearbeitung von Viktimisierungserfahrungen (Schadens­
regulierung, polizeiliche Beratung und Soforthilfe, bedarfsorientierte 
Vermittlung an Opfer-Hilfe-Einrichtungen) zur Stärkung der subjektiven 
Sicherheit 
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- Beratung in Sachen technischer Präventionsmaßnahmen (Technik und 
Verhalten zur Stärkung objektiver und subjektiver Sicherheit) 

- Öffentlichkeitsarbeit zu Fragen der Entstehungsbedingungen, Erschei­
nungsformen und Umfang der Kriminalität im örtlichen Raum zur 
Steigerung des Sicherheitsgefühls und der Akzeptanz polizeilicher Arbeit 
im Stadtteil 

- sonstige problemorientierte polizeiliche Maßnahmen zur Stärkung des 
kollektiven Sicherheitsgefühls. 

Dieser Katalog zeigt deutlich, daß die Bevölkerung eine andere Polizeiarbeit 
LS. einer quantitativen und qualitativen Ausweitung der bisherigen polizeili­
chen Aufgabenerledigung erwartet. Diese Erwartungen sollten m. E. ernst 
genommen werden. Örtliche oder regional begrenzte Bürgerbefragungen zur 
Polizeiarbeit in der Bundesrepublik Deutschland, die regelmäßig wiederholt 
werden, sind dem Verfasser nicht bekannt. Die einzelnen Bürgerbefragungen 
sind zudem wegen unterschiedlicher Erhebungsmethoden kaum miteinander 
vergleichbar. Dabei sind wissenschaftlich abgesicherte, örtliche Befragungen 
durchaus preiswert. So bietet z. B. INFAS ein Bürgermonitoring bei einer 
Befragung von 1.000 Bürgern für lediglich 14.000 DM an. 

Dagegen haben in den Niederlanden die beiden für die Polizei zuständigen 
Ministerien (Innen- und Justizministerium) umfangreiche Bürgerbefragungen 
entwickelt, die sorgfältig getestet, wissenschaftlich abgesichert sind und in 
gleicher Weise überregionalen, aber auch regionalen/örtlichen Bedürfnissen 
entgegenkommen. 1995 wurde bereits zum zweiten Male (nach 1993) eine 
landesweite Bürgerbefragung durchgeführt Dabei wurden 75.000 Bürger 
befragt. Es handelte sich hierbei um 16minütige Telefonbefragungen von 
Bürgern zu folgenden Themenbereichen: 

Kriminalität im Hinblick auf Wohnhäuser, Autos, Fahrräder und Personen, 
wobei diese Kriminalität in Relation zu den Objekten/Opfern gemessen 
wurde. 

Nachbarschaftsprobleme (Verbrechen, Verkehr, Belästigung und Gefähr­
dung sowie Verschlechterung des nachbarschaftlichen Umfeldes), 

Sicherheitsempfinden der Bevölkerung, 

Anzeigen von Straftaten bei der Polizei, 
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Beratung zur Verbrechensprävention, 

Umgang mit Verbrechensopfern, 

Zufriedenheit mit der Polizei, 

Verfügbarkeit der Polizei, 

Erreichbarkeit der Polizei. 

Ziel dieser äußerst umfangreichen Befragungen - pro Polizeiregion werden 
1.000 Telefonbefragungen bei den Bürgern durchgeführt - ist es, die Forde­
rungen und Erwartungen der Bürger an die Polizei festzustellen, um diese 
bei der Schwerpunktsetzung der Polizeiarbeit mit zu beIiicksichtigen. So 
werden die festgestellten Bürgererwartungen an die Polizei regelmäßig in 
den Mittelpunkt der jährlich von den regionalen Polizeichefs zu erstellenden 
Polizeikonzepte gestellt. Es erstaunt deshalb nicht, daß gerade in den 
Niederlanden die Distanz der Bürger zu ihrer Polizei im internationalen 
Vergleich am geringsten, in der Bundesrepublik Deutschland dagegen am 
größten ist. 

Auch im Bereich der Dunkelfeldforschung ist die empirische Datenlage in 
der Bundesrepublik Deutschland im internationalen Vergleich eher defizitär. 
Zwar kann auf wichtige Untersuchungen z. B. von Schwind, Stefan und 
KurylDörmann hingewiesen werden, es fehlt jedoch an einer kontinuierlichen 
und bisweilen auch hinreichend wissenschaftlich abgesicherten (ausreichen­
den Stichprobe) überregionalen Dunkelfeldforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland. In Großbritannien werden dagegen seit Jabren regelmäßig 
wiederholte Dunkelfeldforschungen (national crime surveys) von der 
Reasearch and Planning Unit (RPU) durchgeführt Für diese kostenaufwen­
digen Untersuchungen steht nicht nur ein besonderes Computersystem nebst 
Programm, sondern auch eine Million englische Pfund zur Verfügung. Dabei 
gäbe es in Deutschland ein durchaus einfaches, praktikables und kostengün­
stiges Verfahren, vergleichbare Dunkelfelduntersuchungen auch hier 
durchzuführen. Bei den regelmäßigen Mikrozensuserhebungen könnten 
entsprechende polizeiliche Fragen zur Dunkelfeldforschung an die wirt­
schaftlichen Fragen quasi "angehängt" werden. Die Stichprobe (1 % der 
Bevölkerung) wäre völlig ausreichend, und die kriminologische Auswertung 
könnte durch das Bundeskriminalamt erfolgen. 
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Schließlich ist auf die geradezu geheimnisumwitterte Datenlage bei den 
polizeiinternen Mitarbeiterbefragungen zur Arbeitszufriedenheit, zum 
Selbstwertgefühl und zur Motivation der Polizeibeamten hinzuweisen. Es 
handelt sich insoweit um wichtige Informationen, die teilweise nicht veröf­
fentlicht worden sind und die m. E. viel zuwenig Beachtung gefunden haben. 
Denn die Mitarbeiter sind das Zukunftskapital der Polizei. Deshalb sind 
qualitative Investitionen in das Personal Investitionen für die Zukunft. 

In der Privatwirtschaft ist in vielfältigen Untersuchungen und Abhandlungen 
versucht worden, strategische Erfolgskriterien und SChlüsselfaktoren für 
Qualität und Unternehmenserfolg herauszuarbeiten. So haben z. B. Peters 
und Waterman in ihrem Bestseller "Auf der Suche nach Spitzenleistungen" 
drei harte (Strategie, Struktur, Systeme) und vier weiche (Stil, Stammperso­
nal, Spezialkenntnisse, Selbstverständnis) Erfolgsfaktoren benannt. Die 
Suche nach derartigen Erfolgsfaktoren geht dabei durchweg mit einer 
umfassenden QualitätsdiSkussion einher. Erfolg ohne Qualität ist in der 
Privatwirtschaft jedenfalls langfristig nicht denkbar. 

Eine zentrale Frage ist, ob das durchaus erfolgreich praktizierte TQM 
zumindest teilweise und mit der gebotenen Vorsicht auch auf die Polizei 
übertragen werden kann. Da TQM weder ein Geheimverfahren ist noch 
polizeifremde Aspekte enthält, sondern vielmehr eher selbstverständliche 
Prinzipien ganzheitlich bündelt, um zu einer umfassenden Qualitätsverbesse­
rung zu gelangen, wird an TQM zumindest die begründete Hoffnung 
geknüpft, wichtige Anregungen für die angemahnte "umfassende Neukon­
struktion der Polizei" oder ein verbessertes Management der Polizei zu 
liefern. 

Die zentrale - und offene - Frage ist, ob der für eine solche umfassende 
Reform notwendige Reformwille, und zwar bei allen Beteiligten, wirklich 
besteht und über einen langen Zeitraum (geschätzt: 5 bis 10 Jahre) aufrecht­
erhalten werden kann. Neben dieser subjektiven Komponente (dauerhafter 
Reformwille) müßten allerdings auch folgende vier Aspekte Berücksichti­
gung finden (objektive Komponenten): 
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(1) Transparenz 

Der Prozeß des TQM beginnt damit, daß die Polizei bereit ist, ihre 
Probleme im Innen- und im Außen verhältnis schonungslos offenzule­
gen, und zwar auf Dauer (mittels regelmäßiger und wissenschaftlich 
abgesicherter Bürger- und Mitarbeiterbefragungen). Dieser umfassende 
Prozeß, Transparenz herzustellen, verlangt eine dauerhafte sozialwis­
senschaftliche Betreuung. Ohne den Mut zur Transparenz wird TQM 
nicht gelingen können. 

(2) Leistungsbemessung 

Es müssen geeignete Verfahren zur Bewertung und Messung polizeili­
cher Leistungen entwickelt werden. Hier werden sicher viele Kritiker 
von TQM ansetzen, weil es nach ihrer Ansicht keine gesicherten 
Evaluationsverfahren (z. B. Bewertung von Führungsleistungen) geben 
könne. Meines Erachtens ist insoweit bisher viel zuwenig Phantasie 
entwickelt worden. So lassen sich z. B. selbst beim Fübrungsverhalten 
von Vorgesetzten durchaus Benchmarks entwickeln (z. B. über 
Mitarbeiterbefragungen oder über Vorgesetztenbeurteilungen). Es 
lassen sich ferner zeitliche (z. B. Wartezeiten von Bürgern auf Polizei­
revieren, die eine Anzeige erstatten wollen), aber a.uch inhaltliche 
Standards (z. B. die polizeiliche Beratung von Opferzeugen, wie z. B. 
Informationen über den Gang des Verfahrens, Vermittlung an die 
örtlichen Opferberatungsstellen, Vermeidung von Sekundärviktimisie­
rungen usw.) entwickeln, die durchaus meßbar sind. Die niederländi­
sche Polizei hat zur Entwicklung von polizeilichen StaI1ldards ein recht 
erfolgreiches Verfahren eingerichtet, nämlich die jährlichen Qualitäts­
konferenzen der Polizei, bei denen derartige Standards in Workshops 
vorgestellt werden. 

(3) Fübrungs- und Fachkräfte 
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In der deutschen Polizei werden die Fübrungskräfte gegenüber den 
Fachkräften karrieremäßig m. E. viel zu stark bevorzugt Deshalb sollte 
eine weitgehende Gleichwertigkeit der Karrieremöglicbkeiten von 
Fübrungs- und Fachkräften angestrebt werden. Es widerspricht dem 
Qualitätsgedanken, daß die Leistungen einer Fachkraft, die zur richti-



gen Führungsentscheidung maßgeblich beigetragen hat, viel zuwenig im 
Sinne der Karriere honoriert wird. 

(4) Festscbreibung des Qualitätsprinzips 

Erforderlich ist schließlich eine explizite schriftliche Festscbreibung 
des Qualitätsprinzips über alle Hierarchiestufen hinweg mit der Konse­
quenz, daß ein entsprechendes Umdenken eingeleitet wird und eine 
entsprechende Umgestaltung der Polizei unter Berufung auf das 
Qualitätsprinzip stattfindet. 

4 Schluß 

Ziel dieses Statements war es, die Qualität der Polizeiarbeit als einen 
zentralen Wert herauszustellen und auch zur Diskussion zu stellen. 

15 



Die Auswirkungen des EU-Binnenmarktes auf die 
Kriminalitätsentwicklung und Schlußfolgerungen für 
die polizeiliche Kriminalitätsbekämpfung 

Hedwig Risch 

1 Entstehung tmd Dauer des Forscltungsprojektes 

Das Projekt geht auf Anregung und Beschluß der AG Kripo, der Arbeitsge­
meinschaft der Leiter der Landeskriminalämter mit dem Bundeskriminalamt, 
zurück. Im August 1992 wurde die Forschungsgruppe KI 1 um Prüfung 
gebeten, ob ein Forschungsprojekt über die Auswirkungen des 
EU-Binnenmarktes auf Kriminalität und Strafverfolgung durchgeführt 
werden könne, und zwar als Ergänzung der bereits seitens der Polizei 
vorgelegten umfangreichen konzeptionellen Überlegungen zu Ausgleichs­
maßnahmen für die wegfallenden Personenkontrollen. 

Auf der Grundlage einer von der Forschungsgruppe KI 1 erarbeiteten 
Projektskizze hat die AG Kripo im Dezember 1992 das Bundeskriminalamt 
gebeten, die Thematik als Vergabeprojekt durchführen zu lassen. Nach einer 
beschränkt öffentlichen Ausschreibung und einer Vergabegremiumssitzung 
unter der Leitung der Amtsleitung des Bundeskriminalamtes im Juli 1993 
bekam Prof. Wittkämper, Direktor des Instituts für Politikwissenschaft an der 
Universität Münster, den Forschungsauftrag. 

Das Projekt hatte eine Laufzeit von knapp zwei Jahren, von Oktober 
1993 bis Juli 1995. Die Kosten betrugen 198.230 DM. also knapp 
200.000 DM. Mit dem Titel "Europa und die innere Sicherheit" wird das 
Ergebnis des Forschungsprojektes als Band 35 der BKA-Forschungsreihe 
veröffentlicht. 
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2 Zielsetzung tmd Untersuchtmg')bereich 

Ziel des Forschungsprojektes ist es, vor dem Hintergrund des durch die 
Etablierung des EU-Binnenmarktes realisierten freien Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapital-lZahlungsverkehrs die möglichen Auswirkun­
gen auf die Kriminalität im Wirtschaftsbereich, insbesondere in ihren 
organisierten Formen, zu untersuchen und bis zum Jahr 2000 zu prognosti­
zieren sowie der Polizei Empfehlungen für die Aufgabenwahrnehmung 
anzubieten. 

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen die Deliktsbereiche Betrug, Dieb­
stahl sowie Computer- und Umweltkriminalität, Delikte mit Bezug zur 
Wirtschaftskriminalität und Organisierten Kriminalität 

Die Kernfragen der Untersucbung sind: 

- Welcbe Strukturen und Prozesse der europäischen Integration beeinflus­
sen die Kriminalitätslage in Deutscbland unter den besonderen Aspekten 
der Wirtschafts- und der Organisierten Kriminalität? 

- Wie sollte eine präventive, strategische und operative deutsche und 
europäische Kriminalpolitik angelegt sein? 

Es gebt also zum einen um die Untersucbung und Erklärung von kriminalpo­
litiscb relevanten Zuständen und Abläufen und zweitens um die Erarbeitung 
von Empfeblungen. 

Es ist klar ersicbtlicb, daß sicb der Untersucbungsbereicb nicht völlig auf 
die derzeitigen EU-Mitglieder beschränkte, vielmehr wurden auch die 
Einflüsse auf Mittel- und Osteuropa berücksicbtigt. 

3 Theoretische Grundlagen 

Vor diesem Hintergrund fanden die Anomietbeorie und die Theorie der 
differenziellen Gelegenheiten in Form des Stromtbeorems und des 
Diskrepanztbeorems Berücksicbtigung. 
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Nach dem Stromtheorem folgt die Kriminalität von jeher Strömen von 
Gütern, Dienstleistungen, Personen, GeldIKapital und Zahlungen, um von 
diesen Bewegungen zu profitieren. Daher ist es nur konsequent, daß die OK 
unserer Zeit die EU mit ihren vielfältigen Brücken in die übrige Welt hinein 
entlang der genannten Ströme nutzt. 

Nach dem Diskrepanztheorem weisen die Mitgliedstaaten der EU erhebliche 
Wohlstands-, Struktur- und Chancenunterschiede auf. Gerade weil z. B. in 
den ost- und mitteleuropäischen Staaten die Wohlstandsziele an der 
"Meßlatte EU' gemessen werden, sind alle Bedingungen für die Nutzung der 
neuen Strommöglichkeiten durch die OK und für das Finden bereitwilliger 
Helfer gegeben. 

4 Methode und Anlage des Projektes 

Neben einer umfangreichen Literatur- und Gesetzestextanalyse basieren die 
Ergebnisse des Forschungsprojektes in der Hauptsache auf einer schriftli­
chen Expertenbefragung, die Ende 1994/Anfang 1995 durchgeführt wurde, 
und zwar in den Bereichen: 

1 Polizei = 115 

2 Justiz = 8 

3 Politik/V erwaltung = 19 

4 Wirtschaft = 4 

5 Wissenschaft = 5 

6 Medien = 1 

Von den insgesamt 616 versandten Fragebogen wurden 152 beantwortet. 
Das ist eine Rücklaufquote von knapp 25 Prozent. 

Der Fragebogen enthält 133 Fragen. Inhaltlich ist er in folgende 5 Fragen­
komplexe gegliedert. 

I Allgemeine Kriminalitätsentwicklung 

TI EU-Vertragslage 
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m Ausgewählte Deliktsbereiche der Organisierten Kriminalität, 
speziell der Wirtschaftskriminalität 

IV Polizeiliche Kriminalitätsbekämpfung 

V Stärken und Schwächen der deutschen Kriminalpolitik 

Das Kapitel VI enthält Fragen zur Person und Stellung. 

Kapitel I - Allgemeine Kriminalitätsentwicklung 

Fragen zur Einschätzung der Entwicklung der Kriminalität bis zum J abr 
2000 und zur Akzeptanz der Defmitionen von Wirtschaft'Skriminalität und 
Organisierter Kriminalität (OK) sowie zur OK-PhäDomenologie mit den 
Aspekten der OK-Struktur, OK-Indikatoren und OK-Logistik standen hier im 
Zentrum des Interesses. 

Kapitel n -EU-Vertragslage 

Hier wurde nach dem Einfluß des Europäischen Binnenmarktes auf die 
Kriminalitätsentwicklung in Deutschland gefragt. 

Kapitel m - Ausgewählte Deliktsbereiche der OK speziell der Wirtschafts­
kriminalität 

Dieses Kapitel geht vertiefend auf die projektrelevanten Deliktsbereiche 
Betrug, Diebstahl, Computer- und Umweltkriminalität ein. 

Kapitel IV - Polizeiliche Kriminalitätsbekämpfung 

Hier wurde zunächst nach Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich von 
Polizei und Justiz gefragt, vor allem nach Potentialen der Zusammenarbeit 
der Polizei mit anderen staatlichen Akteuren sowie nach Kooperationsmög­
lichkeiten der Polizei und der gewerblichen Wirtschaft. Darüber hinaus 
interessierten im Rahmen der deutschen und europäischen OK-Bekämpfung 
aktuelle und zukünftige OK-Bekämpfungsstrategien und mögliche gesetzge­
berische Reformen. 
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- - - - - - - - -~-~~~~~~~~-------------------, 

Kapitel V - Stärken und Schwächen der deutschen Kriminalpolitik 

Inhaltlich ging es hier um die Bestimmung der Ebenen, auf der eine zukünfti­
ge Kriminalpolitik aktiv sein soll sowie um die Bewertung der Aufgabenfel­
der Prävention, Repression, Forschung und Ausbildung. Abschließend wurde 
nach den Meinungen zu einer kriminalpolitischen Gesamtkonzeption auf 
nationaler und europäischer Ebene gefragt. 

5 Ergebnisse der Untersuchung 

Bei der Darstellung der Ergebnisse werden die oben im einzelnen aufgeführ­
ten Kapitel unter 

Prognose der projektrelevanten Deliktsbereiche (Kapitel I bis III) und 

Empfehlungen (Kapitel IV und V) 

behandelt. 

5.1 Prognose 

Die befragten Experten erwarten bis zum Jahr 2000 für die Wirtschafts­
kriminalität eine Zunahme von 20 bis 25 Prozent sowie eine jährliche 
Schadenssumme von 30 bis 35 Milliarden DM. Der Anteil der Wirtschafts­
kriminalität an der Gesamtkriminalität wird dann im gerechneten Mittel der 
Expertenschätzung 8 Prozent betragen. Für die Organisierte Kriminalität 
wird bis zum Jahr 2000 ein Anstieg von 30 bis 35 Prozent vorausgesagt. 
Das würde einem Anteil der OK an der Gesamtkriminalität von ca. 14 
Prozent entsprechen mit einer jährlichen Schadenssumme in Höhe von 25 
bis 30 Milliarden DM. 

Wenn sich die bisher bezüglich der OK-Täternationalitäten festgestellte 
Entwicklung bis zum Jahr 2000 fortsetzt, dann werden nach Schätzung der 
Experten 40 Prozent deutsche rund 60 Prozent nichtdeutschen Tätern 
gegenüberstehen. Bezüglich der allgemeinen OK-Deliktsstruktur ist von 
einem Anstieg des Anteils der Vermögensdelikte auszugehen. 
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Für die deutschen OK-Täter wird erwartet, daß sich der "Netz-Struktur­
Typus" durchsetzt. Darüber hinaus wird die EU als Aktionsraum der OK 
insbesondere ein Geldwäsche- und Absatzgebiet sein. Der Faktor 
Wohlstandsgefälle erlangt im Rahmen einer möglichen Osterweiterung 
wachsende kriminalpolitische Bedeutung. 

Für die Computerkriminalität wird eine Zunahme von 30 Prozent vorherge­
sagt. Die deliktsspezifische Prognose stellt die Computersoftware, Computer­
piraterie und den Betrug mittels rechtswidrig erlangter Karten für Geldaus­
gabe- bzw. Kassenautomaten an die Spitze der Entwicklung. Der freie 
Kapital/Geld- und Zahlungsverkehr schafft die größten Nutzungspotentiale 
für Computer-Kriminelle. 

Für den Bereich der Umweltkriminalität wird eine Zunahme von ca. 10 Pro­
zent prognostiziert. Eine herausragende Bedeutung werden bis zum Jahr 
2000 die umweltgefahrdende Abfallbeseitigung und der unerlaubte Umgang 
mit Kernbrennstoffen haben. Auch der illegale Handel mit gefahrlichen 
chemischen und biologischen Stoffen wird zukünftig in Deutschland eine 
gewisse Rolle spielen. Für den Handel mit echtem oder angeblichem 
Nuklearmaterial wird ein leichter Anstieg prognostiziert. 

Für den Betrug sagen die Experten eine Zunahme von ca. 25 Prozent voraus. 
Die höchsten Einzelsteigerungen fallen dabei auf den Soziallieistungsbetrug, 
den Betrug zum Nachteil von Versicherungen, den Subventionsbetrug, den 
Kapitalanlagebetrug, den Betrug mittels unbarer Zahlungsmittel sowie den 
Ausschreibungsbetrug. Der freie Kapital- und Geldverkehr bietet hier die 
größten Kriminalitätspotentiale und Tatgelegenheiten. 

Für den Diebstahl sagen die Experten eine Zunahme von ca. 20 Prozent 
voraus. Die höchsten Potentiale bietet hier der Binnenmarkt für den Kfz­
Diebstahl und den Diebstahl unbarer Zahlungsmittel. In erster Linie wird der 
freie Warenverkehr zur Begehung von Diebstahlsdelikten genutzt. 

Hohe Steigerungsraten bis zu 40 Prozent werden für Konkursstraftaten, 
Wirtschaftsspionage, Menschenhandel sowie illegale Arbeitnebmer­
überlassung, illegale Einschleusung, Hehlerei von Kfz, Schutzgeld­
erpressung und Verstöße gegen das Waffengesetz vorhergesagt. 
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Ebenso wird ein Anstieg des derzeitigen Ausmaßes der Korruption und 
Infiltration durch die OK in den Sektoren Justiz, Polizei, öffentliche Verwal­
tung, Wirtschaft, Medien und Politik erwartet. 

Das weitaus größte Ausmaß der Korrumpierung durch die OK findet nach 
Meinung der Experten auf der Ebene der Kommunalpolitik statt, an zweiter 
Stelle steht die Europapolitik, danach folgen die Sektoren der Landes- und 
Bundespolitik. 

5.2 Empfehlungen 

Im Gesetzgebungsbereich werden von den Experten eine Reihe von Maßnah­
men als dringend notwendig gefordert Dazu gehören insbesondere: 

- Verbesserung des Zeugenschutzes 

- Einführung einer Kronzeugenregelung analog zum Betäubungsmittel-
gesetz 

- Straffreiheit von verdeckten Ermittlern bei "milieubedingten" Straftaten 

- Lockerung des Steuergeheimnisses 

- Einführung der Beweislastumkehr bei der Gewinnabschöpfung sowie 

- Rechtsgrundlagen für technische Abhörmaßnahmen in Privatwohnungen 
(der sog. "Große Lauschangriff') 

Darüber hinaus werden mittel- bis langfristig ein EU-einheitliches 

- Straf- und Strafprozeßrecht 

- Polizeigesetz 

- Datenschutzrecht 

- Asyl- und Einwanderungsrecht sowie ein EU-einheitlicher 

- Rechts- und Amtshilfeverkehr 

befürwortet. 

Der notwendige Strategiewechsel von der Reaktion hin zur Aktion bei der 
Bekämpfung der OK erfordert möglichst einheitliche Kompetenzen für die 
Länderpolizeien und das Bundeskriminalamt. 
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Eine weitestmögliche Anwendung dieser proaktiven Bekämpfungsstrategie 
macht aber eine tiefgreifende Reform der Aufbau- und Ablauforganisation 
der Polizei hinsichtlich des Aufgabenmanagements erforderlich. Moderne 
Management-Techniken und Entbücokratisierung seien hier als Beispiel 
genannt. 

Was die personelle Ausstattung betrifft, so wird neben der allgemeinen 
Personalaufstockung eine verstärkte Einstellung von Ausländern in den 
Polizeidienst sowie die gezielte Verstärkung durch Angehörige verschiedener 
Nationalitäten gefordert. 

Eine Professionalisierung der Polizeikräfte durch Spezialausbildungen in 
den Bereichen Wirtschaftskriminalität, Organisierte Kriminalität, 
Umweltkriminalität, Prävention und Fremdsprachen ist unbedingt erforder­
lich. 

Die Gründung einer Europäischen Polizei-Führungsakademie sowie Europäi­
scher Fachhochschulen der Polizei werden ebenfalls vorgeschlagen. 

Auf dem Gebiet der Forschung ist nach Auffassung der Experten der 
Schwerpunkt auf die Metboden- und Theoriearbeit sowie die Polizei­
forschung zu legen. Die Entwicklung neuer Prognose- und Szenario­
techniken, wie zum Beispiel strategische Frühwarnsysteme und computerge­
stützte Simulationsmodelle ist voranzutreiben. Zmn anderen ist Projekt­
forschung zur Prävention und Repression spezifischer Kriminalitätsformen 
durchzuführen. Auch kommt der beratenden Unterstützung von Politik und 
Öffentlichkeitsarbeit eine starke Bedeutung zu. Darüber hinaus sollte die 
künftige Forschungsarbeit Lösungen für die Problemstellungen der grenz­
überschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit anbieten. 

Auch für die Prävention halten die Experten die Europäisiemng für wichtig. 
Die bereits bestehenden Präventionsansätze und Kooperationsmodelle 
sollten zunächst einer Analyse und Bewertung unterzogen werden. Über die 
traditionellen Akteure aus Staat und Wirtschaft hinaus müssen neue 
Kommunikations- und Kooperationsstrukturen gefunden und erprobt werden. 
Die Prävention der EURO-OK und Wirtschaftskriminalität muß deutlich in 
Richtung auf eine Integration aller betroffenen bzw. interessierten gesell­
schaftlichen Gruppierungen erweitert werden. 
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Formen der Zusammenarbeit sollten nach dem Vernetzungs-, dem Kooperati­
ons- und dem Transnationalitätsprinzip erfolgen. 

Das Vernetzungsprinzip 

Unter dem Vernetzungsprinzip verstehen die Experten die Intensivierung der 
Informations- und Koordinationsabläufe zwischen Bund (Bundeskriminal­
amt, Bundesgrenzschutz) und Ländern (Landeskriminalämter und nachge­
ordnete Polizeidienststellen). Innerhalb des Polizeibereichs sind nach 
Meinung der Experten die entsprechenden Kompetenzen zur Durchführung 
von Vorfeldermittlungen vergleichsweise stärker für die Länderpolizeien als 
für das Bundeskriminalamt notwendig. Entsprechende Maßnahmen im 
nachrichtendienstlichen Bereich werden als weniger erforderlich erachtet. 

Ebenfalls wird die Zusammenarbeit der Polizei mit anderen staatlichen 
Akteuren im Inland, wie Staatsanwaltschaften, Zollbehörden, Finanzverwal­
tung, Arbeitsverwaltung, Sozialbehörden, Ausländer-, Gewerbe- und 
Ordnungsämter, empfohlen. Der dringendste Handlungsbedarf wird in der 
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Finanzverwaltung gesehen. Mit 
Ausnahme der Finanzverwaltung sind die bestehenden Rechtsgrundlagen für 
die Zusammenarbeit ausreichend. Die Zusammenarbeit mit dem BND muß 
nach Meinung der Experten grundsätzlich neu entschieden werden. 

Das Kooperationsprinzip 

Die Zusammenarbeit der Polizei mit privaten Akteuren erfolgt nach dem 
Kooperationsprinzip. Hier sind hinsichtlich der polizeilichen Zusammenar­
beit mit der gewerblichen Wirtschaft, dem Bankensektor, den Kreditkarten­
unternehmen, der Versicherungswirtschaft und den Entsorgungsunternehmen 
sowie der Automobilindustrie, der Autovermietung und dem Hotelgewerbe 
neue und intensive Kooperationsformen erforderlich. 

Gefordert wird auch die Einbeziehung der Wissenschaft und sonstiger 
gesellschaftlicher Gruppierungen. Je nach Kriminalitätsentwicklung ist das 
Kooperationsnetz um weitere Branchen zu ergänzen. In der ständigen 
Ermittlung relevanter Branchen liegt eine vordringliche Aufgabe von 
Kriminalstrategie und begleitender Forschung. 
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Das Transnationalitätsprinzip 

Die dritte Form der Zusammenarbeit stellt das Transnationalitätsprinzip als 
die internationale Dimension der Vemetzung und Kooperation dar. Hier geht 
es insbesondere um den Auf- bzw. Ausbau vielfältiger transnationaler 
Kooperationsformen. 

Europäische Kriminalpolitik 

Ein wichtiges Element der europäischen Kriminalpolitik ist die verstärkte 
Bildung von bi- und multinationalen Ermittlungskommissionen mit Beamten 
verschiedener Mitgliedstaaten und Europol-Angehörigen mit entsprechenden 
länderübergreifenden Fahndungs- und Ermittlungsbefugnissen. 

Nach Meinung der Experten kennzeichnen zwei Strategien die europäische 
Bekämpfung der Kriminalität über das Jahr 2000 hinaus. Das ist zum einen 
die traditionelle zwischenstaatliche Kooperation und zum ~mderen die neue 
staatenübergreifende (supranationale) Kooperationsform auf EU-Ebene. Im 
einzelnen sind dies die Europol-Kooperation, die Schengen-Kooperation 
sowie die Subventionsbetrugsbekämpfung auf EU-Ebene. 

Der Aufbau Europols ist zu beschleunigen, dabei sind die Zuständigkeiten 
zunächst auf OK und Wirtschaftskriminalität und später auf alle übrigen 
Kriminalitätsphänomene auszudehnen. Das zukünftige Europol-Konzept 
sollte drei Arbeitsebenen umfassen: 

1. Europäischer PräventionsratlZentralstelle des europäischen Informati­
onsaustauschs 

2. Erstellung EU-weiter Kriminalitätslagebilder 

3. Fahndungs- und Ermittlungsinstitution (Exekutivkompetenz) 

Dem Schengen-Abkommen sollten nach Meinung der Experten möglichst 
alle EU-Mitglieder beitreten. Des weiteren müssen die Kompensations­
maßnahmen ständig auf ihre Effizienz hin überprüft werden, wobei die 
Anstrengungen vor allem hinsichtlich der Verbesserung der Amtshilfe- und 
Auslieferungsverfahren, der Regelung der grenzüberschreitenden Observati­
on und Nacheile, der Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit sowie 
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der Einrichtung des Schengener Informationssystems deutlich zu intensivie­
ren sind. 

Die bisherige EU-Subventionsbetrugsbekämpfung wird für nicht ausreichend 
gehalten. Die Experten sind hier der Meinung, daß die Federführung der 
zukünftigen Subventionsbetrugsbekämpfung bei Europolliegen sollte. 

An zweiter Stelle steht die Forderung, die jetzige Betrugsbekämpfungs­
behörde UCLAF illnite de foordination de la lutte ~nti iraude) bzw. ein 
noch zu errichtendes "EU-Subventionsamt" auch zukünftig mit dieser 
Aufgabe zu betrauen. 

So wird konkret eine europäische "Subventionspolizei" als Bestandteil einer 
zukünftigen EU-Behörde genannt. Eine solche zentrale europäische 
Ermittlungsinstitution sollte Zweigstellen in den Mitgliedsstaaten unterhal­
ten und eingebundenen nationalen Behörden gegenüber Weisungsbefugnisse 
besitzen. 

Neben den Experten, die die Hauptzuständigkeit europäischer Institutionen 
betonen, sehen ca. 40 % der Befragten die Zuständigkeit bei der Bekämpfung 
der EU-Subventionsbetrügereien bei nationalen Dienststellen. Für Deutsch­
land werden das Bundeskriminalamt sowie die Landeskriminalämter 
genannt. 

Generell empfehlen die Experten bei der Einrichtung zukünftiger europäi­
scher Institutionen, daß diese Einrichtungen, soweit es ihre AufgabensteI­
lung erfordert, mit Exekutivbefugnissen ausgestattet werden. Voraussetzung 
hierfür ist allerdings ein einheitliches EU-Rechtssystem sowie ein deutlicher 
Ausbau von Kontroll- und Beteiligungsrechten der nationalen Parlamente 
bzw. des Europäischen Parlaments. Die Einbeziehung der Polizeien von 
Mittel- und Osteuropa wird von den Experten als besonders vordringlich 
erachtet. Im Bereich des Zolls sollte der Aufbau einer EU-Zollbehörde 
angestrebt werden. Eine vergleichbare Maßnahme auf dem Verfassungs­
schutzsektor scheint demgegenüber nach Meinung der Experten nicht 
geboten. 
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6 Schlußfolgerungen 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß es in bezug auf die Strategien 
und Perspektiven der Kriminalitätsbekämpfung in der EU auf Dauer unbe­
dingt notwendig ist, anstatt der traditionellen Strategie der zwischenstaatli­
chen Kooperationen der neuen Strategie staatenübergreifender Kooperatio­
nen und Institutionen auf EU-Ebene den Vorrang zu geben. 

Als politisches Leitbild ist das Konzept "Europäischer Sicherheitsraum" zu 
erwähnen, mit dem sich im wesentlichen zwei Aufgabenbereiche verbinden. 
Komponenten eines solchen europäischen Sicherheitsraums sind die 
Kriminalprävention und die polizeiliche Zusammenarbeit im Sinne des 
Maastricht-Vertrages. Neben der Harmonisierung der Kriminalpolitik in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union betrifft der zweite Aufgabenbereich 
unmittelbar die Bundesländer an den ostdeutschen Grenzen. 

Analog dem Modell "Partnerschaft für den Frieden" aus dem Bereich der 
Äußeren Sicherheit bietet sich hier eine "Partnerschaft für die Innere 
Sicherheit" an. 
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Korruption und Korruptionsbekämpfung 

Ina Knauß und Werner Vahlenkamp 

Die Ausführungen basieren im wesentlichen auf den Ergebnissen einer 
BKA-Untersuchung, veröffentlicht in Band 33 der BKA - Forschungsreihe: 
Werner Vahlenkamp / Ina Knauß: "Korruption - hinnehmen oder handeln?", 
mit einem Beitrag von Ernst-Heinrich Ahlf "Ethische Aspekte der 
Korruptionsbekämpfung", Wiesbaden 1995. 

1 Einleitung 

Die Korruption hat sich in jüngster Zeit zu einem der dominierenden Themen 
in der gesellschaftlichen Diskussion entwickelt Dies zeigt sich in parteiüber -
greifenden Gesetzesinitiativen, in der Medienberichterstattung und in der 
zunehmenden Bereitschaft in Politik, Wirtschaft und Verwaltung, sich mit 
der Problematik auch öffentlich auseinanderzusetzen. Ein deutliches 
Warnsignal ergibt sich aus der Polizeilichen Kriminalstatistik: Für das Jahr 
1994 werden ersUnals 3253 Korruptionsdelikte mit 1498 Tatverdächtigen 
separat ausgewiesen. 

Die Reihen der Korruptionsgegner haben sich in einem relativ kurzen 
Zeitraum stark verdichtet. Entscheidend hierfür war auch die neue Situation, 
daß renommierte Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft selbst Opfer der 
Korruption wurden. 

Es gibt bis heute keine einheitliche Defmition für das Phänomen "Korrupti­
on". Der Begriff umfaßt nicht etwa nur strafrechtlich relevantes Handeln, 
sondern auch ethisch-moralisch nicht akzeptables Verhalten. Hierunter fällt 
beispielsweise die politische Korruption, die auch heute noch nur dann 
strafbar ist, wenn sie im Zusammenhang mit dem sog. Stimmenkauf erfolgt. 
Das Neben- und Miteinander von strafbaren und sozialethisch verwerflichen 
Korruptionshandlungen und die damit einhergehende Rechtsunsicherheit hat 
einen breiten Graubereich entstehen lassen, den nicht nur OK-Straftäter, 
sondern offensichtlich auch ansonsten integre Unternehmer und Bürger für 
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sich zu nutzen wissen. Insofern sind die Konturen der Korruption trotz 
anhaltender Diskussion bis heute relativ unscharf geblieben. 

2 BKA.Forschun~projekt 

Das Bundeskriminalamt hatte bereits im Jahr 1992 begonnen, sich wissen­
schaftlich mit der Materie zu befassen. Ende 1995 wurde ein umfangreiches 
Forschungsprojekt abgeschlossen, in dem die Korruption im Rahmen 
wirtschaftlicher Betätigung und im Zusammenhang mit dem allgemeinen 
Verwaltungshandeln untersucht wurde. Korruption kann einerseits einer 
langen Vorbereitungsphase folgen, andererseits wird sie aber spontan 
begangen. Insofern waren bei der Festlegung der Untersuchungsfelder die 
planmäßig begangene Korruption mit wirtschaftlichen Interessenlagen und 
die situative Korruption mit eher individuellen Bürgerinteressen gleicherma­
ßen zu berücksichtigen. Diese Differenzierung ist für die Bekämpfung dieses 
Phänomens insbesondere im präventiven Bereich von eminenter Bedeutung. 

Die Korruption wird in der BKA-Untersuchung aus der Sicht der Politik, der 
öffentlichen Verwaltung, der gewerblichen Wirtschaft und der Strafverfol­
gung beleuchtet. Über schriftliche und mündliche Befragungen wurden die 
Erfahrungen, Einschätzungen und Präventionsempfehlungen von nahezu 400 
Mandatsträgern, öffentlich Bediensteten, Strafverfolgern und Wirtschafts­
vertretern eingeholt und bewertet. 

Die Arbeitsdefinition, die dieser Untersuchung vorangestellt wurde, ist 
bewußt sehr weit gehalten und umfaßt auch die strafrechtlich nicht relevante 
Korruption. Als Kriterien der Arbeitsdefmition wurden vorgegeben: 
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Mißbrauch einer amtlichen Funktion, einer vergleichbaren Funktion in 
der Wirtschaft oder eines politischen Mandats 

auf Veranlassung oder eigeninitiativ 

Erlangung bzw. Anstreben eines persönlichen Vorteils 

Eintritt eines unmittelbaren oder mittelbaren Schadens oder sonstigen 
Nachteils 

Geheimhaltung bzw. Verschleierung dieser Machenschaften 



2.1 Folgen tmd Auswirkungen der Korruption 

Bei der Beurteilung des materiellen Schadens der Korruption sind in erster 
Linie die nur schwer abschätzbaren unmittelbaren und mittelbaren Kosten 
anzuführen. Hierunter fallen nicht nur die eigentlichen "Finanzierungsko­
sten" der Korruption, die in aller Regel in der Kalkulation des Unternehmers 
aufgehen, sondern auch die Folgekosten, wie etwa erhöhte Bau- oder 
Beschaffungskosten, anfallende Nachtragshaushalte oder Zinsen im 
Zusammenhang mit Kreditaufnahmen der öffentlichen Hand. Der Staat ist 
jedoch nur vorübergehend "Opfer", denn die Mehrkosten werden grundsätz­
lich über erhöhte Abgaben und Steuern dem Bürger auferlegt. Korruption 
trifft also - wenn auch zeitversetzt - jeden einzelnen Bürger. 

In der Wirtschaft selbst geht diese Kalkulation, d.h. das Umlegen der Kosten 
auf die Verkaufspreise und damit auf den Verbraucher, aufgrund des z. T. 
scharfen Wettbewerbs nicht immer auf. So kann sich Korruption dort etwa 
auch in Qualitätsmängeln bei Produkten und Leistungen auswirken, die den 
Hersteller wie auch den Verbraucher gleichermaßen empfindlich treffen 
können (z. B. Rückrufaktionen, ReklamationenJBeschwerden, Umtausch). 

Die Korruption hinterläßt in ihrem Gefolge aber auch einen erheblichen 
immateriellen Schaden, der von vielen Experten in seinen Auswirkungen 
noch höher bewertet wird als der finanzielle Schaden. 

In der gewerblichen Wirtschaft ist der Integritätsverlust insgesamt bzw. der 
Imageverlust einzelner Industrieunternehmen oder gar ganzer Branchen, die 
in den Sog der Korruption geraten sind, anzuführen. Auch die marktwirt­
schaftlichen Folgen sind gravierend. Auf der Seite der Begünstigten bilden 
sich Monopole und Kartelle; der Markt wird unter wenigen Unternehmern 
aufgeteilt. Auf der Seite der Benachteiligten kann die zunehmend schlechte 
Auftragslage zu Entlassungen und ggf. zum Konkurs führen. Der freie 
Wettbewerb ist vielerorts bereits in eine merkliche Schieflage geraten, weil 
die Marktanteile sich zugunsten derer verschoben haben, die bereit sind, die 
rechtlichen und ethischen Geschäftsgrenzen weit hinauszuveriegen bzw. 
völlig zu ignorieren. Hinweise hierfür sind das zunehmende Auftreten von 
"Hoflieferanten" und "Platzhirschen" in regionalen Unternehmerkreisen, 
auch im Bereich des öffentlichen Auftragswesens. 
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In politischen Handlungsbereichen werden die Auswirkungen der Korruption 
schon auf kommunaler Ebene augenfällig. Viele Mandatsträger fühlen sich 
persönlich betroffen und klagen, daß die Folgen bekanntgewordener 
Korruptionsfälle bis auf die politische Basisarbeit durchschlagen. Die 
Bereicherungsmentalität einzelner Vertreter aus Politik und öffentlicher 
Verwaltung hat offenbar zur aufkommenden Politikverdrossenheit beigetra­
gen und auf den Schauplätzen der Korruption bereits zu einer Verschiebung 
der traditionellen politischen Kräfte geführt. Auch Machtkonzentrationen 
und das Entstehen von politischen Verflechtungen, in denen Nepotismus und 
Ämterpatronage besonders gedeihen, werden der Korruption zugeschrieben. 

In der öffentlichen Verwaltung ist vor allem der Ansehens- und Ver­
trauensverlust zu erwähnen. Bestimmte Verwaltungsressorts, beispielsweise 
das Bau- oder Beschaffungswesen, sind allein aufgrund ihrer korruptions­
gefährdeten Aufgaben von einer gewissen Anrüchigkeit befallen. Der durch 
Korruption einsetzende Abbau der Chancengleichheit führt zur zunehmenden 
Unzufriedenheit des "Verwaltungskunden", der dies bereits offen zum 
Ausdruck bringt. Auch alltägliche Verwaltungsentscheidungen werden 
immer häufiger nicht mehr akzeptiert und Widerspruch ist zunehmend auch 
dann zu erwarten, wenn er nicht berechtigt ist. Die Beeinträchtigung des 
Verwaltungshandelns und der damit einhergehende Zerfall der Arbeitsmoral 
führt nicht nur bei einzelnen Bediensteten zum Verlust der beruflichen 
Orientierung. Auch das Selbstverständnis einer ganzen Behörde kann so in 
Frage gestellt werden. Die Praxiserfabrung zeigt, daß selbst Einzelfälle in 
ihrer Auswirkung die Effektivität der öffentlichen Verwaltung insgesamt 
erheblich in Mitleidenschaft ziehen können. 

2.2 Korruptionssensible Aufgabenfelder und Schwachstellen 

Es gibt eine Vielzahl von korruptionssensiblen bzw. -gefährdeten Auf­
gabenbereichen, Funktionen und Positionen. Grundsätzlich ergibt sich eine 
erhöhte Gefährdung immer dort, wo Außenkontakte unverzichtbar sind oder 
beträchtliche Mittel für Investitionen bzw. Förderungen bereitgestellt 
werden. 
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In der gewerblichen Wirtschaft ist hier vor allem der Einkauf anzusprechen. 
Dies gilt nicht nur für den Einkauf von Handelswaren, sondern auch für die 
Bereitstellung der Untemehmenslogistik. Darüber hinaus sind die Bereiche 
Planung und Entwicklung sowie das industrielle Bauwesen besonders 
herauszustellen. 

Im öffentlichen Bereich ist mit Korruption besonders in folgenden Aufgaben­
feldern zu rechnen: 

behördliche Genehmigungen (in diesem Zusammenhang auch entspre­
chende Kontrollen zur Einhaltung von erteilten Auflagen sowie die 
Vermeidung des Entzugs von Lizenzen) 

öffentliche Auftragsvergaben (insbesondere im Beschaffungs- und 
Bauwesen) 

Vergabe von Fördetmitteln und Subventionen aller Art (z. B. Wirt­
schaftsförderung). 

Die Gefahr für die Verantwortlichen in diesen Aufgabenbereichen, ins Visier 
der Korrumpierenden zu gelangen, ist dann besonders groß, wenn auftreten­
de interne Schwachstellen die Anfälligkeit zusätzlich erhöhen und mögliche 
Andockflächen für die Korruption offenlegen. Hier sind systemorientierte 
Schwachstellen, wie unzureichende Transparenz, fehlende Kontrollmecha­
nismen, Verselbständigung einzelner Bediensteter bzw. Ressorts oder 
Mißmanagement, zu erwähnen. 

Die eigentliche Schwachstelle ist jedoch der Mensch. Auch ein resistentes 
System wird anfällig für Korruption, wenn personenbedingte Schwach­
stellen, wie Suchtprobleme, Unzufriedenheit mit dem Dienstherm, beruflicher 
Frust oder Überschuldung, auftreten. Zudem haben sich die Bewirtschafter 
öffentlicher Gelder und ausgewiesene Experten verschiedener Fachrichtun­
gen niCht selten mit einem niedrigeren Salär abzufinden als ihre Pendants in 
der gewerblichen Wirtschaft. Dies hat mitunter zum "Kompensationsdenken" 
in der öffentlichen Verwaltung dergestalt geführt, daß sich öffentlich 
Bedienstete auf illegale Weise die Vorteile bzw. Gewinne verschaffen, die 
ihnen nach ihrer Meinung rechtmäßig zustehen. 
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2.3 Tätennouve 

Die Bündelung der Täterinteressen auf die erwähnten Zielbereicbe der 
Korruption ergibt sicb aus den Tätermotiven. Triebfeder ist die Profit­
maximierung bzw. die persönliebe Bereicherung, einhergehend mit der 
rigorosen Durchsetzung privater bzw. gescbäftlicher Interessen. Jedoch 
können aucb immaterielle Motive bervortreten. Bei den Korrumpierenden ist 
hier z. B. der Auf- und Ausbau von Machtpositionen zu erwähnen. Zmn 
anderen besteht die Absicht der Täter oft darin, SCbutzwälle gegen bebörd­
liehe Eingriffe auf- und auszubauen. Bei den Korrumpierten kann die 
Unzufriedenheit mit dem Dienstberrn oder die langersebnte Zugebörigkeit 
zum Kreis der vermeintlich Privilegierten auslösendes Motiv sein. "Gemein­
wohl" wird für die Täter so zum "Meinwobi". 

Aber auch wirtscbaftliche Zwänge auf einem enger werdenden Markt können 
ausschlaggebend dafür sein, daß renommierte und ansonsten integre 
Unternehmer zur Sicherung der Auftragslage an Korruptionszirkeln partizi­
pieren. Dies gilt ganz besonders dann, wenn ein Unternehmer aufgrund 
seiner speziellen Unternebmenslogistik von öffentlichen Aufträgen beson­
ders abbängig ist, wie es z. B. im Tiefbau der Fall ist. 

2.4 Unrechtsbewußtsein 

Das Anstoßen der Gescbäfte mit den Mitteln der Korruption, insbesondere 
bei Aufträgen im Ausland, wird in der Wirtscbaft auf breiter Ebene, wenn 
auch nicht als legal, so doch als legitim empfunden. Die Strafverfolger 
weisen darauf hin, daß es erhebliche Probleme bereitet, dem Unternehmer 
Unrechtsbewußtsein nachzuweisen, wenn dieser auf die Möglichkeit der 
steuerlichen Abschreibung von Schmiergeldern verweist. Korrumpierungen 
aller Art werden so als "wirtschaftliche Usancen" bzw. gar als "wirtscbaft­
liehe Notwendigkeit" ausgelegt 

Auch in der öffentlicben Verwaltung sind die Rahmenbedingungen für ein 
ausgeprägtes Rechtsbewußtsein nicht optimal. Neben der unzureichenden 
Sensibilisierung ist bier vor allem die Straflosigkeit der politiscben Korrupti­
on anzusprecben. Von vielen Probanden wird kritisiert, daß korruptives 
Verhalten bei einem Amtsträger straf- und disziplinarrechtlich geahndet 
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wird, während ein Mandatsträger für die gleiche Tat straffrei ausgeht. Diese 
Auffassung entspricht auch dem Verständnis der Betroffenen selbst: Nahezu 
75 % der befragten Mandatsträger empfehlen die strafrechtliche Gleich­
behandlung von korrupten Amtsträgern und Mandatsträgern. Die Pönalisie­
rung der politischen Korruption wird auch als Voraussetzung für die 
Herausbildung des Unrechtsbewußtseins in der Gesellschaft insgesamt für 
unverzichtbar gehalten. 

Grundsätzlich gilt jedoch, daß im Hinblick auf die Verheimlichung der 
Machenschaften und das z. T. professionelle Kaschieren der Praktiken in 
aller Regel von einem mehr oder weniger ausgeprägten Unrechtsbewußtsein 
auszugehen ist. Einigkeit besteht unter den befragten Experten darin, daß ein 
Unrechtsbewußtsein immer dann vorausgesetzt werden kann, wenn Bargeld 
fließt oder Vorteile in beträchtlicher Höhe gewährt werden. 

2.5 Erkennen von Korruption 

Wegen der konspirativen Verhaltensweisen der Täter bereitet es große 
Probleme, Korruptionsstrukturen aufzudecken und korruptive Zusammenhän­
ge zu erkennen. Bei der Verdachtsgewinnung und -verdichtung ist insofern 
Eigeninitiative gefragt. Dies kann nicht allein Aufgabe der Strafverfolgungs­
behörden sein; auch öffentliche Verwaltung, Politik und Wirtschaft müssen 
mehr Sensibilität entwickeln und auf Korruptionsanzeichen achten bzw. 
reagieren. 

Das Entwickeln von Indikatorenrastern ist in diesem sensiblen Bereich 
jedoch mit großen Unsicherheiten behaftet. GrundSätzlich haben viele 
Korruptionsindikatoren, wenn sie einzeln auftreten, auch nur eine sehr 
beschränkte Aussagekraft. Erst wenn sie gehäuft oder in bestimmten 
Konstellationen auftreten, können sich Situationen ergeben, die Reaktionen 
nach sich ziehen müssen. GrundSätzlich ist nur der sensibilisierte Betrachter 
in der Lage, Korruptionsindikatoren zu erkennen und richtig zu bewerten. 

Besonders problematisch sind sogenannte sozialneutrale Indikatoren, die 
zwar einerseits durchaus geeignet sein können, Verdachtsmomente entschei­
dend zu erhärten, andererseits aber dennoch nicht als "korruptionstypische 
Indikatoren" eingeordnet werden können. Beispielhaft sind zu erwähnen: 
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Ausbleiben von Beschwerden dort, wo sie üblich sind (z. B. behörd­
liche Kontrollen) 

"Unabkömmlichkeit"; Anwesenheit bei Krankheit 

MiOlahme von Vorgängen nach Hause 

plötzlicher Meinungswandel 

plötzliches Interesse eines Bediensteten für ein anderes Ressort (ohne 
Zuständigkeit) 

aufwendiger Lebensstil (nach einer eher bescheidenen Phase). 

Ein nicht mit dem Einkommen erklärbarer Lebensstil des Korrumpierten 
wurde im Rahmen nachträglicher Fallbetrachtungen sehr häufig festgestellt. 
Dennoch erscheint es problematisch, allein aufgrund derartiger Verhaltens­
weisen dem Betroffenen plötzlich mit Mißtrauen zu begegnen oder gar 
Maßnahmen gegen ihn einzuleiten. 

Für die Befragten gibt es jedoch auch eine Vielzahl von Indikatoren, die zu 
besonderer Vorsicht bzw. zu konkreten Vorsichtsmaßnahmen führen sollten, 
wie z. B. 

Umgehen öffentlicher Ausschreibungen 

auffallende Abweichung zwischen Angebots- und Rechnungssumme 

Absonderungl Abschottung einzelner Bediensteter oder Ressorts 

plötzliche, unerklärliche Verfahrensbeschleunigung 

"Rechenfehler" oder nachträgliche Korrekturen 

Weisung, einen Vorgang "zustimmend zu bearbeiten" 

unerklärliches Eintreten für einen bestimmten Unternehmer 

Nichtbeachtung oder weite Auslegung rechtlicher Vorschriften. 

Indikatoren haben dann eine besondere Bedeutung, wenn sie mit dem 
Attribut "plötzlich", "unerklärlich" oder "auffallend" versehen sind, d. h. 
wenn das Verhalten deutlich von der Norm abweicht. Einzelne Indikatoren 
treten darüber hinaus nur in wenigen, dabei aber durchaus bedeutsamen 
Aufgabenbereichen auf, sind also sehr spezifisch. Aufgrund der schwierigen 
Beurteilung solcher Indikatoren wurde im Forschungsprojekt bewußt darauf 
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verzichtet, Indikatorenraster quasi als generelle "Korruptionslupen" anzubie­
ten. Der mit der Korruptionsprävention Beauftragte wird dennoch in die Lage 
versetzt, mit Hilfe der in den einzelnen Untersuchungsbereichen vorgestell­
ten Indikatoren einen für seinen Aufgabenbereich geeigneten Katalog zu 
erarbeiten. Sozialneutrale Indikatoren sollten dabei grundsätzlich im 
Kontext mit aussagekräftigeren ("heißen") Indikatoren gesehen werden. 
Indikatorenlisten sind in der Praxis besonders hilfreich, wenn sie spezieller 
Art sind, also gezielt aufgaben- bzw. ressortbezogen entwickelt werden. Dies 
kann nur der jeweilige Anwender sicherstellen. 

2.6 Bekämpfungsansätze 

Die im Rahmen des Projekts erarbeitete Bekämpfungskonzeption ist nicht als 
BKA-eigene Strategie zu verstehen, sondern als Empfehlungskatalog von 
der Praxis für die Praxis. Für die befragten Experten ergibt sich eine 
besondere Dringlichkeit für Gegenmaßnahmen. 

Korruptionsprävention sollte unverzüglich mit gezielten Bemühungen 
beginnen, die schwerpunktmäßig auf innerbehördliche Bereiche sowie auf 
politische Schalt- und Steuermechanismen konzentriert werden. Die 
Wirksamkeit von Vorbeugungsmaßnahmen kann sich dann bereits kurz- bis 
mittelfristig einstellen. Langfristig gesehen kann Korruptionsprävention 
jedoch nur dann beständige Erfolge verbuchen, wenn sie gesamtgesell­
schaftlich angegangen wird (Stichworte: Ächtung, Wirtschaftsethik). 
Insofern muß Korruptionsprävention zweigleisig betrieben werden. 

Die erarbeitete Gesamtkonzeption, eine Art Bausatz, der Empfehlungen für 
die Sensibilisierung des öffentlichen Dienstes insgesamt ebenso beinhaltet 
wie Verbesserungs vorschläge organisatorischer bzw. personeller Art, 
konkrete taktische und rechtliche Kontroll- und Bekämpfungsansätze sowie 
individuelle Verhaltensempfehlungen für den einzelnen öffentlich Bedienste­
ten bzw. den Mandatsträger, kann dazu als Beurteilungsgrundlage und 
Leitfaden dienen. 

Auf der Grundlage der Anregungen und Empfehlungen wurden einige 
wesentliche Leitsätze für die Korruptionsprävention herausgearbeitet: 
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1. Der Boden für die erfolgreiche Umsetzung von Anti-Korruptions­
Strategien ist noch nicht bereitet. Mit Aufklärung in Staat, Gesellschaft 
und Wirtschaft muß mehr Sensibilität entwickelt werden. 

2. Es ist keine Zeit zu verlieren! Die Bereitschaft zum Handeln sollte nicht 
von der Frage abhängig gemacht werden, ob sich die Korruption bereits 
offen gezeigt hat oder nicht. 

3. Korruptionsprävention kann nicht in Form einer universellen Strategie 
oktroyiert werden. Aufgrund der VielfaItigkeit der öffentlichen Aufga­
benfelder muß sie in ihren Feinheiten eigenständig und anwenderge­
recht entwickelt werden. 

4. Bürger- und wirtschaftsnahe Politik entspricht dem politischen Selbst­
verständnis. Sie sollte nicht mit falsch verstandener Korruptions­
prävention konterkariert werden. Vorbeugung muß deshalb mit Augen­
maß betrieben werden. 

5. Korruptionsprävention bedeutet nicht Mißtrauen gegenüber dem 
Einzelnen, sondern entspricht rechtlichen und ethischen Vorgaben: dem 
Gebot der politischen Hygiene, der Reinhaltung der öffentlichen 
Verwaltung und der Integrität der Wirtschaft. Sie setzt eine besondere 
Vertrauensbasis unter den Betroffenen voraus: "Kontrolle ist gut, 
Vertrauen ist besser!" 

6. Die Verhütung von Korruption setzt optimale Transparenz des Han­
delns von Politik und Verwaltung voraus. Nichttransparente Systeme 
sind anfällig. Auch Anti-Korruptions-Politik muß mit offenem Visier 
betrieben werden. 

7. Korruptionsprävention darf nicht nur partiell betrieben werden. 
Sie verlangt den engen Schulterschluß von Gesellschaft, Politik, 
öffentlicher Verwaltung, Wirtschaft und Strafverfolgung. 

8. Die informelle Beilegung oder das Vertuschen von Korruptionsfällen 
ist für die Korruptionsbekämpfung kontraproduktiv. Politik, Wirtschaft 
und öffentliche Verwaltung müssen deutlich signalisieren, daß Korrup­
tion nicht hingenommen wird. 
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3 Rechdiche Ralunenbedingtmgen der Korruption 

Im Hinblick auf eine zu erstellende Bekämpfungskonzeption gegen Korrupti­
on müssen jedoch neben präventiven Gesichtspunkten auch rechtliche 
Aspekte Berücksichtigung finden. Als Ergebnis der in der 
BKA-Untersuchung erstellten Rechtsanalyse, die auf den Angaben der 
Probanden basiert, ist ein gesetzlicher Reform- und Regelungsbedarf, 
insbesondere im strafrechtlichen Bereich, festzustellen. Korruptions­
straftaten können zwar auch schon zmn heutigen Zeitpunkt nachhaltig 
verfolgt werden, wenn das vorhandene rechtliche Instrumentarimn konse­
quent angewendet und ausgeschöpft wird. Dennoch erscheint nach den 
Untersuchungsergebnissen zur Beseitigung von Strafbarkeitslücken sowie 
zur Effektivierung der Korruptionsbekämpfung eine praxisorientierte 
Anpassung der relevanten Rechtsvorschriften, insbesondere der 
BesteChungstatbestände (§ § 331 ff. StGB), an aktuelle Erfordernisse der 
Korruptionsbekämpfung erforderlich. 

Angesichts der schweren Schäden, die Korruption verursacht, sollte mit 
Reformen nicht so lange gewartet werden, bis die Korruption das Staatswe­
sen unterwandert hat. Rechtspolitischen Überlegungen sollte in jedem Fall 
eine Analyse von vorhandenen Rechtsdefiziten und deren Ursachen voraus­
gehen. 

Ausgehend von den Angaben der Probanden in der empirischen Untersu­
chung und der rechtlichen Analyse werden zur Behebung von Rechts­
defiziten leitsatzartig folgende Empfehlungen abgegeben: 

(1) Überprüfung und Überarbeitung der BestechungSdelikte (§ § 331 ff. 
StGB) im Hinblick auf 

• eine Anhebung des Strafrahmens, insbesondere bei Vorteils­
annahme und Vorteilsgewährung (§§ 331, 333 StGB); über­
legenswert ist auch die Ausgestaltung der Tatbestände Bestechung 
und Bestechlichkeit (§§ 332, 334 StGB) als Verbrechen; 

• eine Angleichung der Tatbestände Vorteilsannahme und Vorteils­
gewährung: Ausdehnung des Anwendungsbereichs von § 333 
StGB auf vergangene und gebundene Diensthandlungen; 
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• eine gesetzliche KlarsteIlung des Amtsträgerbegriffs (§ 11 StGB) 
unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen (zunehmende 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen an Privatftnnen und Privati­
sierung öffentlicher Aufgabenbereiche); 

• eine Ausdehnung des Tatbestandsmerkmals "Vorteil" auf Drittzu­
wendungen; 

• einen Verzicht des Tatbestandsmerkmals der Unrechts­
vereinbarung bei gleichzeitiger gesetzlicher Regelung einer Straf­
vergünstigung für aussagewillige Korruptionstäter; 

• eine Anwendbarkeit der Gewinnabschöpfungsmöglichkeiten des 
Erweiterten Verfalls (§ 73d StGB) und der Vermögensstrafe 
(§ 43a StGB) auf schwere Korruptionsdelikte; 

• eine bundeseinheitliche Regelung der Kriterien für sozialadäquates 
und damit strafloses Verhalten (Gewähren geringfügiger Vorteile). 

(2) Aufnahme der Tatbestände Bestechlichkeit und Bestechung (§§ 332, 
334 StGB) in den Katalog des § lOOa StPO (Überwachung des 
Fernmeldeverkehrs). 

(3) Einführung eines Straf tatbestandes des "Ausschreibungsbetruges" für 
die Beteiligung an wettbewerbsausschließenden Preisabsprachen. 

(4) Überarbeitung des § 12 UWG im Hinblick auf den Anwl~ndungsbereich, 
den Strafrahmen und die strafprozessuale Ausgestaltung. 

(5) Überprüfung des Steuerrechts mit dem Ziel der Einschränkung bzw. 
Abschaffung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Bestechungsgeldern. 

(6) Analog §§ 331 ff. StGB Pönalisierung der politischen Korruption über 
§ 108e StGB hinaus; Reform der Verhaltensregeln für Abgeordnete im 
Hinblick auf erweiterte Sanktionsmöglichkeiten und Transparenz der 
wirtschaftlichen Verflechtungen von Mandatsträgern. 
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Forschungsdokumentation 

Klaus Fischer 

Es wird hier lediglich ein kurzer Sachstand zum Aufbau der Forschungs­
dokumentation gegeben. 

Die polizeiforschenden Behörden national wie europaweit konnten keinen 
systematischen und durchorganisierten Informationsaufwand für die 
Sachgebiete Kriminalistik und Kriminologie vorweisen. Damit war ein 
erhebliches Informationsdefizit verbunden und auch die Wahrscheinlichkeit 
von Doppelforschung und Überschneidungen gegeben. Ansätze für gemein­
same Forschungsarbeiten mußten im Zufallsbereich verbleiben. 

Zur Behebung dieser Misere hat die Europäische Union (EU) über die 
Arbeitsgruppe Polizeiliche Zusammenarbeit auf Inititative des Bundesmini­
sters des Innern und des Bundeskriminalamtes einen Informationsaustausch 
von Forschungsergebnissen mit grenzüberschreitendem Charakter vereinbart. 

Als nationaler Ansprechpartner dieser Kooperation ist das Kriminalistische 
Institut des Bundeskriminalamtes vorgesehen worden. Die Zuständigkeit des 
Bundeskriminalamtes, eine kriminalistisch-kriminologische Forschungs­
dokumentation einzurichten, wird aus der ZentralstelIenfunktion gern. des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 i. V. m. Nr. 6 BKA-Gesetz abgeleitet 

Die internationale Verpflichtung mußte das Bundeskriminalamt national 
umsetzen. Dazu wurde ein spezieller Erhebungsbogen entwickelt, der später 
in den wesentlichen Zügen auch im internationalen Bereich Verwendung 
gefunden hat. 

Es konnten 27 Forschungsprojekte ausgewertet und dem Generalsekretariat 
der EU als Beitrag der Bundesrepublik Deutschland gemeldet werden. Alle 
anderen Mitgliedsstaaten der EU haben zusammengenommen 23 weitere 
Projekte benannt. Das Engagement der Bundesrepublik Deutschland wurde 
besonders hervorgehoben. 

Der Auswertungsbericht dieser ersten Erhebung ist im März 1995 an die 
Landeskriminalämter und Polizeifachhochschulen mit der Bitte zugestellt 
worden, sich im Interesse einer Fortschreibung des Vorhabens abermals an 
einer Umfrage zu beteiligen. 
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Dieses Mal sind von der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 30 
Forschungsprojekte angezeigt worden; darunter befanden sich allerdings 
auch Projekte aus der ersten Erhebung. Die internationale Erhebung im 
zweiten Durchlauf ist noch nicht abgeschlossen. Das Ergebnis der nationa­
len Auswertung wurde bereits an die Landeskriminalämter und die Polizei­
fachhochschulen versandt. International sind Meldungen von Schweden, 
Österreich, Finnland und Frankreich eingegangen. 

Die Bilanz der Aktivitäten zum Aufbau einer Forschungsdokumentation läßt 
erkennen, daß grundsätzlich ein geeignetes Mittel gefunden worden ist, um 
die notwendige Transparenz auf dem Forschungssektor zu schaffen. 

Auch dieses Vorhaben war selbstverständlich von Anfangsschwierigkeiten 
begleitet, die aber zunehmend überwunden werden. Im Einzelfall sind nicht 
immer vollständige Projektlisten übermittelt oder die Erhebungsbogen nicht 
durchgängig ausgefüllt worden. Insgesamt liegen die Schwierigkeiten jedoch 
eher im internationalen Bereich, weil die Verständigungsprozesse EU-weit 
zeitraubender und komplizierter ablaufen als im nationalen Bereich. 
Inhaltlich läßt sich anführen, daß die Forschungsfelder 

Bekämpfung der Rauscbgiftkriminalität 

Organisierte KriminalitätfWirtschaftskriminalität 

Gewalt-/Opferproblematik 

Dunkelfeldforschung 

Täterprofile 

Prävention 

Polizeiliche Arbeitsmetboden 

Ausländer-/Migrationsprobleme 

gut besetzt sind. 

Bei den angewandten Forschungsmethoden dominieren nach jetzigem Stand 
die mündliche Befragung von Einzelpersonen, die Experten- sowie die 
schriftliche Befragung. Dokumenten-I Aktenanalyse und der Zugriff auf 
Sekundärdaten folgen. 

Es ist beabsichtigt, die Forschungsdokumentation künftig als Baustein des 
COD-Literatur DV -gestützt zu betreiben. Einstweilen werden die Arbeiten 
noch manuell durchgeführt. 
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Im Frühjahr 1996 soll die dritte Erhebung anlaufen. Die entsprechenden 
Auswertungsberichte der Folgeerhebung werden ebenfalls an die zuständi­
gen Stellen weitergeleitet. Bei Interesse an Einzelprojekten leistet das 
Bundeskriminalamt gern die Vermittlung an die projektführende Stelle, weil 
es selbst grundsätzlich keine ForschungsberiChte vorhält. 
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Das Opfer nach der Straftat -
seine Erwartungen und Perspektiven. 

Ein Videofilm für die polizeiliche Aus- und Fortbildung 

Michael C. Baurmann und Margot Siegle 

Mit einem im vergangenen J abr hergestellten Videofilm ging die Kriminali­
stisch-kriminologische Forschungsgruppe des Bundeskriminalamtes einen 
neuen Weg bei der Umsetzung von Forschungsergebnissen für die polizeili­
che Praxis. 

Das gesamte Medienpaket der Kriminalistisch-kriminologischen For­
schungsgruppe des BKA zum Thema "Umgang mit Kriminalitätsopfern, 
Opferschutz und Opferhilfe " besteht aus Forschungsband, Videofilm und 
Begleithejt. 
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Die aktuellen viktimologischen Veröffentlichungen der KriminaIi­
stisch-krimonologischen Forschungsgruppe 

1991 veröffentlichten Michael C. Baurmann und Wolfram Schädler die 
Ergebnisse einer empirischen Untersuchung, bei der sie sich mit den Ein­
schätzungen und Bedürfnissen von Kriminalitätsopfern befaßt hatten. Die 
Autoren hatten - ersunals in Deutschland - zmn einen allgemeine 
Kriminalitätsopfer direkt nach ihrer Anzeigenaufgabe bei der Polizei sowie 
zmn andern Gewaltopfer nach der Gerichtsverhandlung befragt, und zwar 
unter anderem nach ihrer momentanen Befindlichkeit, zu ihren Verletzungen, 
ihren Mitschuldgefühlen, zu erlebten Mitschuldvorwürfen, dem Empfinden 
gegenüber ihrem Täter, ihrer Einschätzung des Verhaltens von Polizei- und 
Justizangehörigen sowie zu ihren aktuellen Bedürfnissen nach Wiederguuna­
chung, Strafe und Täter-Opfer-Ausgleich. Die Ergebnisse di.eser Befragung 
wurden in einem zweiten Arbeitsgang der Psychoanalytikerin Margarete 
Mitscherlich ("Die Unfähigkeit zu Trauern") sowie zwei professionellen 
Opferhelfern aus der Beratungsstelle "Hanauer Hilfe" (Rolf Guntermann und 
Inge Möbus) zur kritischen Reflexion vorgelegt. Weiterhin enthält das Buch 
eine Zusammenfassung zur Gesetzeslage bezüglich der Kr.iminalitätsopfer 
und Zeugen in Deutschland (insbesondere zmn Opferschutzgesetz) sowie 
einen Überblick über vergleichbare in- und ausländische Untf:rsuchungen. 

Eine überarbeitete und erweiterte zweite Auflage der Untersuchung erscheint 
1996 in der BKA - Forschungsreihe (Michael C. Baurmann und Wolfram 
Schädler: Das Opfer nach der Straftat - seine Erwartungen und Perspekti­
ven. Eine Befragung von Betroffenen zu Opferschutz und Opferunter­
stützung sowie ein Bericht über vergleichbare Untersuchungen. Mit weiteren 
Beiträgen von Margarete Mitscherlich sowie Rolf Guntemrtann und Inge 
Möbus. (BKA) Wiesbaden 1996, 2. Aufl.). 

Die Ergebnisse des Forschungsprojekts wurden dann in einem LehrfIlm für 
die Aus- und Fortbildung mngesetzt (Videofilm "Opfer nach der Straftat -
Erwartungen und Perspektiven". BKA Wiesbaden 1995). 
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Zusätzlich haben die Autoren des vorliegenden Beitrags ein Begleitheft mit 
didaktischen Erläuterungen zum Hlm verfaßt, in dem auch die zentralen 
Ergebnisse der Untersuchung in Thesenform dargestellt sind. Einige wichtige 
Graftken aus dem Buch sind im Begleitheft als Vorlage zur Herstellung von 
Unterrichtsfolien abgedruckt und erläutert (Opfer nach der Straftat. Erwar­
tungen und Perspektiven. Begleitheft zum Video. (BKA) Wiesbaden 1995). 

Darüber hinaus veröffentlichte das Bundeskriminalamt 1995 in der "BKA -
Reihe Polizei" (Band 59) die Arbeit "Ältere Menschen als Kriminalitäts­
opfer" von Frank Kawelovski. 

Schließlich führte das BKA vom 14. bis 17. November 1995 in Wiesbaden 
die Große Arbeitstagung zum Thema "Das Opfer und die Kriminalitäts­
bekämpfung" durch. Die Beiträge auf dieser Tagung werden in der BKA -
Forschungsreihe (Band 36) im Herbst 1996 veröffentlicht. 

hn folgenden wollen wir die Herstellung und die Konzeption des Videoftlms 
und des Begleithefts ausführlicher beschreiben. 
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Die Herstellung des Medienpakets, die Kosten mtd der personelle 
Aufwand 

Die Idee zur Herstellung des Medienpakets (Videofilm und Begleitheft) zur 
Umsetzung der kriminologiscben Forscbungsergebnisse des Forscbungs­
bandes entstand nacb einer Umfrage, die das Bundeskriminalamt bei den 
Benutzern, also bei der Zielgruppe der BKA-V eröffentlicbungen, mit 
Unterstützung des Meinungsforscbungsinstituts "infas" (Bonn) durcbgeführt 
batte. Als Ergebnis dieser Befragung erbielten die Publikationen der 
Kriminalistiscb-kriminologiscben Forscbungsgruppe eine neue Struktur und 
ein modemes Lay-out. Weiterhin sollten versucbsweise die Anregung von 
"infas" aufgegriffen werden, nämlicb die Forscbungsergebnisse aucb mit 
anderen Medien - bier per Video - an die Zielgruppe "Polizeipraxis sowie 
Aus- und Fortbildung" beranzutragen. 

Margot Siegle übernahm die Leitung und Organisation zur Produktion eines 
professionellen Lehrfilms. Die Erfahrungen aus dieser Produktion zeigen, 
daß diese Art der Umsetzung extrem aufwendig ist, und zwar sowobl 
bezüglicb der Kosten als aucb bezüglicb des Personaleinsatzes. 

Die Arbeitsschritte bei der Filmproduktion waren im einzelnen: 
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Produktionsleitung inbaltlicber und organisatoriscber Alt 

Erstellen eines Exposes 

Es fand eine Ausscbreibung statt. Drei Drebbucbautoren arbeiteten an 
der Aufgabe und nahmen zu diesem Zweck aucb Kontakt auf zur 
Polizeipraxis sowie zu Aus- und Fortbildungsstätten der Polizei. 

Auswahl des Drebbucbautors, der später aucb die Regie übernahm 

Das endgültige Drebbucb wurde nocb einmal mit den Bucbautoren, mit 
Opferbelfern und mit der Produktionsleitung diskutiert 

Gewinnen eines Aufnahmeleiters 



Auswahl und Gewinnen eines ausgebildeten, professionellen Sprechers 

Der Sprecher erläutert, kommentiert und abstrahiert die Spielfilm­
szenen. Mit diesem Stilmittel konnte der FIlm kompakt gehalten 
werden. Die reine Wissensvermittlung war dadurch leichter möglich. 
Bezüglich der Darsteller/innen in den Spielfilmsequenzen und bezüg­
lich der Sprecherrolle wurde deutlich, daß für einige Positionen nur 
ausgebildete, bezahlte Schauspieler in Frage kamen. 

Gewinnen professioneller Schauspieler 

Auswahl talentierter Laienschauspieler, vorwiegend für Nebenrollen 

Drehorte organisieren 

Koordination der eingesetzten Kräfte, Beschaffung und Koordination 
der Technik, Mieten (Autos, Wohnungen), Absperrungen, Dreh­
erlaubnis, Kostenabrechnung 

Durchführen der eigentlichen Dreharbeiten (durch die Medienzentrale 
des Bundeskriminalamtes) 

dabei: Bild- und Tonaufnahmen mit externem Tontechniker, Beleuchter 
und einer externen Maskenbildnerin 

begleitend: Herstellen von Standfotos bei Filmaufnahmen 

Schnitt des aufgenommenen Ton- und Bildmaterials mit Einarbeitung 
von Trick- und Standaufnahmen sowie Schrifteinblendungen (durch 
Medienzentrale des Bundeskriminalamtes) 

Herstellen des Lay-outs für die Videobox (Text verfassen, grafischer 
Entwurf, Gestaltung und Druckauftrag) 

Herstellen des Begleitheftes (Text verfassen, grafischer Entwurf, 
Gestaltung und Druckauftrag) 

Herstellen von Video-Kopien 

Versand 

Schon diese Auflistung der Arbeitsschritte läßt erahnen, welchen enormen 
Aufwand es bedeutete, diesen Videofllm in einer professionellen Qualität 
herzustellen. Die Arbeiten dauerten insgesamt etwa zwei Jahre und die 
Kosten betrugen - trotz erheblicher personeller Eigenleistungen seitens des 
Bundeskriminalamtes - etwa 100.000 DM. 
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Zielgruppe des Videofilms, Konzeption und Inhalt 

Zielgruppe 

Als Zielgruppen wurden vor allem Polizeibeamte von der Schutz- und der 
Kriminalpolizei gesehen. Der 18 Minuten dauernde Film spricht speziell die 
für die polizeiliche Praxis gewonnenen wichtigsten Ergebnisse aus dem 
Forschungsprojekt an. 

Konzeption und Inhalt 

Die einleitende Phase des Films führt über zwei parallel laufende Hand­
lungsstränge zu den Tatorten eines Raubüberfalls und eines Einbruchsdieb­
stahls. Danach werden beispielhaft für die alltäglichen Abläufe das Verhal­
ten der Polizei gegenüber den Geschädigten bei der Anzeigenaufnahme und 
bei den Ermittlungen gezeigt Die dargestellten Verhaltensweisen sind zwar 
weitgehend korrekt, es fehlt jedoch die persönliche Anteilnahme, die die 
belastende Situation für die betroffenen Opfer erleichtern würde. Am 
Beispiel eines Falles einer vergewaltigten Frau werden einerseits Teile einer 
zusätzlich verletzenden und andererseits auch Teile einer einfühlsameren 
Befragung dargestellt. Außerdem wird kurz eine professionelle Opferhilfe­
einrichtung speziell für Kriminalitätsopfer vorgestellt, die dem Opfer die 
Unterstützung geben kann, die die Polizei wegen ihrer speziellen Zuständig­
keiten nicht zu leisten im Stand ist. 

Im Unterrichts film wird gezeigt, daß die Polizeibeamten in aller Regel 
dienstlich korrekt gegenüber dem Opferzeugen auftreten. Im Zuge des 
Alltagsgeschäftes und der arbeitsmäßigen Überlastung vergessen sie jedoch, 
daß sie es vielfach mit durch Straftaten psychisch und physisch geschädig­
ten Menschen zu tun haben, die Anspruch auf Zuwendung und Hilfe sowie 
auf einen Schutz vor zusätzlichen Schädigungen haben. 

Die im Film gezeigten Fallbeispiele stellen mögliche Auswirkungen der rein 
vorschriftsmäßigen Verhaltensweise der jeweils eingesetzten Polizeibeamten 
dar. Damit soll bewußt gemacht werden, daß durch das Sichhineinversetzen 
in das Opfer und durch das Mitfühlen, mit wenigen Mitteln und Zeitauf­
wand, nicht nur die Situation von Opfern und GeSChädigten erheblich 
verbessert werden kann, sondern auch für die Polizei ein größerer 
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Informationswert bei der Befragung des Opfers als Zeugen erreicht werden 
kann. 

Zuletzt werden die für die Polizeipraxis wichtigen Ergebnisse des 
Forschungsprojektes in Thesenform unter Einblendung der entsprechenden 
vorherigen Szenen vorgetragen. 

Die drei beispielhaft gezeigten, viktimologisch relevanten Kriminalitäts­
bereiche sind: Viktimisierung durch einen Raubüberfall, durch einen 
Einbruchsdiebstahl und durch eine Vergewaltigung. 
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Vikümisierung durch einen Wohnungseinbruch 

Die Familie Wemer kehrt aus dem Urlaub zurück und hofft, wieder ein 
geordnetes Zuhause vorzufinden. In ihrer Abwesenheit war jedoch in das 
Haus eingebrochen worden und die Wohnräume befinden sich in einem 
chaotischen Zustand. 

So sah die Wohnung aus, als Familie Werner aus dem Urlaub nach Hause 
kam. 

58 



Entsetzt stellt die heimkehrende Familie Werner fest, daß in ihre Woh­
nung eingebrochen und damit ihre Intimsphtire verletzt wurde. 

Beim Anruf des Herrn Werner bei der Polizei wird ibm routinemäßig die 
Auskunft gegeben, daß jemand zur Tatortaufnahme vorbeikomme; es könne 
jedoch eine Weile dauern, weil noch andere Arbeiten zu erledigen seien. 

Die später eintreffenden Tatortbeamten erledigen ihre Arbeit, aus Sicht der 
Opfer unverständlich, nicht besonders genau und die Beamten weisen sogar 
noch auf die mangelhafte Sicherung der Balkontüre hin. Im Gespräch 
erklären die Beamten, daß die Täter sowieso kaum oder nur per Zufall 
ermittelt werden können und die ganze Arbeit hauptsächlich die formalen 
Bedürfnisse der Versicherungen decke. 

In einer im Fihn positiv dargestellten zweiten Handlungsvariante bieten die 
Tatortbeamten am Schluß für die Opfer Informationen zum Ermittlungsver­
fahren an. 
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Vikümisierung durch einen Raubüberfall 

Eine Gruppe Jugendlicher überfällt einen jungen Mann in einem Park und 
raubt ihm Jacke und Schuhe. Er wird dabei leicht verletzt, auf dem Boden 
liegend wird er zusätzlich durch einen Fußtritt gedemütigt. 

Daniel Hofacker wird von einer Gruppe Jugendlicher überfallen und 
seiner Jacke und seiner Turnschuhe beraubt. 
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- - - - - ~~~~~~~~~~~~~~----. 

Daniels Augenbraue wurde verletzt. Außerdem wurde er beim Überfall am 
Boden liegend getreten. Wie meist auch bei anderen Opfern von Gewalt­
delikten sind seine seelischen Verletzungen schwerwiegender als die 
körperlichen. 

Die verschiedenen Sequenzen aus der Anzeigeerstattung bei der Polizei 
zeigen zunächst eine sehr unpersönliche Atmosphäre im Eingangsbereich der 
Polizeidienststelle sowie weiterhin eine korrekt beginnende Befragung des 
Opferzeugen durch den Beamten; als Daniei Hofacker jedoch ankündigt, bei 
einem eventuellen weiteren Fall sich mit einem Messer verteidigen zu 
wollen, wird er von dem vernehmenden Beamten nicht mehr als 
Kriminalitätsopfer sondern vor allem wie ein potentieller Täter behandelt. 
Die körperlichen und emotionalen Verletzungen des Jungen treten dabei 
völlig in den Hintergrund. 
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Viktimisierung durch eine Vergewaltigung 

Die Befragung einer zuvor vergewaltigten Frau bei der Polizei läuft in einer 
für das Opfer inhumanen und zusätzlich belastenden Form ab: Die 
Befragungssituation ist kühl und distanziert, der Vernehmungsraum steht 
offen und ist für andere Beamte jederzeit zugänglich, das Gespräch wird 
durch Dritte gestört und die Fragen nach Einzelheiten des Geschehens 
werden in eher gleichgültiger und verletzender Art gestellt. Das Opfer I die 
Zeugin verschließt sich daraufhin. 

Wie im Beispiel des Wohnungseinbruchs wird gezeigt, daß einfühlsames 
Verhalten der Kriminalbeamtin und der Hinweis auf eine professionelle 
Opferhilfeeinrichtung das Opfer in seiner derzeitigen Hilflosigkeit günstig 
beeinflussen kann. 

Die Kriminalbeamtin befragt die vergewaltigte Frau als Zeugin. Die 
völlig hilflose und apathische Frau sucht MitgefUhl, Versttlndnis und 
Zuwendung. 

Die sich anschließende Szene bei einer solchen Beratungsstelle macht die 
unterschiedliche AufgabensteIlung von Polizei und Opferhilfeeinrichtung 
deutlich. Die beiden Institutionen können sich gegenseitig unterstützen. 
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-- ----~~~~~~~~~~-----. 

Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse für die Polizei­
praxis 

Bei Opfern von Straftaten stehen vor allem die seelischen Verletzun­
gen im Vordergrund. Dies gilt vor allem für alle Formen von Gewalt­
delikten, für sexuelle Angriffe, für Wohnungseinbrüche und für Bedro­
hungen. 

Opfer erwarten, ernst genommen und in ihrer Rolle als Opfer bestätigt 
zu werden. Schwerwiegend betroffene Opfer kommen häufig zur 
Polizei, weil sie sich ohnmächtig fühlen und Hilfe bei der Polizei 
suchen. Die Polizei, die meist die erste offizielle Anlaufstelle nach einer 
Straftat ist, hat hier eine besondere Verantwortung. 

Opfer erwarten in ihrer momentanen Hilflosigkeit Zuwendung, Ver­
ständnis und Mitgefühl. Wenn darauf eingegangen werden kann, dann 
werden ZUSätzliche Schädigungen des Opfers vermieden. 

Opfer sind nur gute Zeugen, wenn sie von der Polizei in einer vertrau­
enerweckenden Art angesprochen werden. Mit schlechten Zeugen kann 
eine Tat nicht oder nur erschwert aufgeklärt werden. 

Vorschnelle Mitschuld-Zuweisungen vertiefen die psychischen Verlet­
zungen des Opfers. 

Sofern die Polizei selbst keine weitergehende Hilfe bieten kann, sollte 
auf Opferhilfeeinrichtungen oder allgemeine lokale Beratungsstellen 
hingewiesen werden. Notfalls sollte die Polizei die Kontakte dorthin 
herstellen. 

Opfer erwarten Informationen, zum Beispiel über den Fortgang des 
Verfahrens, über Opferschutz und Opferentschädigung und weiterhin 
über den Ausgang des Verfahrens. 
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Einsatzmöglichkeiten des Films, Didaktik mxI Zeitansatz 

Während der Ausbildung könnte der Ftlm im Rahmen der Dienstkunde, aber 
auch während eines Unterrichts zur Viktimologie (im Rahmen von minde­
stens zwei Unterrichtseinheiten) eingesetzt werden. Die Beamten sollten 
bereits ausreichende Erfahrungen im Einzeldienst gemacht haben. • 

In einer dienstkundlichen Fortbildungsveranstaltung könnten mit Hilfe des 
Films die Polizeibeamten angeregt werden, ihre täglichen Verhaltensweisen 
zu überprüfen und zu verbessern. 

In beiden Fällen wäre es sinnvoll, innerhalb des Unterrichts zunächst 
Ausführungen zum Thema zu machen. Der Ftlm könnte vor oder während 
des UnterriChts, oder auch nach der Erarbeitung von zusammenfassenden 
Thesen für eine Diskussion als zusätzliche Unterstützung und zur Veran­
schaulichung, eventuell auch in Abschnitten, vorgeführt werden. 
Sinnvollerweise arbeitet die Lehrkraft zur Vorbereitung mit dem gesamten 
Forschungsbericht (350 Seiten), zumindest mit der Zusammenfassung im 
Buch (17 Seiten) oder mit dem Begleitheft. Die Lehrkraft sollte sich dann 
den VideofIlm zur Vorbereitung erst einmal anschauen, denn er enthält 
einerseits Spielfilmanteile zur Verdeutlichung von Verhaltensmustern und 
von psychischen Befmdlichkeiten bei den Betroffenen; zum andern enthält 
das Video zusammenfassende Erläuterungen. 
Sollte die Lehrkraft beabsichtigen, den Film zu Beginn oder während des 
Unterrichts einzusetzen, dann erscheint aus Sicht der Autoren ein Zwischen­
stopp nach 7 Minuten und 1 Sekunde sinnvoll. Es könnte dann gemeinsam 
über die beobachteten Verhaltensweisen diskutiert werden. Die Lehrkraft 
könnte dann - mit Unterstützung der Folien (nach den Kopiervorlagen aus 
dem Begleitheft oder aus dem Forschungsband) -, Zusatzinformationen 
geben. Nach der oder für die abschließende(n) Diskussion könnte danach 
der zweite Teil des Videofilms gezeigt werden, bei dem es mehr um negative 
und positive Verhaltensbeispiele, um die Verallgemeinerung und um die 
praktiscbe Umsetzung des Gezeigten gebt. 

Der Einsatz des gesamten Films am Ende des Unterrichts bietet sich eben­
falls an und ist auch angemessen, weil damit der Untemchtsstoff noch 
einmal illustriert und zusammengefaßt werden kann. 
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- - - ----------------------------------------------------------~ 

Der Videoftlm wurde bisher in 350 Exemplaren hergestellt und als Medien­
paket zusammen mit dem Begleitheft und dem Band 22 der BKA -
Forschungsreihe an Polizeidienststellen sowie Aus- und Fortbildungs­
einrichtungen der Polizei kostenlos abgegeben. Die Rückmeldungen waren 
bisher sehr positiv, und zwar sowohl von den Praktikern her als auch von 
den Lehrenden und den Lernenden. 

Das Medienpaket ist für Polizeidienststellen kostenlos zu beziehen über 
Bundeskriminalamt, Referat KI 11, 65 173 Wiesbaden. 
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Anforderungsprofil der Polizei 

Karlhans Liebl 

1 Auftrag tmd Problemstellung 

Das hier vorgestellte Projekt geht auf einen Auftrag des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern, Inspekteur der Polizei, vom 5. Januar 1995 
zurück. 

Der Projektauftrag lautet: "Die Fachhochschule für Polizei Sachsen führt 
eine Untersuchung über das Anforderungsprofil der Polizei durch und zeigt 
Möglichkeiten auf, wie die Polizei diesen Anforderungen gerecht werden 
kann." 

Aufgrund der weiteren Präzisierung des Forschungsauftrages stellen sich die 
Forschungsfragen wie folgt dar: 

1. Auswertung vorliegender Erkenntnisse bei den Polizeidienststellen 
hinsichtlich des Anforderungsprofils an die Polizei 

2. Auswertung bzw. Erhebung der unmittelbaren Erwartungshaltung der 
Bevölkerung an das Anforderungsprofil der Polizei 

3. Befragung der BevölkerungIBediensteten hinsichtlich ihrer Erwartungs­
haltung an die Polizei innerhalb öffentlicher Einrichtungen, die häufig 
mit Problemen konfrontiert werden 

4. Befragung der BevölkerunglAngehörigen hinsichtlich ihrer Erwartungs­
haltung an die Polizei innerhalb von nicht-öffentlichen Stellen, die 
häufig mit Problemen konfrontiert werden 

Aufgrund dieser Problemstellung gliedert sich der Forschungsauftrag in 
vier verschiedene Untersuchungsteile: 

a) Erhebungen zu den Erkenntnissen zum ForsChungsauftrag bei den 
Polizeidienststellen; 
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b) Bevölkerungsbefragung zu ihrem Anforderungsprofil an die Polizei; 

c) Befragung von öffentlicben Einricbtungen zur Erwartungsbaltung; 

d) Befragung von nicbt-öffentlicben Einricbtungen zur Erwartungs­
baltung. 

2 Durchfiihnmg und Arbeitsprogrannn 

Bei jeder Umsetzung von Forscbungsfragen ist es notwendig, den aktuellen 
Stand der Literatur zu kennen und vergleicbbare Forscbungsvorbaben 
binsicbtlicb aussagekräftiger Fakten zu analysieren. 

Themen- und metbodenbezogene Facbliteratur und Kommissionsbericbte 
liegen - insbesondere aus dem Bereicb der polizeibezogenen Facbzeitscbrif­
ten - im großen Umfang vor)) 

Vergleicbbare Untersucbungen wurden in verscbiedenen Bundesländern2) 

durcbgeführt. Diesen allen war jedocb eigen, daß sie sicb meist bzw. speziell 
nur einem bestimmten Tbemenaspekt zugewandt oder aber nicbt die deutscbe 
Einheit bzw. die spezifischen Probleme der neuen Bundesländer aufgegriffen 
baben. Aus diesem Grund konnten nur einige wenige Fragen so gestaltet 
werden, daß ein Vergleicb mit den Ergebnissen anderer Untersuchungen 
vorgenommen werden kann. 

Insgesamt mußte daber für das Forscbungsprojekt ein vollständig neues 
Untersuchungsinstrument geschaffen werden. 

1) An dieser Stelle wird hier nicht weiter auf diese Literatur eingegangen. 
Hinsichtlich einer Aufstellung wird auf den abschließenden Forschungsbericht 
verwiesen. 

2) So z. B. in Bayern, Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen (Stadt 
Leipzig) und Saarland. 
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Das Arbeitsprogramm sieht für das Forschungsprojekt eine vierfache 
Primärdatenerhebung in den Bereichen 

a) Polizei 

b) Bevölkerung 

c) öffentliche Stellen 

d) nicht-öffentliche Stellen 

vor, wobei in den Bereichen a) und b) quantitative Befragungen durchge­
führt und in c) und d) Expertengespräche geführt werden. 

Im Rahmen des Arbeitsprogramms wurde der Problematik, daß bisher außer 
persönlichen Meinungsbildern keine repräsentativen Aussagen zum 
Forschungstbema vorliegen, dadurch ein besonderes Augenmerk gewidmet, 
daß die einzelnen Untersuchungs teile erst nach einer ersten Erkenntnisaus­
wertung der vorhergegangenen Untersuchung durchgeführt werden. 

3 Methode und praktische Umsetzung der Untersuchung 

Aufgrund des Forschungsauftrages soll die Untersuchung nur die Situation 
im Freistaat Sachsen feststellen, so daß auch nur in diesem Bundesland die 
Untersuchung durchgeführt wird. 

Für die Befragung der Polizeibediensteten wurde von einer Stichprobengröße 
von 5 % aller Angehörigen des Polizeivollzugsdienstes ausgegangen. Dabei 
wurde die Stichprobe so geschichtet, daß in der Befragtenpopulation der 
jeweils entsprechende Teil des mittleren, gehobenen und höheren Polizei­
vollzugsdienstes einbezogen wird. 

Insgesamt sollen daher 600 auswertbare Fragebögen aus dem Bereich des 
Polizeivollzugsdienstes zur Auswertung vorliegen. 

Hinsichtlich der Durchführung dieses Untersuchungsteils wurde die Untersu­
chung mittels direkter Ansprache der Polizeidienststellen vorgenommen. Dies 
geschah auch insbesondere darum, weil es größere datenschutzrechtliche 
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und auch wohl persönliche Probleme3) (Überwachungs- oder Über­
prüfungsangst etc.) gegeben hätte, wenn Personen aus dem Personalbestand 
des Polizeivollzugsdienstes im Freistaat Sachsen gezogen worden wären. 

Die Polizeidienststellen wurden nach der landesspezifischen Situation 
(Großstädte, Mittelstädte und Landbereich einschließlich der Grenzregionen) 
in Gruppen eingeteilt und dann die einzelnen zu befragenden Einheiten nach 
dem Zufallsprinzip ausgewählt. 

Es konnte auf ca. 60 InterviewerInnen der Bereitschaftspolizei zurückgegrif­
fen werden, die diese Polizeidienststellen aufsuchten und auf dem Prinzip 
der Freiwilligkeit dann auskunftsbereite Polizeibedienstete auswählten. 
Vorgegeben wurden nur die Besoldungsgruppen Gedoch nur nach der 
Einteilung wie oben ausgeführt), die angesprochen werden sollten. Die 
Befragten konnten dann den Fragebogen nach eigener Zeiteinteilung 
ausfüllen und ihn anonym in einem vorfrankierten Rückumschlag an die 
Fachhochschule zurücksenden. Insbesondere wurden die Befragten in einer 
Anleitung auf diese Verfahrensweise hingewiesen und gebeten, die Fragebö­
gen nicht über die Dienstpost zu versenden. Die Befragung konnte so 
vollständig anonym durchgeführt werden. 

Die Bevölkerungsbefragung wurde nach einer Projektanalyse letztendlich 
auf repräsentativer Grundlage durchgeführt. Insgesanlt werden ca. 
4.000 Personen im Freistaat Sachsen angesprochen, wobei wiederum eine 
ortsgrößenabhängig geschichtete Stichprobe aus den Unterlagen der 
Einwohnermeldeämter4) gezogen werden soll. 

Diesen Personen wird mit einem Anschreiben des Landespolizeipräsidenten 
der Fragebogen übersandt und sie gebeten, den ausgefüllten Fragebogen in 
dem beigefügten vorfrankierten Rückumschlag wieder an die Fachhochschule 
zurückzusenden. Insoweit sind somit Rückschlüsse aufgrund von Poststem-

3) Zu diesem Problem wird hinsichtlich weiterer Erläuterungen auf den For­
schungsbericht verwiesen. 

4) Hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Problematik wird in diesem Zusammen­
hang auf den Forschungsbericht verwiesen. 
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peIn weitestgehend ausgeschlossen, und die Untersuchung kann als voll­
ständig anonym gelten. 

Da dieser Befragungsteil zur Zeit durchgeführt wird, können dazu noch keine 
weiteren Details berichtet werden. Des weiteren werden auch die Expertenge­
spräche erst nach einer vorläufigen Auswertung strukturiert und durchge­
führt werden. 

Zum Untersuchungsteil "Expertengespräche" steht bisher in einer vorläufigen 
Überlegung nur fest, daß ca. 10 bis 30 Interviews in folgenden "öffentli­
chen" Stellen zu führen wären: 

Ausländerämter 
Bahnhofsverwaltungen 
Bundesgrenzschutz 
Bürgermeister 
Feuerwehren 
Handels- und Handwerkskammern 
Jugendämter 
Justizbehörden 
Kindergärten 
Krankenwagenbesatzungen 
N otfallklinikärzte 
Ordnungsämter 
PolizeireviereS) 
Schulen 
Sozialämter. 

S) Dies auch als Nachbefragung. 
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Hinsichtlich der "nicht-öffentlichen" Einrichtungen wird an die Befragung 

von 

Gewerkschaften 
Imbißbuden 
Kommunalpolitikern (z. B. Gemeinde- und Kreisräte) 

Pfarrämtern 
Sozialen Hilfsdiensten 
Taxifahrern 
Vereinen 

gedacht. 

4 Erhebun~nt der Polizeibefragung6) 

Aufgrund der noch laufenden Untersuchungen können an dieser Stelle nur 
allgemeine Hinweise auf den Aufbau der Erhebungsinstrumente gegeben 

werden. 

Die Schwerpunkte der Befragung des Polizeivollzugsdienstes beziehen sich 

auf folgende Punkte: 

Arbeitszufriedenheit 
Ausbildung 
Berufsethos 
Berufsbild "Polizist" 
Dienstverfehlungen 
Fortbildung 
Kenntnisstand 
Kritik an der Polizei 
Leistungskontrolle 
Medieneinfluß 
Organisationsprobleme 
Präventionsgesichtspunkte 

6) Hinsichtlich der weiteren Befragungsinstrumente muß auf den Forschungsbe­

richt verwiesen werden. 
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Probleme des Arbeitsalitags 
Schengener Abkommen 
Situationsbewältigung (auch anhand von Fällen) 
Soziale Kompetenz 
Verhalten in der Öffentlichkeit 

Der Fragebogen umfaßt insgesamt 175 Fragen, die auch zum überwiegenden 
Teil offene Antworten zulassen. 

Innerhalb der Bevölkerungsbefragung werden neben den Fragen nach 
Kontakten mit der Polizei und den dabei aufgetretenen Problemlagen 
insbesondere die AnsichtenlMeinungen der Bevölkerung hinsichtlich der 
Anforderungen der Bevölkerung an die Polizei, Fragen nach der Polizei­
präsenz, die aktuelle persönliche Einschätzung der Kriminalitätslage und 
ihre Entwicklung, der Verbrechensfurcht und Einstellungsmerkmale erhoben 
werden.?) 

5 Erste Emdriid.<.e der Untersurhung 

Aufgrund des bisherigen Arbeitsstandes lassen sich noch keine Ergebnisse 
referieren. Festgehalten werden kann jedoch, daß der Rücklauf der Befra­
gung des Polizeivollzugsdienstes bereits bei ca. 75 % liegt, auch wenn 
verschiedentlich die Bereitschaft aus den unterschiedlichsten Gründen nicht 
vorlag, den Fragebogen auszufüllen. Anzumerken ist in diesem Zusammen­
hang, daß insbesondere die Haltung des Dienstvorgesetzten zu der Befra­
gung ein Einfluß hinsichtlich der Teilnahme an der Befragung zuzuschreiben 
ist.8) 

7) Da dieser Befragungsteil gerade in Arbeit ist, muß wegen des endgültigen 
Inhalts des Erhebungsinstrumentes auf den Abschlußbericht verwiesen werden. 

8) Letztendlich soll darüber aber noch eine sogenannte "Verweigererbefragung" 
weitere Aufschlüsse geben. 

73 



An dieser Stelle kann abschließend nur der Hoffnung Ausdruck gegeben 
werden, daß diese bisher größte Untersuchung in der Bundesrepublik 
Deutschland9) hinsichtlich des "Anforderungsprofils der Polizei" im Ergebnis 
die Probleme aufzeigen wird, die für Reformen in den verschiedensten 
Teilgebieten notwendig und hilfreich sind. 

9) Auch wenn sie nur in einem Bundesland durchgeführt wird. 
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PräventionsmodeUe im Bereich Drogenkriminalität 

Christiane Simsa 

Das Forschungsprojekt "Drogenprävention und Polizei" wurde vom Institut 
für Kriminologie der Universität Heidelberg im Auftrag des Bundeskriminal­
amtes durchgeführt. Ziel dieses Vorhabens war festzustellen, ob und 
gegebenenfalls in welcher Weise sich die Polizei an den Bemühungen um 
Drogenprävention beteiligen sollte. Im Mittelpunkt der Untersuchung stand 
eine Bestandsaufnahme über die vorhandenen polizeilichen Drogen­
präventionsmaßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland und einigen 
ausländischen Staaten. Auf der Grundlage dieser Bestandsaufnahme und 
einer Auswertung der Literatur zur Drogenprävention wurden Vorschläge 
über die Rolle der Polizei bei der Drogenprävention ausgearbeitet. Die 
Ergebnisse des Projekts beziehen sich auf den Zeitraum Anfang 1992 bis 
Mitte 1994. Stichtag für die Auswertung der Projektumfrage war der 31. Mai 
1993. Die ausländischen Projekte wurden überwiegend 1993 ausgewertet. 

Dieser Beitrag besteht aus Auszügen aus dem Projektbericht von Dieter 
DoeIling "Drogenprävention und Polizei", veröffentlicht in Band 34 der 
BKA-Forschungsreihe, Wiesbaden 1996. 

1 Die Konzeption des Forschungsvorhabens 

Für die Bestandsaufnahme über die polizeilichen Drogenpräventions­
maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland waren alle lokalen, 
regionalen und überregionalen Drogenpräventionsprojekte von Interesse, an 
denen die Polizei in irgendeiner FOIm, sei es federführend, sei es unterstüt­
zend, beteiligt ist. Bei der Bestandsaufnahme wurde in mehreren Schritten 
vorgegangen. Zunächst wurden im März 1992 die Landeskriminalämter aller 
Bundesländer angeschrieben und um Informationen über Drogenpräventi­
onsprojekte mit Polizeibeteiligung in dem jeweiligen Bundesland gebeten. 
Über die von den Landeskriminalämtern angegebenen einzelnen Projekte 
wurden im Wege einer schriftlichen Befragung der Projektbetreiber nähere 
Informationen eingeholt. Um auch eher unsystematische polizeiliche 
Präventionsaktivitäten zu erfassen, die noch nicht den Charakter eines 
Projekts angenommen haben, wurde außerdem eine schriftliche Umfrage 
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über Präventionsaktivitäten bei den Rauschgiftfachkommissariaten der 
deutschen Großstädte mit über 200.000 Einwohnern durchgeführt. 

Ergänzend zu den schriftlichen Befragungen traten mündliche Interviews mit 
für Drogenprävention zuständigen Beamten von Landeskriminalämtern und 
mit Polizeibeamten örtlicher Dienststellen, die Drogenprä.ventionsprojekte 
betreiben. Für die Interviews wurden Gesprächspartner ausgewählt, die 
entweder lange Erfahrung mit polizeilicher Drogenprävention haben oder für 
innovativ erscheinende Projekte verantwortlich sind. Im Juli 1993 wurden 
die Landeskriminalämter um Aktualisierung ihrer Angaben gebeten. Diese 
Bitte um Aktualisierung war u. a. angezeigt, um den im Unter­
suchungszeitraum stattfindenden Aufbau der polizeilichen Drogenprävention 
in den neuen Bundesländern zu erfassen. Außerdem wurden die vom 
Landeskriminalamt Niedersachsen für die Kommission Rauschgift der 
Landeskriminalämter und des Bundeskriminalamts erstellten Bestandsauf­
nahmen über die polizeiliche Drogenprävention der Bundesländer vom 
Januar 1992 und Juli 1993 ausgewertet. 

Zur vergleichenden Analyse von polizeilichen Drogenpräventions­
maßnahmen im Ausland wurden für den europäischen Bereich Großbritanni­
en, die Niederlande, Schweden, Italien, Polen und Ungarn ausgewählt; 
einige Staaten, die sich im Hinblick auf geographische Lage, Drogenprobleme 
und Drogenpolitik unterscheiden. Außerdem wurde die USA wegen der dort 
bereits seit längerem betriebenen polizeilichen Drogenprävention einbezogen. 

Durch Anfragen bei zentralen Polizeibehörden und mit Drogenproblemen 
befaßten Wissenschaftlern der ausgewählten Staaten wurde versucht, 
Hinweise auf in diesen Staaten bestehende Drogenpräventionsprojekte mit 
Polizeibeteiligung zu erhalten. Über die auf diese Weise in Erfahrung 
gebrachten Projekte wurden so dann durch schriftliche Anfragen Informa­
tionen eingeholt. Zur vertieften Information über einzelne Projekte wurden 
mündliche Interviews vor Ort geführt. 

Grundlage für die Erarbeitung der Vorschläge über die Beteiligung der 
Polizei an der Drogenprävention waren die in der Bestandsaufnahme 
erfaßten Erfahrungen mit den bisherigen polizeilichen Drogenpräventions­
maßnahmen und die Auswertung der Literatur über Drogenprävention. Die 
auf dieser Basis erstellten Vorschläge wurden im Mai 1993 mit Polizeibe-
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amten diskutiert, die in der Drogenprävention tätig sind. Die Vorschläge 
waren so dann im November 1993 Gegenstand einer Diskussion mit Experten 
der Drogenprävention außerhalb der Polizei. 

In dem hier dargestellten Projekt war es allerdings nicht möglich, polizeili­
che Drogenpräventionsmaßnahmen einer strengen Evaluation zu unterzie­
hen, d. h. ihre EffIzienz bzw. ihre Wirkung auf Einstellung und Verhalten 
der Zielgruppen unter Einbeziehung einer Vergleichsgruppenuntersuchung zu 
messen. Es konnten lediglich die Erfahrungen der Praxis mit polizeilichen 
Präventionsprojekten gesammelt, die Literatur zur Drogenprävention 
ausgewertet und die erhobenen Befunde systematisch geordnet und auf ihre 
Plausibilität hin überprüft werden. Dieses Vorgehen ermöglicht jedoch für 
die Zukunft, Entscheidungen über die Beteiligung der Polizei an der Drogen­
prävention auf eine rationalere Basis zu stellen und damit die Chancen zu 
erhöhen, daß Drogenprävention erfolgreich gestaltet wird. 

2 Die Umfrage bei den Landeskriminalämtern 

Aufgrund der Angaben der Landeskriminalämter sind in den alten Bundes­
ländern unterschiedliche Strategien der Polizei hinsichtlich der Drogen­
prävention erkennbar. Es lassen sich drei Gruppen unterscheiden. In der 
Mehrzahl der Bundesländer führt die Polizei mit erheblichen Anstrengungen 
eigene Drogenpräventionsmaßnahmen durch. In einer zweiten Gruppe von 
Ländern ist die Polizei zwar auch präventiv tätig, übt aber hierbei eher 
Zurückhaltung. Der dritten Gruppe gehören schließlich die Bundesländer an, 
in denen die Polizei grundsätzlich keine eigenen Präventionsaktivitäten 
entfaltet, sondern sich darauf beschränkt, andere Träger bei deren 
Präventionsmaßnahmen zu unterstützen. Bei diesen Aussagen muß aller­
dings berücksichtigt werden, daß seit Abschluß der Untersuchung in den 
meisten Bundesländern weitergehende Aktivitäten im Bereich der Drogen­
prävention stattgefunden haben. 

Der ersten Gruppe der Bundesländer mit intensiven Aktivitäten der Polizei 
im Bereich der Drogenprävention gehören Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und das 
Saarland an. In diesen Ländern wurden mit Ausnahme des Saarlandes in 
den Landeskriminalämtem spezielle Sachgebiete für Drogenprävention 
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eingerichtet. Diesen Ländern ist auch gemeinsam, daß sich die polizeilichen 
Präventionsaktivitäten auf den Bereich der Primärprävention konzentrieren. 
Zielgruppen sind junge Menschen, Eltern, Lehrer und andere Multiplikatoren 
sowie die Öffentlichkeit. Im übrigen zeigen sich in Konzeption und 
Handlungsformen eine Reihe von Unterschieden. 

Die zweite Gruppe wird durch die Bundesländer gebildet, in denen polizeili­
che Drogenprävention eher zurückhaltend betrieben wird. Dieser Gruppe 
gehören die Länder Bremen und Schleswig-Holstein an. In Bremen besteht 
die polizeiliche Drogenprävention in Referaten an Schulen und anderen 
Einrichtungen, Teilnahme an Podiumsdiskussionen und Mitwirkung an 
Fortbildungsmaßnahmen, z. B. für Lehrer. Auch in Schleswig-Holstein 
halten Polizeibeamte auf Anfrage Vorträge zur Drogenproblematik. Daneben 
sind einige lokale Aktivitäten, wie z. B. eine gemeinsam milt einer Tageszei­
tung erstellte Artikelserie zum Thema "Drogen und Sucht", ZIU nennen. 

In der dritten Gruppe können die Bundesländer zusammengefaßt werden, in 
denen die Polizei weitgehend auf eigene Drogenpräventionsmaßnahmen 
verzichtet. Dies ist in Berlin und Hessen der Fall. In diesen Bundesländern 
beschränkt sich die Polizei grundsätzlich darauf, die Präventionsarbeit 
anderer Stellen durch Informationen über ihr bei der täglichen Arbeit 
erlangtes Wissen zu unterstützen. Soweit eine Beteiligung an Präventions­
veranstaltungen erfolgt, liegt der Schwerpunkt bei Veranstaltungen für 
Multiplikatoren. 

Die Situation in den neuen Bundesländern ist dadurch gekennzeichnet, daß 
alle Landeskriminalämter Drogenprnventionsmaßnahmen durchführen. Die 
Strategie der dritten Gruppe der alten Bundesländer, auf eigene Präventions­
aktivitäten grundsätzlich zu verzichten, wurde in keinem neuen Bundesland 
von der Polizei übernommen. Es ist das Bemühen erkennbar, die auf illegale 
Drogen konzentrierten polizeilichen Präventionsmaßnahmen in landesweite 
Gesamtkonzepte der Suchtprophylaxe einzubetten. Handlungsformen sind 
u. a. Vorträge, ADD, Aktionstage, Anti-Sucht-Wochen, Ausstellungen und 
Preisausschreiben. Es erfolgt Unterstützung durch die Landeskriminalämter 
der alten Bundesländer, es werden aber auch eigene Wege gegangen, eigene 
Erfahrungen gemacht und bei der Weiterentwicklung der Präventions­
maßnahmen berücksichtigt. 

78 



- - - - - ---------------------. 

Die bisherigen Ausführungen haben sich auf die überregionalen Aktivitäten 
der Landeskriminalämter konzentriert. Werden die Angaben der Landeskri­
minalämter zu den lokalen und regionalen polizeilichen Drogenpräventions­
maßnahmen in dem jeweiligen Bundesland betrachtet, zeigt sich ein weites 
Spektrum. An einigen Orten gibt es überhaupt keine polizeilichen Aktivitä­
ten, an anderen Orten beschränken sich diese auf gelegentliche Vorträge auf 
Anfrage. Eine Reihe von lokalen Polizeibehörden haben einzelne Projekte 
durchgeführt, z. B. Anti-Sucht-Tage oder -Wochen, und schließlich gibt es 
einige Polizeidienststellen, die kontinuierlich und systematisch Präventions­
arbeit von erheblicher Intensität leisten. Art und Intensität der lokalen und 
regionalen pOlizeijichen Drogenprävention werden geprägt durch das 
Engagement der jeweils für Drogenprävention zuständigen Polizeibeamten. 

3 Die Projekt-Umfrage 

Im Rahmen der Projekt-Umfrage konnten Daten über 146 polizeiliche 
Drogenpräventionsprojekte erhoben werden. Der Projektbegriff wurde 
verhältnismäßig weit gefaßt. Es reichten Maßnahmen von erheblichem 
Umfang oder längerer Dauer aus. Drei Viertel dieser Projekte sind auf 
Gemeinde- oder Kreisebene angesiedelt, ein Viertel hat überregionalen 
Charakter. Initiatoren sind in der Regel Landeskriminalämter bzw. örtliche 
Polizeidienststellen. Bei der Umfrage schälten sich 8 Projekttypen heraus, in 
die sich die Mehrheit der Projekte einordnen ließen: Vorträge und Diskussio­
nen (44 Projekte), Anti-Sucht-Tage oder -Wochen (22), Anti-Drogen-Discos 
(16), Verteilung von Informations- oder Streumaterialien (14), Ausstellun­
gen oder Informationsstände (10), Beteiligung an Arbeitskreisen zur 
Suchtprophylaxe (10), Veranstaltung von Wettbewerben (9) und Beiträge in 
Zeitungen, Rundfunk oder Fernsehen (8). 

Mit den Projekten werden unterschiedliche Ziele verfolgt Ein häufig 
genanntes Ziel ist die Sensibilisierung für die Drogenproblematik. Vielen 
Projekten geht es um die Vermittlung von Sachinformationen über das 
Lagebild der Rauschgiftkriminalität sowie über Beschaffenheit, Wirkungen 
und Gefahren von illegalen Drogen. Zahlreiche Projekte verfolgen jedoch 
auch das Ziel, Entstehungsbedingungen und Funktionen von Drogenkonsum 
sowie Verführungs- und Verstrickungssituationen zu verdeutlichen. Zu 
diesem Ziel tritt häufig das Bemühen hinzu, Alternativen zum Drogenkonsum 
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aufzuzeigen und ein Anti-Drogen-Bewußtsein zu stärken. Die Mehrzahl der 
Projekte hat nicht nur illegale Drogen zum Gegenstand, sondern bezieht auch 
legale Suchtstoffe mit ein. Abschreckung wird als Gegenstand der Präventi­
on selten genannt. Weiterhin befassen sich die Projekte ganz überwiegend 
mit Primärprävention. Beratung von Gefährdeten wird nur in wenigen 
Einzelfällen erwähnt. Zielgruppen der primärpräventiven B,emühungen sind 
vor allem Jugendliche, Eltern, Erzieher, Lehrer, Ausbilder und andere 
Multiplikatoren sowie die Öffentlichkeit. 

Die Methoden und Mittel, mit denen die Projekte arbeiten, sind weit gestreut. 
Bei allen Projekten handelt es sich jedoch um den Einsatz von verschiede­
nen Mitteln, wobei jedoch Maßnahmen überwiegen, die die Zielpersonen 
nicht aktiv in das Geschehen einbeziehen, wie z. B. das Zeigen von Videos 
oder eine "Beratung" durch Vorträge. Anzahl und Art der Methoden und 
Mittel sind eng mit dem jeweiligen Projekttyp verbunden. 

118 Projekte geben an, daß eine Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 
stattfindet, die Hälfte der Projekte nennt eine Kooperation mit mehr als drei 
verschiedenen Einrichtungen. Es handelt sich dabei u. 3. um Schulen, 
J ugend- und Gesundheitsämter, Stadtverwaltungen, Drogenberatungsstellen 
und Krankenkassen. Teilweise wird von Problemen in der Zusammenarbeit 
berichtet, überwiegend wird die Kooperation jedoch als zufriedenstellend 
beurteilt. Gute persönliche Kontakte spielen für das Gelingen der Zusammen­
arbeit eine große Rolle. 

Die Bewertung der Projekte durch die befragten Personen gleicht sich. Die 
Ziele werden in der Regel nach Ansicht der Projektbetreiber erreicht. 
Insbesondere die Initialzündung für weitere Aktivitäten wird als positiv 
bewertet. Gründe für die Nichterreichung der Zielsetzung werden nur selten 
genannt, wobei das Desinteresse bestimmter Gruppen, insbesondere von 
Lehrern und/oder Eltern, im Vordergrund steht. Die Organisatoren von 
Vortragsveranstaltungen fragen sich zunehmend, ob mit diesem Mittel mehr 
als reine Informationsvermittlung erreicht werden kann. Bei den Arbeitskrei­
sen der SUChtprävention ergeben sich spezielle Probleme, die Zusammenar­
beit der verschiedenen Einrichtungen zu etablieren und die nur langfristig 
erzielbaren Ergebnisse zu messen. 
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Kritisch äußern sich viele Projektbetreiber über die Zusammenarbeit mit den 
Schulen. So sei es schwierig, die Drogenprävention als festen Bestandteil in 
den dortigen Alltag einzuführen. Aber auch das fehlende Interesse von 
Lehrern und Eltern wird mehrmals erwähnt. In Einzelfällen sei die Zusam­
menarbeit mit anderen Institutionen schwierig gewesen. Es wird aber auch 
von erheblichen Widerständen in den Reiben der Polizei berichtet 

Die Änderungsvorschläge der Projektbetreiber beziehen sich im wesentlichen 
auf eine längerfristige Planung der Aktivitäten, die Entwicklung ausgearbei­
teter Konzepte, eine bessere zielgruppenorientierte Arbeit und die frühzeitige 
Zusammenarbeit mit allen betroffenen Institutionen und Personen. 

4 Die Literatur zur Drogenprävention 

Bei der Durchsicht der Literatur zur Drogenprävention galt die Aufmerksam­
keit vor allem der Primärprävention, da allein in diesem Bereich eine 
intensivere Beteiligung der Polizei ernsthaft in Betracht kommt Dabei kann 
hinsichtlich der Grundlinien der Gestaltung von Drogenprävention ein 
erhebliches Maß an Konsens in der Literatur festgestellt werden. Es wird 
angenommen, daß in der Drogenprävention eine Entwicklung von der 
Abschreckung über die Drogenkunde zu ursachenorientierten Maßnahmen 
stattgefunden hat. Abschreckung und reine Drogenkunde werden heute als 
unwirksam oder kontraproduktiv betrachtet, da sie Neugier auslösen 
könnten. Erfolgschancen werden allein der ursachenorientierten Prävention 
eingeräumt. 

Hierbei wird davon ausgegangen, daß Drogenkonsum und -abhängigkeit 
durch vielfältige Entstehungsbedingungen verursacht sein können, die im 
allgemeinen auf die drei Faktoren Person, Umwelt und Droge zurückgeführt 
werden. Präventionsmaßnahmen haben sich danach an die Person des 
potentiellen Drogenkonsumenten zu richten (kommunikative Prävention), 
seine Umwelt zu beeinflussen (strukturelle Prävention) und die Verfügbar­
keit von Drogen zu verringern (Prävention durch Repression). 

Bei den auf die Person gerichteten Präventionsmaßnabmen steht die 
Stärkung protektiver Faktoren vor allem bei Kindern und Jugendlichen im 
Vordergrund. Es sollen "positive" Eigenschaften gefördert werden, die 
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konsum entgegenstehen. Hierzu gehören insbesondere die Fähigkeiten zur 
Bewältigung der Lebensprobleme und zur persönlichen Sinnorientierung, zur 
Kommunikation und konstruktiven Freizeitgestaltung. Die Widerstands­
fähigkeit gegenüber Angeboten zum Drogenkonsum soll gestärkt werden. 
Informationen über Drogen und deren Wirkungen werden dann als sinnvoll 
angesehen, wenn sie in auf Persönlichkeitsstabilisierung ausgerichtete 
Programme eingebunden sind und sich auf aktuelle Drogenwirkungen sowie 
Angaben über die häufig überschätzten Konsumraten konzentrieren. 

Die auf die Persönlichkeit ausgerichteten Präventionsmaßnahmen sollen an 
der Lebenswelt der jeweiligen Zielgruppe, an deren Erfahrungen, Bedürfnis­
sen und Problemen ansetzen. Sie sollen stoffübergreifend alle Suchtformen 
erfassen, frühzeitig beginnen sowie kontinuierlich und langfristig erfolgen. 
Die präventiven Aktivitäten sollen schwerpunktmäßig im direkten persönli­
chen Kontakt mit den Zielgrupen erfolgen (personal-kommunikative Präven­
tion). Sie sind nicht als einseitige Belehrung, sondern handlungsbezogen 
auszugestalten und sollen die Angesprochenen zur aktiven Mitwirkung 
motivieren. Positive Alternativen zum Drogenkonsum sind anzubieten. 

Wesentliche Bedeutung wird dem Verhalten der konkreten Bezugspersonen 
von jungen Menschen (Eltern, Erziehern, Lehrern, Ausbildern) beigemessen. 
Ihnen sind Problembewußtsein, Sachinformationen und die Fähigkeit zu 
präventivem Verhalten zu vermitteln. Drogenprävention wird als Bestandteil 
der Gesundheitserziehung verstanden, die - möglichst früh beginnend - in die 
Arbeit von Kindergärten und Schulen aufzunehmen ist. 

Die personal-kommunikativen Maßnahmen werden durch massen­
kommunikative Aktionen ergänzt, z. B. Fernseh-Spots oder Verteilung von 
Streumaterial mit Anti-Drogen-Logo. 

Strukturelle Prävention zielt auf die Schaffung von Lebensbedingungen, die 
einem Leben ohne Drogen förderlich sind. Dazu gehören angemessene 
Wohn verhältnisse, stützende soziale Netzwerke, Handlungs- und Erlebnis­
möglichkeiten für die Freizeitgestaltung, berufliche Pe:rspektiven und 
Angebote zur Lebensgestaltung und Lebensorientierung für junge Menschen. 
Außerdem ist die Verfügbarkeit von Drogen einzuschränken. 

Drogenprävention wird als gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen. Die 
beteiligten Institutionen sollten ihre jeweils spezifischen Beiträge koordinie-
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ren. Besondere Bedeutung wird der Planung und Abstimmung örtlicher 
Aktivitäten in kommunalen Koordinationsgremien beigemessen. 

5 Vorschläge zur Beteiligung der Polizei an der Drogen­
prävention 

Aus den Befunden der Bestandsaufnahme, den Erfahrungen mit ausländi­
schen Projekten und den Erkenntnissen aus der Literaturauswertung lassen 
sich folgende Konsequenzen für die Rolle der Polizei bei der Drogen­
prävention ziehen: 

Die Primärprävention von Drogenmißbrauch ist in erster Linie die Aufgabe 
von Eltern, Erziehern, Lehrern und anderen Bezugspersonen junger Men­
schen. Ihnen obliegt es, mit dem Ziel des Aufbaus einer stabilen Persönlich­
keit auf junge Menschen einzuwirken und den Kindern und Jugendlichen bei 
der Lösung ihrer Entwicklungsaufgaben helfend zur Seite zu stehen. Die 
Förderung der Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen ist keine 
Aufgabe der Polizei. 

Die Polizei gehört auch nicht zu den vorrangigen Trägem der Drogen­
prävention. Sie kann aber einen Beitrag zur Primärprävention des Drogen­
mißbrauchs leisten. 

Die Zuständigkeit der Polizei zur Drogenprävention ergibt sich aus den 
Polizeigesetzen. Danach gehört die vorbeugende Verbrechensbekämpfung 
(Kriminalprävention) zu den Aufgaben der Polizei. Das Betäubungsmittel­
gesetz stellt den unerlaubten Umgang mit bestimmten Drogen unter Strafe. 

Daraus ergibt sich zunächst die Aufgabe der Polizei, die Personen und 
Institutionen, die präventiv tätig werden können, über die Notwendigkeit und 
die Möglichkeiten der Prävention des Drogenmißbrauchs zu informieren und 
auf die Verwirklichung der angezeigten Präventionsmaßnahmen hinzu­
wirken. 

Aus der Zuständigkeit der Polizei für Kriminalprävention ergibt sich auch die 
Aufgabe zu ermitteln, wie erfolgreiche Prävention auf den einzelnen 
Kriminalitätsgebieten auszugestalten ist, und dieses Sachwissen bei den für 
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die Verwirklichung der Maßnahmen zuständigen Stellen und in der Allge­
meinheit zu verbreiten. 

Die Polizei hat die primären Träger der Drogenprävention bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. Sie hat ihnen die bei der Verfolgung von 
Drogenstraftaten erlangten Erkenntnisse zu vermitteln, die für die 
Präventionsarbeit von Bedeutung sind. 

Außerdem kann die Polizei durch unmittelbare Präventionsaktivitäten einen 
Beitrag zur Prophylaxe von Drogenmißbrauch leisten: Zmn einen durch die 
Information von jungen Leuten und Bezugspersonen, zum anderen durch 
eine Einwirkung auf die Allgemeinheit; aber auch durch eine Verbesserung 
der (strukturellen) Umwelt junger Menschen. 

Beteiligt sich die Polizei an der Drogenprävention, ist die Zusammenarbeit 
mit den anderen Präventionsträgem, insbesondere Schule,. Drogenberatung 
und Jugend- und Sozialarbeit erforderlich. 

Die polizeiliche Beteiligung an der Drogenprävention sollte in Abstimmung 
mit den anderen Trägem der Suchtprävention erfolgen. Hierfür ist die 
Zusammenarbeit in gemeinsamen lokalen und überregionalen Gremien 
unerläßlich. 

Drogenpräventionsprojekte mit Beteiligung der Polizei sollten langfristig 
geplant und nach einem ausgearbeiteten Konzept durchgeführt werden. Die 
Projekte müssen sorgfaItig vorbereitet werden. Die Zusammenarbeit mit 
anderen Institutionen der Drogenprävention ist frühzeitig aufzunehmen. Die 
Ziele und Zielgruppen des Projekts sind eindeutig zu defmieren und die 
geplanten Maßnahmen darauf abzustimmen. Die Projektdurchfübrung sollte 
dokumentiert und systematisch ausgewertet werden. 

Eine wichtige Aufgabe der Polizei besteht in der Beteiligung an der Aus- und 
Weiterbildung detjenigen Personen, die außerhalb der Polizei drogen­
präventive Arbeit leisten, aber auch in der polizeiintemen Aus- und Fortbil­
dung. 

Innerhalb der Polizei sind regionale und überregionale Organisations­
einheiten als Träger der Drogenprävention erforderlich. Bei den Landeskri­
minalämtern sind ZentralstelIen für die Drogenprävention anzusiedeln. 
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Außerdem müssen bei den regionalen Polizeidienststellen Beamte mit 
spezieller Zuständigkeit für die Suchtprävention vorhanden sein. Zur 
Drogenprävention bedarf es spezieller Drogenpräventionsbeamter. Drogen­
prävention kann nicht neben der repressiven Rauschgiftbekämpfung gewis­
sermaßen nebenbei miterledigt werden. 

Es sollte landes- und bundesweit ein ständiger Erfahrungsaustausch der in 
der Drogenprävention tätigen Polizeibeamten stattfinden. 

Ein bestimmtes Organisationsmodell für die polizeiliche Drogenprävention, 
das anderen Modellen eindeutig überlegen wäre, läßt sich nach dem 
bisherigen Erkenntnisstand nicht eindeutig ausmachen. Es müssen auf alle 
Fälle die Besonderheiten des Polizeiaufbaus vor Ort beachtet werden. Gibt 
es zum Beispiel eine allgemeine Abteilung für Vorbeugende Kriminalitäts­
bekämpfung, so kann auch die Drogenprävention hier angesiedelt werden, 
wenn sie von den dafür zuständigen Beamten nicht "nebenbei", sondern 
schwerpunktmäßig betrieben wird und die Beamten über die erforderlichen 
Erfahrungen, Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. Denkbar ist aber auch 
eine Ansiedlung der Drogenprävention in der für die Verfolgung der Drogen­
kriminalität zuständigen Abteilung. Etwaige Spannungen zwischen der 
repressiven Tätigkeit der Rauschgiftfahndung und dem präventiven Anliegen 
der Drogenpräventionsbeamten müssen jedoch eingeplant werden. Als eine 
besondere Möglichkeit könnte aber auch daran gedacht werden, daß 
Sachbearbeiter für Jugendsachen sich der Drogenprävention annehmen 
könnten. 

6 Schlußbemerkungen 

Die Zukunft der Verhütung von Drogenmißbrauch kann in der kommunalen 
Kriminalprävention liegen. Das heißt, daß Drogenprävention sich an den 
Gegebenheiten vor Ort orientieren soll und eine Zusammenarbeit aller 
gesellschaftlichen Kräfte erfordert. So könnte ein Modell lokaler polizeili­
cher Prävention wie folgt aussehen: Polizeibeamte beteiligen sich an der 
suchtprophylaktischen Arbeit mit Schülern. Der pOlizeiliChe Beitrag ist mit 
der Schule abgestimmt und Bestandteil eines umfassenden Präventions­
programms der Schule. An diesem Programm beteiligen sich auch andere 
schulexterne Träger der SUChtprävention, z. B. Mitarbeiter von Drogen-
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beratungsstellen. Als Verstärker der Arbeit mit den Schülern und zur 
Erziehung von Breitenwirkung erfolgt eine Veranstaltung, wie z. B. eine 
Anti-Drogen-Disco, mit der die Bedeutung der Drogenprävention markiert 
und für eine Lebensgestaltung ohne Drogenkonsum geworben wird. Neben 
die Arbeit mit den Schülern und die Veranstaltung tritt eine Informations­
und Beratungsveranstaltung für Eltern, an der die verschiedenen Träger der 
Drogenprävention mitwirken. Außerdem können weitere Veranstaltungen 
durchgeführt werden, in denen insbesondere Freizeitangebote vorgestellt 
werden. Diese polizeilichen Präventionsmaßnahmen sollten in langfristige 
Konzepte der primären Träger der SUChtprävention eingebettet sein. Gleich­
zeitig sollten ständige lokale Arbeitskreise der Träger der Suchtprävention 
geschaffen werden, von denen örtliche Problembereiche identifiziert und 
Präventionsmaßnabmen initiiert, abgestimmt und durchgeführt werden. In 
diesen Arbeitskreisen hätte auch die Polizei eine Rolle zu spielen. 

Auf der Grundlage der hier dargestellten Konzeption, die nur in den Grund­
zügen skizziert und nicht im einzelnen dargelegt werden konnte, könnte die 
Polizei gemeinsam mit anderen einen Beitrag zur Reduzierung des Drogen­
problems in unserer Gesellschaft leisten. 
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Ausländer als Opfer von Straftaten 

J ohannes Luff 

1 Zur Methode 

Während Kriminalität von Ausländern nicht nur in Fachkreisen kontrovers 
diskutiert wird, ist deren Viktimisierung lediglich bei den aufsehenerregenden 
fremdenfeindlichen Straftaten zu Beginn der 90er Jahre ins Bewußtsein der 
Öffentlichkeit gerückt. Diese Art von Straftaten macht quantitativ aber nur 
einen geringen Bruchteil der gesamten polizeilich registrierten Kriminalität 
aus. Kaum hinterfragt wurden bislang die Verteilung der Opfer nach 
Staatsangehörigkeiten sowie mögliche spezifische Besonderheiten bei der 
Viktimisierung von Ausländern im Rahmen der allgemeinen Kriminalität. 
Dieser Fragestellung nahm sich die Kriminologische Forschungsgruppe der 
Bayerischen Polizei im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern an. 1) 

Da der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) keine Angaben zur Staatsange­
hörigkeit von Opfern zu entnehmen sind, wurden methodisch folgende andere 
Wege beschritten: 

- Zum einen wurde aus der Grundgesamtheit aller 1992 in Bayern polizei­
lich registrierten Straftaten nach dem Zufallsprinzip eine repräsentative 
Stichprobe (PKS-Stichprobe) von 3.121 Vorgängen gezogen; diese 
wurden, nach Aktenzeichen auf EDV -Ausdrucken aufgelistet, den 
aktenführenden bayerischen Polizeidienststellen mit der Bitte zugesandt, 
Staatsangehörigkeit, Alter und Geschlecht der betroffenen Opfer zu 
ergänzen. 

- In einem zweiten Schritt wurden für das Jahr 1988 565 Akten des 
Polizeipräsidiums München und der Polizeidirektionen Regensburg, Fürth, 
Coburg und Kempten ausgewertet. Diese Aktenauswertung bezog sich 

1) Der Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums des Innern datiert vom 
22.04.1992. Die Ergebnisse dieses Projektes liegen als Buch vor, das beim 
Bayerischen Landeskriminalamt bestellt werden kann. 
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ausschließlich auf geklärte Gewaltstraftaten mit natürlichen Personen als 
Opfern2). 

- Bei den gleichen ausgewählten bayerischen Polizeidienststellen wurde in 
den Monaten Oktober und November 1993 eine Fragebogenerhebung 
durchgeführt, die sich auf alle Straftaten gegen das Leben, gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung, Roheitsdelikte und Erpressungen mit natürli­
chen Personen als Opfern bezog. Zur Auswertung herangezogen wurden 
1.129 Erhebungsbögen. 

2 Ergebnisse der für Bayern repräsentativen PKS-Stichprobe 

Da die PKS-Stichprobe alle Arten von Straftaten miteinbezog, waren auch 
eine Vielzahl von Delikten mit juristischen Personen als Opfern (z. B. 
Kaufhäuser, GmbHs ... ) bzw. ohne unmittelbare Opfer (BtM-Delikte, 
Verstöße gegen das Waffengesetz ... ) enthalten. Unter den Opfern mit 
eindeutig geklärter Staatsangehörigkeit waren 1.632 Deutsche und 204 Aus­
länder; aus der Summe dieser beiden Zahlen ergibt sich für die Deutschen 
ein Anteil von 88,9 % an allen Opfern (Anteil der Deutschen an der 
bayerischen Bevölkerung 1992: 91,6 %), für die Ausländer einer von 
11,1 % (Anteil der Ausländer an der bayerischen Bevölkerung 1992: 
8,4 %). 

Nach Abzug der Fälle mit unbekannten Tätern sowie der Verstöße gegen das 
AusiG/AsylVfG ergeben sich 1.640 Tatverdächtige mit eindeutig geklärter 
Staatsangehörigkeit: 1.198 davon sind Deutsche (73,0 %), 442 sind 
Ausländer (27,0 %). 

2) In die Aktenauswertung wurden folgende Straftaten einbezogen: Mord, 
Totschlag, Vergewaltigung, sexuelle Nötigung, Raub, leichte und gefährli­
che/schwere Körperverletzung, Erpressung. Ausgewertet wurden alle Mord- und 
Totschlagsakten sowie bestimmte vorab festgelegte Prozentsätze für die 
anderen polizeilich registrierten Straftaten. Um eine im statistischen Sinn 
ausreichende Anzahl von Straftaten mit ausländischen Opfern zu erhalten, 
wurde darauf geachtet, daß für jede einzelne Straftatengruppe (außer den 
Tötungsdelikten) nach Möglichkeit die Hälfte der Opfer eine ausländische 
Staatsangehörigkeit besitzt. 
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Mit Blick auf die Täter-Opfer-Beziehung nach Staatsangehörigkeit ergibt 
sich folgendes Bild: 

Täter-Opfer-Beziehung nach Staatsangehörigkeit 

ausländische Opfer - ausländische 
Tatverdächtige (ungleiche StA) 

2,6% '\ 
Tatverdächtige (gleiche StA) 

/ 

ausländische Opfer - ausländische 

4% 

deutsche Opfer -
deutsche Tatverdächtige 
72,6 % 

ausländische Opfer -
deutsche Tatverdächtige 
5,6 % 

~ deutsche Opfer -
ausländische Tatverdächtige 
15,2 % 

In fast drei Viertel aller Fälle bleiben deutsche Opfer und deutsche Tatver­
dächtige bei der Strafbegehung unter sich; wenn Ausländer durch Ausländer 
geschädigt werden, gehören sie gleichfalls bevorzugt der gleichen Staatsan­
gehörigkeit an. Für das Zusammentreffen von Deutschen und Ausländern 
kann mit Blick auf die Bevölkerungsverteilung festgehalten werden, daß die 
Konstellation ausländisches Opfer - deutscher Tatverdächtiger unter, die 
Konstellation deutsches Opfer - ausländischer Tatverdächtiger dagegen über 
dem erwarteten Wert liegt. 

Bei geklärten Fällen mit natürlichen Geschädigten werden Ausländer 
unabhängig von der Staatsangehörigkeit des Tatverdächtigen am häufigsten 
Opfer von Roheitsdelikten; dies gilt ebenso, wenn Deutsche unter sich 
bleiben. Lediglich deutsche Opfer werden von ausländischen Tatverdächti­
gen öfter durch Diebstahlsdelikte als durch Roheitsdelikte geschädigt 
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Interessant in diesem Zusammenhang ist die Analyse des Delikts "Beleidi­
gung". Unter Deutschen, aber auch in der Wechselbeziehung zwischen 
Deutschen und Ausländern machen Beleidigungen im Durchschnitt ca. 10 % 

der jeweils insgesamt erfaßten Straftaten (mit bekannten Tatverdächtigen) 
aus, in unserer Stichprobe ist jedoch kein einziger Fall einer Beleidigung 
unter Ausländern enthalten; Ausländer scheinen also offensichtlich kaum 
Anzeige wegen Beleidigung zu erstatten. Das gegenläufige Verhältnis der 
erfaßten Roheitsdelikte und Beleidigungen könnte so interpretiert werden, 
daß sich Ausländer untereinander auch beleidigen, die verbale Konfrontati­
on aber möglicherweise eher z. B. in einer Körperverletzung eskaliert, die 
dann ggf. pOlizeilich registriert wird3). 

3 Einzelheiten zur Viktimisierung von A~ländem und Deut­
schen 

Um nähere Einzelheiten über die Viktimisierung von Ausländern zu erfah­
ren, wurde für ausgewählte Gewaltstraftaten eine Aktenauswertung und eine 
Fragebogenerhebung durchgeführt. Im folgenden werden nur die Unter­
suchungsergebnisse dargestellt, die bei beiden Stichproben (1988 und 1993) 
in die gleiche Richtung weisen bzw. für die bei einem Vergleich ein verzer­
render Einfluß aufgrund der Einbeziehung unbekannter Täter und eines 
größeren Straftatenspektrums bei der Fragebogenerhebung durch weitere 
Analysen ausgeschlossen werden kann. 

Unbeteiligte Passanten unterstützen ausländische Opfer von Gewalt­
straftaten umfassender als deutsche: Polizei bzw. Hilfsdienste werden 
häufiger verständigt, und zugleich wird dem ausländischen Opfer auch öfter 
aktive Hilfe geleistet. Demgegenüber ist gleichgültiges Verhalten unbeteiligter 
Passanten bei deutschen Opfern etwa doppelt so häufig verzeichnet wie bei 
ausländischen. Im Vergleich zu 1988 sind bei den 1993 erfaßten Gewalt-

3) Siehe dazu GökseJ Terim: Die Beziehungen zwischen türkischen Bürgern und 
der Polizei, in: PFA-Schlußbericht, Münster 18. - 20.01.1994, S. 107 f.: 
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straftaten häufiger Passanten bei der Straftatbegehung anwesend4), die diese 
auch vermehrt verbal verurteilen; während sich aber insgesamt die Fälle von 
gleichgültigem Verhalten zwischen 1988 und 1993 prozentual verdoppeln, 
halbieren sich gleichzeitig die Fälle von aktiver Hilfeleistung. 

Betrachtet man nur die Fälle mit unbeteiligten Passanten als Zeugen, werden 
in 26,9 % aller verbleibenden 379 Vorgänge die Polizei bzw. andere 
Hilfsdienste verständigt und in immerhin weiteren 22,4 % den Opfern aktive 
Hilfe geleistet ohne Rücksicht auf das bei Gewaltstraftaten nicht unbeträcht­
liche Risiko für den Helfer; die absoluten (und prozentualen) Zahlen für das 
Jahr 1993 rechtfertigen es also keineswegs, von einer "Wegschaumentalität" 
in unserer Gesellschaft zu sprechen, auch wenn die Hilfsbereitschaft 1988 
noch deutlicher ausgeprägt gewesen zu sein schien. 

Ausländische Opfer sind zum Zeitpunkt der Viktimisierung deutlich seltener 
alkoholisiert als deutsche; am häufigsten stehen deutsche Opfer unter 
Alkoholeinfluß, wenn sie von einem deutschen Tatverdächtigen geschädigt 
werden. Eine nicht unbeträchtliche Rolle scheint der Alkoholkonsum des 
Opfers (unabhängig von der Staatsangehörigkeit) bei der Vergewaltigung zu 
spielen. 

Vor allem durch Hieb- und Stichwaffen sind ausländische Opfer weitaus 
häufiger bedroht als deutsche, und zwar bevorzugt dann, wenn der Tatver­
dächtige auch Ausländer ist. Die Konsequenz ist, daß deutsche Opfer einer 
Gewaltstraftat häufiger unverletzt entkommen. ausländische Opfer dabei 
eher leicht verletzt werden. Im Durchschnitt beider Stichproben ist ein Drittel 
aller Opfer nach einer Gewaltstraftat unverletzt (34 %), gut die Hälfte 
(56 %) leicht verletzt. 

Für ausländische Opfer ist die aktuelle Viktimisierung häufiger als für 
deutsche nicht die erste einschlägige Erfahrung: Sowohl bei einer vormali­
gen einfachen wie auch bei vormalig mehrfachen Schädigungen sind bei 
ausländischen Opfern höhere Prozentwerte als bei deutschen verzeichnet. 
Diese vormaligen Schädigungen beziehen sich, mit vor allem bei ausländi-

4) Dies liegt wohl daran, daß sich die 1993 von uns erfaßten Gewaltstraftaten 
häufiger auf Straßen/Wegen/Plätzen ereignen als die von 1988. 
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schen Opfern nur wenigen Ausnahmen, größtenteils gleichfalls auf Strafta­
ten gegen die körperliche Unversehrtheit. 

Auf unserem Erhebungsbogen wurde 1993 auch umgekehrt nach bereits 
vorab erfolgten, strafbaren Handlungen der jetzt geschädigten Opfer gefragt. 
Für 80,5 % der deutschen und 72,9 % der ausländischen Opfer ist keine 
vormalige Straftatbegehung polizeilich bekannt. 10,2 % der ausländischen 
Opfer und 5,7 % der deutschen Opfer sind bereits als Tatverdächtige bei 
Delikten gegen das Eigentum polizeilich in Erscheinung getreten; auch bei 
Straftaten gegen die Person sowie gegen Eigentum und Person (mehrfache 
Auffälligkeit) liegen die Prozentwerte für die ausländischen Opfer geringfü­
gig über denen der deutschen. 

Eine Aufschlüsselung der Aufenthaltsgründe in Bayern geschädigter 
Ausländer erbringt zwischen 1988 und 1993 einige Änderungen: Der 
Prozentwert viktimisierter ausländischer Arbeitnehmer verringert sich von 
52,4 % (1988) auf 47,3 % (1993), gleiches gilt - auf prozentual deutlich 
niedrigerem Niveau - für die Gewerbetreibenden (8,5 % auf 4,6 %); anstei­
gende Prozentwerte sind für Asylbewerber (13,2 % auf 15,7 %) und vor 
allem für Familienangehörige (4,2 % auf 15,7 %) verzeichnet. Wenn 
deutsche Tatverdächtige ausländische Opfer schädigen, dann sind dies in 
über der Hälfte der Fälle Arbeitnehmer und nur äußerst selten Asyl­
bewerber. 

Auch bei der Aufenthaltsdauer ergeben sich zwischen 1988 und 1993 
Änderungen: 
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Aufenthaltsdauer 

bis 1 Monat 
bis 1 Jahr 
bis 5 Jahre 

über 5 Jahre 

1988 

6,8% 
13,6% 

6,8% 
72,9% 

1993 

3,3 % 
19,3 % 
23,8 % 

53,6 % 



Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer ausländischer Opfer hat sich seit 
1988 deutlich verkürzt; die auffälligste Steigerung ergibt sich für die 
Kategorie "bis 5 Jahre" und damit für einen Zeitraum, in den - zurück­
gerecbnet von 1993 - der Abriß der Berliner Mauer und die Grenzöffnungen 
einiger osteuropäischer Länder fallen. In diesen Jahren ist auch eine Wende 
in der Ausländerkriminalität von der "Gastarbeiterkriminalität" zur "Zu­
wandererkriminalität" zu verzeichnen.5) 

4 Beziehtmgen zwischen Opfern md Tatverdächtigen 

Bereits bei der PKS-Sticbprobe war die Tendenz, daß Opfer und Tatver­
dächtiger binsicbtlicb ihrer Staatsangebörigkeit (StA) unter sicb bleiben, 
hervorgeboben worden. Wenn nun die Gewaltdelikte der Fragebogener­
hebung in den ausgewählten bayerischen Polizeidienststellen binsichtlich 
der Staatsangehörigkeit von Opfern und Tatverdäcbtigen untersucbt werden, 
ergibt sich eine Akzentverschiebung: Die Tendenz, daß ausländiscbe Opfer 
und ausländiscbe Tatverdächtige (TV) bei Gewaltstraftaten unter sicb 
bleiben, verstärkt sich deutlich, die entsprechenden Werte der drei anderen 
Kombinationen (deutscbes Opfer - deutscher TV, deutsches Opfer - auslän­
discher TV, ausländisches Opfer - deutscber TV) nehmen dagegen gering­
fügig ab. 

Opfer - Tatverdächtige Fragebogen-
nacb Staatsangehörigkeit erhebung 

Fälle mit bekannter Staatsangebörigkeit 844 

deutsche Opfer - deutsche Tatverdächtige 52,6 % 
deutscbe Opfer - ausl. Tatverdächtige 18,0 % 
ausl. Opfer - deutsche Tatverdächtige 7,9 % 
ausl. Opfer - ausl. Tatverd. (gleiche StA) 12,9 % 
ausl. Opfer - ausl. Tatverd. (ungleiche StA) 8,5 % 

5) Siehe Steffen, W., u. a.: Ausländerkriminalität in Bayern. Eine Analyse der von 
1983 bis 1990 polizeilich registrierten Kriminalität ausländischer und deutscher 
Tatverdächtiger, München 1992. 
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Leichte Körperverletzungen sind sowohl für die Kombination deutsches 
Opfer - deutscher Tatverdächtiger als auch ausländisches Opfer - ausländi­
scher Tatverdächtiger mit gleicher Staatsangehörigkeit am häufigsten 
verzeichnet. Öfter noch als leichte sind gefährliche/schwere Körperverlet­
zungen bei einem Aufeinandertreffen von Ausländern mit unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeit registriert. Für alle ausländischen Opfer und Tatver­
dächtigen wurde noch eine Kreuztabellierung mit den Aufenthaltsgründen 
vorgenommen. Ergebnis: Als Tatverdächtige und Opfer bleiben sowohl 
Arbeitnehmer als auch Asylbewerber tendenziell unter sich. 

Mit den in der Soziologie für die SChichteinteilung auch gebräuchlichen 
Indikatoren "Schulbildung" und "ausgeübter Beruf' wurde im Rahmen der 
Fragebogenerhebung 19936) versucht, die soziale Situation von Opfern und 
Tatverdächtigen zu erhellen. Nach dieser Einteilung sind Ausländer bei den 
Opfern und bei den Tatverdächtigen in der jeweiligen unteren Gruppe7) etwa 
doppelt so häufig vertreten wie Deutsche; die Umkehrung für die obere 
Gruppe gilt entsprechend. Neben den Verstößen gegen das AusIG/AsyIVfG, 
der Alters- und Geschlechtsstruktur und der Zugehörigkeit zur Bevölkerung 
(melderechtliche Erfassung) scheint bei einem Vergleich der Kriminalität 
von Ausländern und Deutschen die soziale Schicht ein weiterer Verzer­
rungsfaktor zum Nachteil der Ausländer zu sein, da nach kriminologischen 
Erkenntnissen polizeilich registrierte Gewaltkriminalität sich bevorzugt in 
eher unteren sozialen Schichten ereignen.8) 

Bei den Gewaltstraftaten bleiben auch die unterschiedlichen sozialen 
Gruppen unter sich; dies gilt quantitativ vor allem für die untere und mittlere 
Gruppe. Gewaltstraftaten, bei denen Opfer und Tatverdächtiger der oberen 

6) Dieser Versuch wurde auch für das Jahr 1988 unternommen; da die bei den 
genannten Indikatoren für die Opfer aber nicht verfügbar waren, mußte 
ersatzweise auf andere, weniger trennscharfe Kriterien der sozialen Situation 
zurückgegriffen werden, wie z. B. Sozialhilfeempfänger (ja/nein), arbeitslos 
(ja/nein), abgeschlossene Berufsausbildung (ja/nein) ... 

7) Da die Differenzierung der sozialen Situation nur sehr "holzschnittartig" 
erfolgt, wird nicht von (differenzierten) "Schichten", sondern von (groben) 
"Gruppen" gesprochen; unterschieden wird in die obere, mittlere und untere 
Gruppe. 

8) Siehe z. B. Villmow/Stephan: Jugendkriminalität in einer Gemeinde, Freiburg 
1983; Kaiser: Kriminologie, Heidelberg, 9. Auf!. 1993, S. 394. 
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-- ----------------------------~ 

Gruppe angehören, sind bei uns kaum registriert. Die Konstellation Opfer 
"unten" - Tatverdächtiger "oben" kommt kein einziges Mal, Opfer "oben" -
Tatverdächtiger "unten" nur in ganz wenigen Fällen vor. Ztnn einen sind 
(polizeilich registrierte) Gewaltstraftaten nach diesen Ergebnissen bevorzugt 
eine Ausdrucksform der eber unteren Scbichten, zum anderen scbeint 
Viktimisierung weniger von der Staatsangehörigkeit als vielmehr von der 
sozialen Situation abhängig zu sein. 

Deutsche Opfer haben deutlich häufiger als ausländische keine Vor­
beziehung zum Tatverdächtigen; umgekehrt haben ausländische Opfer nicht 
nur öfter flüchtige Vorbeziehungen zum Tatverdächtigen, dieser stammt auch 
häufiger als bei deutschen Opfern aus dem näheren Bekanntenkreis bzw. ist 
ein ehemaliger Lebenspartner. Aktuelle Partner werden von ausländischen 
Opfern 1988 seltener als von deutschen, 1993 prozentual dagegen häufiger 
angezeigt. 

5 Polizeilicher Umgang mit dem Opfer 

Aussagen in diesem Kapitel stützen sich ausschließlich auf die Fragebogen­
erhebung, da den polizeilichen Kriminalakten einschlägige Indikatoren nur in 
wenigen Fällen zweifelsfrei zu entnehmen waren. 

Psychischer Beistand (Opfer trösten, ermutigen ... ) wird vor allem Opfern 
geleistet, die durch unbekannte Täter attackiert wurden, deutschen Opfern 
jedoch bäufiger als ausländischen. Sehr zurückhaltend scheinen die 
Polizeibeamten mit psychischem Beistand zu sein, wenn Ausländer mit 
unterschiedlichen Staatsangehörigkeiten aufeinandertreffen. 

Umgekehrt ist das Verhältnis bei den Hinweisen auf Opfer- und Hilfsorgani­
sationen: Ausländische Opfer werden häufiger als deutsche auf Dienstlei­
stungen derartiger Institutionen aufmerksam gemacht, grundSätzlich auch 
wieder bevorzugt nach Übergriffen durch unbekannte Tatverdächtige. 
Entsprechende Hinweise werden ausländischen Opfern, die von ausländi­
schen Tatverdächtigen mit einer anderen Staatsangehörigkeit geschädigt 
wurden, kaum gegeben. 

Von den Polizeibeamten nach der Anzeigeerstattung nach Hause gebracht 
werden gleichfalls prozentual mehr ausländische als deutsche Opfer. 
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Die mit Abstand umfassendste polizeiliche Unterstützung hinsichtlich aller 
oben genannter Indikatoren erhalten Opfer von Vergewaltigungen, gefolgt 
von den anderen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung. Weniger 
die Staatsangehörigkeit des Opfers als vielmehr die Art der erlittenen 
Straftat scheint damit Art und Umfang der polizeilichen Hilfeleistung zu 
beeinflussen. 

6 Überlegungen zmn Dunkelfeld 

Unsere Untersuchung basiert ausschließlich auf polizeilichen Daten aus dem 
Hellfeld der Kriminalität Mit aller Vorsicht könnten sich daraus aber 
ansatzweise einige Vermutungen zu möglichen Dunkelfeldern ableiten 
lassen: 

- Ausländische Opfer zeigen Bagatellkriminalität, wie z. B. Beleidigungen 
kaum an, wenn der Tatverdächtige gleichfalls ein Ausländer ist. Die 
Regelung eines solchen verbalen Konflikts scheint eher in die eigenen 
Hände genommen zu werden (relativ hoher Anteil von Roheitsdelikten 
unter Ausländern), als daß man Polizei und Justiz einschaltet. Dies 
stimmt auch mit unserem Befund überein, daß ausländische Opfer 
seltener als deutsche die erlittene Straftat selbst der Polizei zur Kenntnis 
bringen. 

- Ein größeres Dunkelfeld ist auch zu vermuten, wenn ausländische Opfer 
und Tatverdächtige die gleiche Staatsangehörigkeit besitzen. 1988 hatten 
ausländische Opfer hinsichtlich ihrer Beziehung zum Tatverdächtigen in 
den Kategorien, die eine wie auch immer geartete nähere Beziehung 
bezeichnen, höhere Prozentwerte aufzuweisen als deutsche Opfer, die 
dafür häufiger keine Vorbeziehung zum Tatverdächtigen hatten; einzige 
Ausnahme war die Kategorie "aktueller Partner". 

- Ein nicht zu vernachlässigendes Dunkelfeld existiert wohl auch bei 
Vergewaltigungen und sexuellen Nötigungen ausländischer Frauen. 1988 
konnten von allen vier Polizeidirektionen außerhalb Münchens (Regens­
burg, Fürth, Coburg, Kempten) für das ganze Jahr nur insgesamt sechs 
Akten mit ausländischen Opfern zur Auswertung zugesandt werden. 
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Venerrungsfaktoren der Polizeilichen KriminalstatNik (PKS) 
tmd Interpretatiomprobleme unter besonderer Berücksichtigung 
ausländischer Staatsangehöriger 

Willi S tadler 

1 Einleitung 

Wie kam es zur vorliegenden Forschung? 

Innenminister Frieder Birzele hatte im Rahmen eines Gesprächskreises mit 
führenden Kriminologen des Landes Baden-Württemberg unter Beteiligung 
der Fachhochschule für Polizei (FHPOL) das Anliegen, die Verzerrungs­
faktoren der PKS näher zu untersuchen. Anlaß war unter anderem eine 
Vielzahl von Landtagsanfragen und Diskussionen zur "Ausländer­
kriminalität" in den Medien und im Landtag. Berichte des Landes­
polizeipräsidiums hatten bereits auf Verzerrungsfaktoren der PKS aus der 
Literatur hingewiesen, doch wissenschaftliche Untersuchungen zu möglichen 
Verzerrungsfaktoren der PKS in Baden-Württemberg lagen nicht vor. Daher 
wurde die FHPOL beauftragt, mögliche Fehlerquellen, die sich aus dem 
Entstehungsprozeß der PKS-Daten und deren Interpretation ergeben können, 
zu untersuchen. Die Untersuchung sollte sich hierbei insbesondere auf die 
Kriminalität der sog. "Nichtdeutschen" erstrecken. 

2 Stand der Forschung 

2.1 Allgemeine Kritik an der Polizeilichen KriminaIstatist 

Kaiser1) unterscheidet bei den Einwänden gegen die Aussagekraft 
kriminalstatistischer Daten in "systemimmanente" und "systemüber­
windende" Einwände. 

1) Kaiser, Günther, Kriminologie, 9. Auflage, C. F. Müller Juristischer Verlag 
GmbH, Heidelberg 1993, Seite 218 ff. 
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Kaiser zeigt hierzu auf, daß durch eine konsequent weiterführende 
Dunkelfeldforschung die naiv mißbräuchliche und häufig über­
interpretierende Nutzung der Kriminalstatistik überwunden werden 
könnte. 

Zu den systemimmanenten Defiziten werden die in Teilen fehlenden 
kriminologisch relevanten Fragestellungen benannt und unvollständige 
sowie unzuverlässige Erhebungstechniken gerügt Außerdem werden 
mögliche Verzerrungen durch Aufklärungsrate (vgl. ErhebungsplanlEP 
- Anlage 2, Seiten 114 und 115, Ziffer 1.7 i. V. m.4) und Dunkelfeld­
kriminalität angeführt. Die Abhängigkeit der registrierten Kriminalität 
von den Wandlungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung und polizeili­
cher Strafverfolgung stellt die Brauchbarkeit der Kriminalstatistik 
überhaupt in Frage. 

Krempl2) führt in einer umfassenden Schwachstellenanalyse zur PKS 
auf, daß die Zielbeschreibung zur PKS sich wohl lkaum durch die 
derzeitige Gestaltung der PKS-Inhalte erreichen läßt So wird das 
Lagebild durch die Erfassungsmodalitäten nicht zur eigentlichen 
Tatzeit, sondern zum Zeitpunkt der Abgabe der Strafanzeige an die 
Staatsanwaltschaft registriert Diese Verzerrung wird nach Pfeiffer und 
Wetzels3) noch durch Erfassungsrückstände aufgrund von Personal­
mangel bei den Datenstationen verschärft (vgl. EP Ziffelr 1.01). 

Durch Darstellung in Deliktsgruppen, z. B. Gewaltkriminalität, 
Wirtschaftskriminalität u. a., kommt es mindestens für den Laien zu 
einer kaum verifizierbaren Erhöhung der Kriminalität, da z. B. Verge­
waltigungen sowohl bei den Sexualdelikten als auch bei den Gewalt­
delikten gezählt werden4). 

2) Krempi, Siegfried, Die PKS und ihre politische Aussagekraft, Zeitschrift 
Unbequem, Sept. 95, Seite 13 - 17. 

3) Pfeiffer, Christi an, Wetzeis, Peter, Die Explosion des Verbrechens?, Neue 
Kriminalpolitik, 2/1994, Seite 32 - 39 

4) Krempi, a. a. O. 
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- Ausländische Opfer, die ihre Viktimisierung der Polizei selbst zur 
Kenntnis bringen, zeigen bevorzugt Straftaten mit unbekannten Tätern 
an9); auch diese Tendenz weist in die Richtung eines größeren Dunkel­
feldes bei möglichen Schädigungen durch dem Opfer bekannte Täter. 

9) Dies gilt in gleicher Weise auch für deutsche Opfer. 
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- - - - - - - - - - - - - - - - -------------------------------~ 

Außerdem zeigt Krempl auf, daß die PKS den aktuellen gesetzlichen 
Entwicklungen wie z. B. §§ 303 a, 303 b StGB hinterherhinkt und 
somit insbesondere im Bereich der Wirtschaftskriminalität (z. B. 
Computerkriminalität) einer differenzierten Darstellung nicht gerecht 
wird. 

Obwohl die Verantwortlichen die problematischen Verzerrungsfaktoren 
zum Terminus "Kriminalität der Nichtdeutschen" kennen, wird dem 
unsensiblen Umgang kein Einhalt geboten und damit zumindest fahr­
lässig Ausländer- und Fremdenfeindlichkeit geschürt. 

Die Situation der Opfer wird nach Krempl zu wenig beleuchtet, so 
fehlen z. B. Angaben in der PKS zu Täter-Opfer-Beziehungen - z. B. 
welchen Anteil machen die Beziehungsdelikte in der Gewaltkriminalität 
aus (vgl. EP Ziffer 2.1 - 2.6)? 

2.2 Spezifische Untersuchungen zur DarsteUung der Ausländer­
kriminalität in der PKS 

Walter und Kubink5) untersuchten die Defmition der Ausländer­
kriminalität und stellten fest, daß es das problematische Vor­
verständnis ist, welche Kriminalität selektiv zuordnet. Alter, Geschlecht 
und Staatsangehörigkeit werden als quasi erfahrungswissenschaftliche 
Gesetzmäßigkeit mit dem sozialen Phänomen verknüpft. So auch 
Villmow6) und Lol}?) , die eine erhöhte Anzeigebereitschaft der Deut­
schen gegenüber bestimmten Ausländern aufgrund von Vorurteilen 
aufzeigen (vgl. EP Ziffer 2). 

5) Walter, Michael, Kubink, Michael, Ausländerkriminalität - Phänomen oder 
Phantom der (Kriminal-)Politik? MschrKrim, 76. Jahrgang, Heft 5, 1993, Seite 
306 - 319 

6) Villmow, Bernhard, Reaktionen von Polizei und Justiz auf Ausländerdelinquenz, 
BKA-Vortragsreihe Band 34, Seite 35 - 62 

7) LoH, Bernd-Uwe: Prognose der Jugendkriminalität von Deutschen und Auslän­
dern, BKA-Forschungsreihe, Seite 24 
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Tatsächlich zeigen die allgemeinen kriminologischen Erklärungsan­
sätze, daß Sozialisationsdefizite, Zugangsbarrieren Ulnd Kontrollstile 
das HeUfeld der Kriminalität ausmachen, ohne daß dabei auf die 
Staatsangehörigkeit abzuheben wäre. Bedeutsam für die hier vorliegen­
de Untersuchung ist das Analyseergebnis, wonach Nichtdeutsche in der 
PKS sehr unterschiedlich belastet sind, je nachdem ob ihr Äußeres 
beim fraglichen Geschehen wahrgenommen wurde oder ob der Tatver­
dächtige zunächst unbekannt blieb8). Bei der Bearbeitung der Strafan­
zeigen durch Polizei, Staatsanwaltschaft und Justiz werden Angehörige 
verschiedener sozialer Gruppen unterschiedlich behalldelt9) (vgl. EP 
Ziffer 2.8). 

Walter und Pitsela10) zeigen auf, daß das Anzeigeverhalten u. a. auch 
von den KontaktmögliChkeiten von Täter und Opfer abhängen (vgl. EP 
Ziffer 2.4), daß bei Berücksichtigung der geburtenschwachen Jahrgänge 
bei der deutschen Bevölkerung und des großen Anteils von Jugendli­
chen und Heranwachsenden bei der nichtdeutschen Population und bei 
Berücksichtigung des Ausgangs des justiziellen Verfahrens die Überre­
präsentierung erheblich reduziert wird. 

So auch Geißler1l) (Anlage 1, Seite 113), der über ein Herausrechnen 
der Verzerrungsfaktoren, spezifische Ausländerdelikte, Touristenkrimi­
nalität, Kriminalität der Asylbewerber (z. B. 80 % Bagatelldelin-

8) Walter, Kubink, a. a. O. 

9) Pitsela, Angelika, Straffälligkeit und Viktimisierung ausländischer Minderheiten 
in der Bundesrepublik Deutschland. Dargestellt am Beispiel der griechischen 
Bevölkerungsgruppe. Kriminologische Forschungsberichte aus dem Max-Planck­
Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, Band 15, Freiburg 
1986. 

10) Walter, Michael, Pitsela, Angelika, Ausländerkriminalität in der statistischen 
(Re-)Konstruktion, KrimPad, 21. Jhrg. 1993, Heft 34, Seite 6 - 19 

11) Geißler, Rainer, Das gefährliche Gerücht von der hohen Ausländerkriminalität, 
Das Parlament (- Beilage zur Wochenzeitung -) B 35/95 vom 25. August 1995, 
Seite 30 - 39 
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quenz), falscher/übertriebener Tatverdacht (hierzu auch ManseI12», 
Geschlechtereffekt (s. auch Steffen Fußnote 15), Regionaleffekt 
(ebenso hierzu auch WalterI3» und des Schichteffekts nachgewiesen 
haben will, daß das Merkmal "nichtdeutsch" bei vergleichbarer Sozial­
lage nicht höhere Kriminalität, sondern höhere Gesetzestreue anzeigt. 

==* Diese überwiegend hypothetische Berechnung kann durch die vorlie­
gende Untersuchung auf der Basis konkreter Fallanalysen in Ver­
knüpjung mit der jeweiligen spezifischen Bevölkerungsstatistik - mit 
Ausnahme der Daten zur Sozialstruktur - hinterfragt und ggf. belegt 
bzw. differenziert werden. 

2.3 Verwandte Untersuclumgen 

1989 wurden aus dem PKS-Datenbestand der Hamburger Polizei von 
Gundlach und Menze}i4) 529 Akten analysiert und als repräsentative 
Stichprobe statistisch neu erfaßt und mit dem alten Bestand verglichen. 
Hierbei wurden beachtliche Mängel bei der Datenbasis der PKS festgestellt. 

Insgesamt waren nur 52,19 % aller Fallerfassungen fehlerfrei. 

12) ManseI, Jürgen: Ausländerkriminalität oder Kriminalisierung der Ausländer? 
Neue Kriminalpolitik, 1989, Heft 3, Seite 22 - 25 

13) Walter, Michael, Ausländerkriminalität - Gestern - Heute - Morgen -
BKA-Vortragsreihe, Ausländerkriminalität in der Bundesrepublik Deutschland. 
Arbeitstagung des BKA Wiesbaden vom 18. - 21. Okt. 1989, S. 63 - 81 

14) Gundlach, Thomas; Menzel, Thomas, Fehlerquellen der PKS und ihre Auswir­
kungen am Beispiel Hamburgs, Ergebnisse einer empirischen Untersuchung, 
Schriftenreihe der Polizei-Führungsakademie 1992, S. 60 - 83; Gundlach, 
Thomas; Menzel, Thomas, Polizeiliche Kirminalstatistik, Fehlerquellen der PKS 
und ihre Auswirkungen am Beispiel Hamburgs, Kriminalistik 47, 1993, S. 121 -
125 
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Prozentualer Anteil der wesentlichen Erfassungsmängel: 

Straf tatbestand 23 
Tatort 25 
Tatzeit 12 
Schaden 17 
Täterwohnsitz 33 
Opfer 25 

==> Die ersten Auswertungsarbeiten der an der FHPOL begonnenen 
Untersuchung sind in Teilen mit der Hamburger Untersuchung 
vergleichbar, allerdings werden nicht alle PKS-Datenfelder (wie in 
Hamburg) überprüft. Abweichend ist unter anderem auch die Grund­
gesamtheit der überprüften Falle. Die Datenbasis erstreckt sich auf 
einen vollstandigen Erhebungs- bzw. Darstellungszeitraum - nam­
lich den Monat Marz 1995. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß die 
hier ausgewahlten Untersuchungsbereiche völlig andere kriminal­
geografische Strukturen als Hamburg aufweisen. Außerdem soll diese 
Untersuchung nicht an diesen Erfassungsdefiziten verweilen, 
sondern die in der Literatur aufgezeigten systemimmanenten Mangel 
der PKS im besonderen in der Beziehung zu der Gruppe der Nicht­
deutschen (vgl. EP Ziffer 1.3 - 1.8 sowie 2.7 - 3.5) weiter analysie­
ren. 

1989 untersuchte die kriminologische Forschungsgruppe der bayeri­
schen Polizei die Entwicklung der Kriminalität von Ausländern anhand 
der PKSI5). In methodischer Hinsicht ging es darum, die in den 
PKS-Daten enthaltenen Verzerrungsfaktoren zum Nachteil der Auslän­
der noch über das hinaus zu kontrollieren, was in den bisher vorgeleg­
ten Untersuchungen möglich war. Dies wurde in Form einer Neuaus-

15) Steffen, Wiebke; Czogalla, Paul; Gerum, Manfred; Kammhuber, Siegfried; Luff, 
Johannes; Polz, Siegfried; Ausländerkriminalität in Bayern. Eine Analyse der 
von 1983 bis 1990 polizeilich registrierten Kriminalität ausländischer und 
deutscher Tatverdächtiger. Kriminologische Forschungsgruppe der bayer. 
Polizei. Bayer. Landeskriminalamt München, 1992. 
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wertung der PKS-Datenbestände durchgeführt Die Mängel in der 
Fallerfassung zur PKS konnten hierbei nicht verifiziert werden. 

Wesentliche Erkenntnisse, die klare Verzerrungsfaktoren aufzeigen, 
waren: 

* 

* 

* 

* 

* 

Interpretationsdefizite bei der Opfererfassung, da in der PKS 
hierzu nicht nach Nationalität der Opfer unterschieden wird (vgl. 
EP Ziffer 2.3). 

Ein hoher Anteil der ausländischen Tatverdächtigen wurden für 
Bayern erfaßt und gezählt, obwohl diese tatsächlich nicht in 
Bayern wohnhaft waren. Hierzu wurde vorgeschlagen, zwischen 
melderechtlich erfaßten und nicht erfaßten Tatverdächtigen in der 
PKS zu differenzieren (vgl. EP Ziffer 3.3). 

Die Nichtberücksichtigung des justiziellen Verfahrensausgangs in 
der PKS (vgl. EP Ziffer 4). 

Auseinanderfallen von Quantität und Qualität im Bereich 
Gastarbeiterkriminalität und Zuwandererkriminalität (vgl. EP 
Ziffer 2.8). 

Bedeutung der Zugehörigkeit zur Bevölkerung und des 
Aufenthaltsgrundes (Illegalerrouristen usw. - vgl. EP Ziffer 3.6). 

3 Beschreibung des Forschungsprojekts 

3.1 Ziel 

Ziel des Forschungsprojekts ist es, eine Fehlerquellenanalyse zur polizeili­
chen Kriminalstatistik durchzuführen. Hierbei soll der gesamte Verfahrens­
verlauf, von der Kenntniserlangung über die Informationsverarbeitung bis 
zur Registrierung als Bestandteil des Prozesses strafrechtlicher Sozial­
kontrolle analysiert werden. Aufgrund verschiedener Hypothesen, welche 
sich auf die ausgewertete Literatur stützen, sollen Erhebungs-, Erfassungs-, 
Defmitions- und Zuordnungsprobleme analysiert werden. 

Hierzu soll die erste Phase der Strafverfolgung - von der polizeilichen 
Kenntnisnahme bis zur Verfahrensübernahme durch die Staatsanwaltschaft 
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- untersucht werden. Weiterhin soll ein Abgleich mit dem Verfahrensaus­
gang bei der Justiz erfolgen. 

Anhand der Ergebnisse sollen Verbesserungsvorschläge zur Reduzierung 
von Verzerrungsfaktoren und InterpretationsdefIziten der Polizeilichen 
Kriminalstatistik insbesondere in qualitativer, defInitoriscber und ablauf­
organisatorischer Hinsicht erarbeitet werden. 

3.2 Maßnahmen 

3.2.1 Erstellung eines Forschungsplans 

Nach der Literaturauswertung wurde aufgrund der in der Literatur diskutier­
ten Verzerrungsfaktoren ein Plan erstellt, der aufzeigt, welche Datenfelder 
der PKS-Daten warum analysiert werden sollen und welche weiteren 
Grundlagen zur Analyse möglicher Verzerrungsfaktoren einbezogen werden 
sollen «ErhebungsplanlEP - Anlage 2, Seiten 114 und 115). 

Aus diesem Erhebungsplan wurde dann ein Erhebungsbogen entwickelt, der 
die Erfassungskriterien für den DV-Baustein regelt Für jedes Erfassungs­
kriterium wurde sodann eine Defmition erstellt, um eine einheitliebe Erfas­
sung und Auslegung der einzelnen Kriterien festzulegen. 

3.2.2 Untersuchungszeitraum tmd -bereiche 

Für das Projekt wurde ein Untersuchungszeitraum vom 01.03. bis 31.03.95 
ausgewählt, d. h. es sollen die in diesem Zeitraum in den Untersuchungs­
bereichen erfaBten PKS-Fälle anhand der Ermittlungs- und Kriminalakten 
ausgewertet werden. 

Als Untersuchungsbereiche wurden die Zuständigkeitsbereicbe der Landes­
polizeidirektion Stuttgart TI, der Polizeidirektionen Schwäbisch Hall, 
Emmendingen, Tübingen und des Polizeipräsidiums Karlsrube (Landkreis 
ohne Stadtbezirk) ausgewählt. Damit sind urbane, ländliche und grenznahe 
Bereiche in der Untersuchung repräsentiert. 

106 



3.2.3 Arbeitsschritte zur Analyse möglidIer Verzerrungsfaktoren 

In Baden-Württemberg sind, anders als beispielsweise die Untersuchung 
GundlachlMenzeIl6) für Hamburg aufzeigt, keine Übertragungsfehler von der 
Strafanzeige zum Erfassungsbeleg der PKS möglich, da die 
PKS-Daten-Übertragung nach dem Prinzip der "Einmal-Erfassung" durch 
einen automatisierten Datenabgleich auf der Grundlage der P ADIMOD-Daten 
(Personenauskunfts-lModus-operandi-Datei) geschieht. 

Die beabsichtigte Untersuchung beschränkt sich auf eine Auswertung 
spezifisch ausgewählter PKS-Datenfelder, welche aus dem PAD-Daten­
bestand entanonymisiert übertragen wurden. Diese Datenfelder sollen 
anhand der Ermittlungsakte verglichen und analysiert werden. Bei diesem 
Verfahrensgang, so zeigt unter anderem die Untersuchung Wiebke Steffen17) 

und andere, ist zu vermuten, daß Erhebungs- und Erfassungsdefizite, 
Defmitions- und Zuordnungsprobleme deutlich werden. 

Soll nun aber eine weiter differenzierte Aussage zur Validität dieser Daten 
erfolgen, erscheint ein automatisierter Bandabgleich mit dem Melde- und 
AZR-Datenbestand notwendig, da nur damit die Qualität des Datenbestandes 
der Tatverdächtigendaten (vgl. EP Ziffer 3) verifiziert werden kann. 

Mit diesem automatisierten Bandabgleich (PKS-Angaben zum Tatverdächti­
gen) werden so dann die Abweichungen von den PKS-Daten dokumentiert 
und eine Aussage zur Qualität der einzelnen PKS-Datenfelder möglich. Als 
Auswertungsprogramm soll hierfür das Statistik-Programm "SPSS" 
herangezogen werden. 

16) GundIaeh; Menzel, a. a. O. 

17) Steffen; Czogalla; Gerum; Kammhuber; Luff; Polz, a. a. O. 
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3.2.4 Untersuchungsphasen 

Phase I 

Im Rahmen der I. Phase wurde durch das Landeskriminalamt eine 
P AD-Sonderauswertung erstellt mit den Kriterien: 

Untersuchungs zeitraum (01.03. bis 31.03.95) anhand TFS-Eintrag 
(Zeitpunkt der Statistikfreigabe); 

Untersuchungsbereich anhand Tatortgemeinde und sachbearbeitende 
Dienststelle; 

bekannte Tatverdächtige anhand Personen-Datengmppe (vgl. EP 
Ziffer 3); 

Straftat/en im Untersuchungszeitraum anhand T-Gruppe (vgl. EP 
Ziffer 1); 

Angaben zum Opfer anhand T-Gruppe (vgl. EP Ziffer 2). 

Von dieser Sonderauswertung wurde ein Protokollierungsband und ein 
Datenausdruck erstellt und an die Fachhochschule übersandt. 

Diese Entanonymisierung der PKS-Daten durch Zurückführung auf die 
PAD-Eingabe war die unverzichtbare Grundlage, um dann die dazugebörige 
Ermittlungsakte wieder aufzufinden und analysieren zu können. 

Pbase I ist bereits abgescblossen. 

Phase n 

In der II. Pbase erfolgt anband der PAD-Ausdrucke eine manuelle Analyse 
der Ermittlungsakten bei der beteiligten Landespolizeidirektion bzw. den 
beteiligten Polizeidirektionen durcb die am Projekt mitwirkenden Studenten. 
Diese Ermittlungsaktenanalyse erfolgte in der Zeit vom 01.09. bis 30.09.95. 

Bei dieser Analyse bat der Projektmitarbeiter den entanonymisierten 
PKS-Ausdruck - also PAD-Ausdruck - zu den identiscben Datenfeldern des 
Erbebungsbogens vor sicb und gleicbt nun die Fragen anband der Ermitt­
lungsakte ab. Im Rahmen dieser Analyse wird die Ergebnisdokumentation 
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mittels eines DV-Bausteines analog dem Erhebungsbogen völlig anonymi­
siert festgehalten, um danach eine Ergebnisauswertung über "SPSS" zu 
ennöglichen. 

Phase II ist in Teilen abgeschlossen. 

Phase m 

In Phase m sollen dann mittels eines automatisierten Bandabgleichs die 
nachstehenden personenbezogenen Daten 

Name, Geburtsname, Namensbestandteile, Vorname, 

Geburtsdatum, 

Geburtsort, 

Geschlecht, 

Wohnsitz zur Tatzeit; 

bei Deutschen: Handelt es sich um Aussiedler? 

bei Nichtdeutschen: erste Staatsangehörigkeit (StA) bzw. weitere StA 
(ggf. seit wann) bzw. Volkszugehörigkeit, und liegen Erkenntnisse zur 
Ausweisung vor? 

an den Meldedaten der Rechenzentren in Baden-Württemberg bzw. den 
AZR-Daten beim Bundesverwaltungsamt vorbeigeführt werden. 

Nur bei abweichenden Datenspeicherungen soll ein Ausdruck der Abwei­
chung und der Erhebungsgrundlage (z. B. Paß, Geburtsurkunde) erfolgen. 

Ziel dieses Datenabgleichs ist es, zu den Datenfeldern der PKS einen 
quantitativen und qualitativen Vergleich zu ermöglichen, da die Datenban­
ken der Meldebehörden und des Bundesverwaltungsamtes ebenfalls 
Angaben zur Quelle der Dateneinträge enthalten. 

Ein Beispiel soll aufzeigen, warum dieser Datenabgleich für die Untersu­
chung wesentlich ist. Die Tatverdächtigenbelastungsziffer (TVBZ) benennt 
die Zahl der ermittelten Tatverdächtigen, errechnet auf 100.000 Einwohner 
des entsprechenden Bevölkerungsteils. Obwohl bei weitem nicht alle 
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ausländischen und deutschen Tatverdächtigen dort wohnen, wo sie ihre 
Straftaten verüben, werden sie selbstverständlich in der PKS für Baden­
Württemberg erfaßt und der jeweiligen Bevölkerungsgruppe "zugeschla­
gen"18). Wird nun im Rahmen des Datenabgleichs deutlich, daß ein signifi­
kanter Anteil der Tatverdächtigen außerhalb des Tatortbereichs, ggf. noch 
außerhalb Baden-Württembergs seinen Wohnsitz hat, so ist dies ein 
bedeutsamer Verzerrungsfaktor. 

Phase IV 

In Phase IV erfolgt dann die abschließende Auswertung der erkannten 
Verzerrungsfaktoren bzw. der Interpretationsprobleme. Die vergleichenden 
Statistik-Grundlagen (vgl. EP Ziffer 5 und 6) sollen in diese Auswertungs­
phase eingearbeitet werden. Insbesondere soll die Vergleichbarkeit der Daten 
herausgearbeitet werden, um ggf. Wertigkeiten der einzelnen Statistiken zu 
erkennen. 

4 Sachstand 

4.1 Datenerhebung 

Vom 23.08. bis 30.09.1995 wurde an den einzelnen Projektorten die 
Datenerhebung nach dem vorgegebenen Erhebungsbogen anhand der 
Ermittlungs- und Kriminalakten durchgeführt. 

Hierbei wurden in den Bereichen 

LPD S tuttgart TI 

PD Tübingen 

PD Schwäbisch Hall 

PP Karlsruhe (Landkreis) 

PD Emmendingen 

3835 Fälle 

420 Fälle 

286 Fälle 

598 Fälle 

352 Fälle 

18) vgl. auch Steffen, Wiebke, a. a. 0., Seite 16 
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für den PKS-Berichtszeitraum März 1995 analysiert und anhand des 
Erhebungsbogens ausgewertet. 

4.2 Nachbereitung der Erhebungsphase 

Derzeit sind wir mit der Nachbereitung der Datenerhebungsphase beschäftigt. 
Hierbei werden zwei Ziele verfolgt. 

A) Überpriifung und Anpassung der zu untersuchenden Fragestellungen 

Beispielsweise hat sich bei der Datenerhebung gezeigt, daß alleine aufgrund 
der Aktenanalyse die Frage zum Anfangsverdacht bei bestimmten Delikten 
nicht zu klären war. Hierbei ist unter anderem auch zu klären, inwieweit ein 
automatisierter Datenabgleich mit dem Melderegister bzw. dem Ausländer­
zentralregister bei der jetzt vorliegenden Datenbasis sinnvoll ist, da die 
Einträge zur Urkundenqualität der Daten in den Ermittlungs- bzw. Kriminal­
akten nur teilweise vorhanden waren. In der Konsequenz bedeutet dies, daß 
bei den Datensätzen, die keine Auskunft zur Grundlage für das Geburtsda­
turn und den Wohnsitz beinhalten, ein Abgleich mit den o. a. Registern keine 
vergleichende Bewertung ermöglicht. 

Die Datenerhebung erbrachte weiterhin Anhaltspunkte zur Analyse mögli­
cherweise interessanter Teilaspekte, so z. B. 

Nutzung der PKS durch die Politik und mögliche Bezüge zum polizeili­
chen Einsatz 

Qualität verschiedenster PKS-Daten, z. B. Tatort 

Bedeutung der PAD-Prüfdienste u. a. 
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B) Überarbeitung des Fragebogens 

Es ist beabsichtigt, unabhängig von der Frage einer eventuellen Folge­
untersuchung, den Fragebogen zu überarbeiten bzw. die Erfahrungen bei der 
Datenerhebung einzuarbeiten. Während der Datenerhebung hat sich gezeigt, 
daß hierbei zuerst eine "globale" Analyse aller zu erhebenden Fälle notwen­
dig istI9). Die hierbei gewonnenen Erfahrungen sollen dokumentiert werden. 

4.3 Datenauswertung 

Ab Mai 1996 ist die Datenauswertung vorgesehen. 

19) "globale" Analyse bedeutet: Zusammenführung von Tatverdächtigen, Tat­
genossen, Straftaten, Tatort, Tatzeit, Tgb.Nr., da u. a. damit eine Übererfassung 
erst bekannt wird. Jedoch bleibt auch nach einer solchen Zusammenführung 
klar, daß Manipulationen in der PKS möglich bleiben (z. B. nachträgliche 
Fallerfassung), ohne daß dies durch die Überprüfung für den Monat März 95 

erkannt worden wäre. 
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Tabelle: PKS-Reinigungsverfahren zur Feststellung der tatsächlichen 
Kriminalität von in Deutschland lebenden Ausländern 

(Datenbasis: alte Länder 1992) 

Ausgangsdaten 
Ausländeranteil an der Bevölkerung (bzw. Wohnbevölkerung) 
Ausländeranteil an den Tatverdächtigen 

Reinigungsverfahren 

Stufe 1: Spezifische Ausländerdelikte 
! (Verstöße gg. das Ausländergesetz I Asylverfahrensges.) 

Stufe 2: "Touristenkriminalität" (einschließlich Illegale, Stationierungsstreitkräfte), 
soweit nicht in Stufe 1 erfaßt 

Stufe3: Kriminalität der Asylbewerber (hauptsächlich Bagatell-kriminalität), soweit 
nicht in Stufe 1 erfaßt 

Stufe 4: falscher I Obertriebener Tatverdacht 

Erhöhung der Kriminalitätsbelastung durch .... um (in Prozent) 
Stufe 5: Geschlechtereffekt 9 
Stufe 6: Regionaleffekt 12 
Stufe 7: Alterseffekt 33 
Stufe 8: Schichteffekt 129 

Stufen 5 - 8: Reduzierung der Kriminalitätsbelastung auf 
Basis eines errechneten Wertes· nach den 
Stufen 5 - 8 

Anlage 1 

in Prozent 
10 (bzw. 9) 

32,2 

verbleibender 
Ausländeranteil 

26,8 

24,0 

16,9 

15,0 

<6 

::: Quelle: Geißler, Rainer, Das gefllhrliche Geracht von der hohen Aus/llnderkriminalitllt; Das Parlament (-Beilage zur Wochenzeitung-) B 35/95 v 25.08.1995 
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Erhebungeplan Anlage 2/1 --""" 1. Angaben zlIm Fall 

-
2. Dalon zum Verfahren9verlauf lind Beziehungen zwischen 

Verfahrensbeleillglen 

1.1 ErhebungsschlOssel (anonymisierta Dlenslslellenkennung) ----
2.1 Kenntnt.erlangung 

(Talzeuge/Augenzeuge. Geschrldlglef. OriUer Im Auflrag des Goschndiglen, 

1.01 Tag der Slallsllk·Frelgabe (TFS·Feld) 
Tag der Elnlellung des Elml"lungaverfehrens (TEE·Feld) 

Eigenwahmehmung dar Polizei; anonym/pseudonym) 

--
2.2 AnlolgoGralatier 

1.02 Falle. welche alch noch In Bearbellung befinden (absolule Zahl) 
(NaUonalllAt I SchIO .. alzohl; unbok ; koln Eln',"gl 

1.03 Elnzelfallöschung 
(ja; neIn I SchlUssel löschgrund ;sh. 1.9.2.2 DA PAD) 

2.3 GeschHdlgter 
(NaUon9l11At I Schlünelzähl; lu,. Parson. unbek.; koln Eln'rag) 

2.4 Ve,hältnlo Goschädlgtor lum An.aloaar.ta ... r 

1.04 Gesamtzahl deI unlersuchlen Flllle 
IVorwnnd'.ch91t1SchwlIgorscholl; Erziehung /Oo'rouung: Im gomo'ns.mon 
Houoh911lebend: NocHborschell. Dekannl.ch.lI. Im Aullrng de. 
GaschAdlg'.n; Ga,cIIRflsb.,lahung. "'ballsyarMU"I •. IIOchliga 
Vorbezlohung: 80nsllgo Vo/bezlehung: keina Vorbeziehung. onbek : kein 

1.2 Aktenzeichen Elnlrag) 

1.3 Totzeit I Tatort 
2.& VorhäUnla Geschädlgtor I TRtverdftchllgar 

IVerwandlscharuSchwllgorschall: Erziehung molreuung: Im gomalnsAmen 
HaushAUlaband; NAchbe,schall; nakannl,chAIl. GnochAlishazlahung. 
Atbeiteve,hbllnle; flUchUge VOfb9z1ehung~ ,on911go Vorboziehung: ko1no 

1.4 KK·Fall (ja I ne 1ft) Vorbezlahu~g; unbak.; kaln Eln'ragl 

2.8 Au .. age·Nerfahren8yorhaUe" d08 Ge •• hädlgIO" 

1.5 Versuch ( la I nein) 
(Aus sago wldersprOchlich zu lV; Au •• ago Oboreln.nmmond millV; 
Auo.aga nachlrilgllch geOndert. Aus.ago yorwolgar1. S',a'anlrag 
zurückgezogen) 

.-_. 
1.6 Anzahl deI Tatverdllchllgen (TAT -feld) 

2.7 Anfang.verdacht zum Zeitpunkt dor Anzeige 
(An'angsyardacht weg Varg. gg A.ylyarfahransga •• lz bzw 

1.7 Anzahlaurgekl!lrter gleicher Fälle (TAF·Feld) 
<rlehl/g Ilaiseh ; Berlehl/gung + I-I Anzohl) 

AuslAndaroosol. und du'ch Folgoarmililungen wo,dan wollara Oa'ikle 
bekannl? 
Anfongsyordochl oOOom9 Dolikt 019 Vorg 00 I\sylvorfnhrensgosnlz hzw , AuoIOnderge.olz. nach Abschluß polizallicher ErmilUungen bloibl nur AV zu 
A'ylyerfahr.nsgesell bzw. Ausltlndergesetz 

1.8 Regeln der PKS.Fallzllhlung 
(rlehllg I falsch: Berlchllgung + I-I Anzahl) 

An'angsyerdachl weg Verg. Og. AsylyerfAhren'ga.el. bzw. Aus'Ander· 
oesetz und weUera""n Oaliklfen durch Folgo.rmlill bleiben Obrlg?) 

2.8' Oellklsverdacht zum Abg.b .. eUpunkl an dia StA 



...... ...... 
VI 

Erhebungsplan 

3. Angaben zum Tatverdllchllgen 

3.1 Grundlage fOr Geburtsdatum 
(Reisepaß; Personalausweislldentilätskarte; Ersalzdokument. 
BehOrdenauskunfUamlsbekannt: Identifizierung durch Dritte, Angaben des 
1V; kein Eintrag) 

3.2 Geburtsort 

3.3 Grundlage fUr Wohnsitz zur Tatzelt ? 
(Reisepaß; Personalauswelslldenlllälskarte. Ersalzdokument; 
Behördonauskunftlamtsbekannt; ohne lesten Wohnsitz, Angaben des 1V; 
kein Eintrag) 

3.4 G •• chlocht (männlich; weiblich; unbek.) 

3.5 Nationalität 
(ersi. SIA, weitere StA -SchIO.selzahl-; Volkszugehörigkeil; 

3.6.1 Bel Deutschen TV; handelt 8S sich um einen Aussiedler? 
(ja; nein; unbek., kein Eintrag) => nicht veririzlerbar 

3.6 Aufenthalt.status bel NIchtdeuteehen 
(T ourisUDurchreisender; Kriegsnüchtling; anerkannter Asylbewerber, 
abgelehnter Asylbewerber; Arbeilnehmer, Gewerbetreibender' 
Stationierungsstrailkraft und Fam. -Angeh; StudenU-SchOler; , 
Sportler/Künstler/religiOser Grund; sonstiger legaler AE-Klertext-, 
illegal, unbekannt, kein Eintrag) 

3.8.1 Liegen Erkenntnisse zur Ausweisung vor 7 
( ja I nein I unbekannt) 

4. 

5. 

5.1 

5.2 

6. 

61 

62 

B.3 

6.4 

Sachstand nach Eingang MAV 

(Staatsanwaltschaft. Gericht, mit Verfahrensdokument. Datum. 
Siraftat ·Klartext 

Anlng.1/1 

Einstellung gern § 17011 SIPO; gern § t53 SIPO, gem § t53 a SIPO; gern § 
154 StPO, gem 154 aStPO; gern §§ 153 b - e SIPO; gern §§ 45111.471 Nr 3 
JGG, gern. §§ 451111,47 I Nr.l,2 u 4 JGG, 
gern. §§ 31 a, 37, 38 BIMG; Tod des Beschuldigten, Ablehnung HVgern § 
204 SIPO, Strafbelehl gem § 408 11 StPO; Einslellung weg 
Verfahrenshindernis gem. §§ 206 a, 260 111 SIPO. Freispruch, Verurteilung 
zu Geldstrafe, Freiheitsstrafe; Bewährung, sonslige Entscheidung mit 
Klartext) 

Vergleichende Differenzierungsmöglichkeiten 

Voraussetzungen für die Meldung zum Melderegister ? 

Wie wirkt Sich die hohe Fluktuation bei Ausländern auf die Stichlagszählung 
bei der BevölkerungsstatistIk aus 1 

VergleIchende Oberprüfung nach weIteren 
statistischen Grundlagen: 

Statistik der Zollbehörden? 

Statistik von Finanzbehörden ? 

Statistik des Verkehrszentralregister ? 

Abgleichsmöglichkeiten mit dem statistischen landesami ? 



"Jugendkrimina6tät in Meddenburg-Vorponunern und Möglichkei­
ten der Prävention unter besonderer Berücksichtigung von 
polizeilich mehrfach registrierten jugendtichen und heranwachsen­
den Tatverdächtigen" 

Frank von der Heide 

1 Zmn Zustanclekonunen des Forschungsprojektes; 
Anlaß, Zielstellung, Etappen und angestrebte Ergebnisse 

Ausgangspunkt 

Durch die Landesbeauftragte für Jugendsachen des Landeskriminalamtes 
wurde im Frühjahr 1993 ein Konzept für eine Analyse zur Sozialstruktur 
jugendlicher Intensivtäter und ein dazugehöriger Fragebogen erarbeitet. 

- Es wurde festgestellt, daß nach der PKS 1992 die Beteiligung unter 
21jähriger Tatverdächtiger an den aufgeklärten Fällen mit 51,8 % 
wesentlich über ihrem Anteil an den ermittelten Tatverdächtigen lag 
(37,3 %, Bund: bei 25 %). 

- Landeskriminalamt und Innenministerium erkannten, daß das Konzept 
ohne wissenschaftliche Begleitung nicht durchführbar ist. 

Entwicklung und Durchführung 

Prof. Dr. Dünkel entwickelte daraus ein anspruchsvolles Forschungsprojekt 
Er legte am 18.05.94 ein Forschungskonzept vor, auf dessen Grundlage nach 
Bereitstellung von insgesamt 109.200,- DM durch das Bundesministerium 
für Frauen und Jugend am 15.11.94 der Vertrag zwischen dem Leiter des 
Landeskriminalamtes als Auftraggeber und Prof. Dr. Dünkel als Auftrag­
nehmer abgeschlossen wurde (Bundeskriminalamt, KI 13, Frau Plate, 
unterstützte das Landeskriminalamt durch Übersendung eines kommentierten 
Mustervertrages). 
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Laut Vertrag begann das Projekt am 01.12.94 und endet mit der Vorlage des 
Abschlußberichtes am 30.06.96. 

Zielstellung 

- Es sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die für Präventionsstrategien 
im Hinblick auf mögliche Hilfestellungen und -angebote für die Gruppe 
der Mehrfachtäter nutzbar gemacht werden können. 

- Präventive Strategien und Maßnahmen für potentiell gefährdete Kinder, 
Jugendliche und Heranwachsende sollen entwickelt werden. 

- Der Bedarf an präventiven ·Maßnahmen und Angeboten unter Berück­
sichtigung regionaler Besonderheiten soll festgestellt werden. 

- Die Ergebnisse sollen insbesondere die Tätigkeit des Landesrates und der 
kommunalen Räte für Kriminalitätsvorbeugung unterstützen. 

Etappen des Forschungsprojektes 

In der Vorphase werden die Daten der PKS Mecklenburg-Vorpommern 
1993/1994 unter regionalen Gesichtspunkten, insbesondere hinsichtlich der 
registrierten Mehrfachtäter ausgewertet, ein "regionaler Kriminalitätsatlas" 
erstellt und Erhebungsinstrumente für die Befragung der Mehrfachtäter 
durch Polizeibeamte entwickelt 

Die Hauptuntersuchung umfaßt die Befragung der Beamten im Zusammen­
hang mit der Bearbeitung von Verfahren gegen 14- bis 21jährige Mehrfach­
täter und deren Befragung durch Jugendgerichtshelfer hinsichtlich der 
sozialen und individuellen Rahmenbedingungen der Kriminalitätskarriere 
(ca. 1.000 bis max.. 3.000 Fragebogen der Beamtenbefragung, etwa 1.000 bis 
1.500 Befragungen der betreffenden Tatverdächtigen durch die 
Jugendgerichtshilfe), die Auswertung der Fragebögen am Lehrstuhl für 
Kriminologie der Universität Greifswald sowie die Erarbeitung von 
Präventionsmaßnahmen und des Abschlußberichtes bis zum 30.06.97. 

Anschlußprojekt (niCht Gegenstand des Vertrages): 

Danach wird die Umsetzung der erarbeiteten Präventionsmaßnahmen in ihrer 
Anwendung regional verglichen, eine "Erfolgsmessung" im Hinblick auf die 
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weitere Kriminalitätsentwicklung durchgeführt und die Ergebnisse der 
anhand der PKS erstellten regionalen Kriminalitätsanalyse mit den amtli­
chen Daten zur Sozialstruktur (Arbeitslosigkeit, Wohnsituation etc.) 
verknüpft 

2 Datemchutzrechtliche Probleme und ihre Lösung 

Die Datenschutz- und Sicherheitskonzeption vom Juni 1995 stieß auf 
erhebliche Bedenken des Landesbeauftragten für den Datenschutz; die 
bereits für das 2. Halbjahr 1995 vorgesehene Befragung konnte nicht 
durchgeführt werden. 

Bedenken bestanden vor allem gegen 

die Übergabe nichtanonymisierter PKS-Daten zur eigenen Auswertung 
durch den Auftragnehmer und 

die Durchführung der Befragung der Tatverdächtigen durch Polizeibe­
amte unmittelbar nach der Vernehmung. 

Einer neuen Konzeption vom September 1995 wurde in vollem Umfang 
durch den LID zugestimmt, mit Erlaß des Innenministeriums vom 08.11.95 
wurden Aufgaben der Landespolizei geregelt. Veränderungen in der neuen 
Konzeption: 

Sonderauswertungen der PKS erfolgen durch das Landeskriminalamt; 
der Auftragnehmer erhält nur noch anonymisierte PKS-Daten zur 
eigenen Auswertung. 

Tatverdächtige werden nicht mehr durch Polizeibeamte befragt, sondern 
durch Mitarbeiter der J ugendgerichtshilfe (damit keine Vermischung 
von Vernehmungs- und Befragungssituation). 

Der sachbearbeitende Beamte gibt - wie es im Erlaß heißt - im 
Anschluß an die Vernehmung seine Einschätzung zum Verhalten des 
Tatverdächtigen, zu den Ursachen der wiederholten Straffälligkeit und 
vorhandenen Präventionsmöglichkeiten im Fragebogen (P-Modul) ab. 
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Im Ergebnis der Klärung dieser datenschutzrechtlichen Probleme kam es zu 
einer erheblichen Verzögerung des Beginns der Hauptuntersuchung. Sie wird 
nunmehr im Zeitraum vom 01.01. bis 30.06.96 durchgeführt. Damit können 
die zeitlichen Festlegungen zum Abschluß des Projektes und zur Vorlage des 
Abschlußberichts (30.06.96) nicht eingehalten werden, so daß eine Ver­
tragsänderung notwendig wird. Zugleich tritt das Prob]em der Weiter­
finanzierung des Projektes auf, für das bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch keine befriedigende Lösung gefunden werden konnte. 

3 Aktueller Stand der Vorbereitung der Beamtenll>efragung 

Auf der Grundlage eines speziellen Erlasses des Innenministeriums Meck­
lenburg-Vorpommern, in dem die Aufgaben der Landespolizei bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Beamtenbefragung geregelt sind, fand 
am 29.11.95 eine zentrale SchulungsveranstaItung statt, an der folgender 
Personenkreis teilnahm: 

44 durch die Polizeidirektionen gemeldete Beamte, die selbst an der 
Beamtenbefragung teilnehmen, in den Dienstversammlungen im Dezem­
ber 1995 als Multiplikatoren für die Einweisung der Sachbearbeiter in 
den Polizei- und Kriminalpolizeiinspektionen und zugleich als 
Ansprechpartner während der Befragung fungieren, 

die Leiter der Fachkommissariate (FK) 3.31 der Kriminalpolizei­
inspektionen, da die FK 3.31 unmittelbar in die Befragung einbezogen 
sind, 

die Polizeibeauftragten für Jugendsachen, die durch die Polizeidirektio­
nen als Ansprechpartner für den jeweiligen Polizeidirektions-Bereich 
benannt wurden, 

Auftraggeber (LKD Weitemeier, Leiter des Landeskriminalamtes) und 
Auftragnehmer (Prof. Dr. Dünkel). 

Schwerpunkte der SchulungsveranstaItung waren: 
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grundsätzliche Bemerkungen zum Anliegen des Forschungsprojektes 
durch den Auftraggeber, 



Vorstellung des Forschungsprojektes durch den Auftragnehmer 

Erläuterung des Inhalts des Fragebogens (P-Modul) für die Beamten­
befragung, 

Darstellung des Zusammenwirkens der sachbearbeitenden Beamten, der 
FK 3.31 der Kriminalinspektionen, des Landeskriminalamtes, der 
Jugendgerichtshilfe und des LehrstubIs für Kriminologie der Universität 
Greifswald während der Befragung mit anschließender Diskussion. 

4 Erläuterung des Zusammenwirkens der an der Haupt­
untersuchung Beteiligten 

anhand des Prozeßdiagramms der Untersuchung (siehe dazu die Grafik auf 
Seite 123) 

5 Abschließende Gedanken 

Bei der bisherigen Durchführung des Forschungsprojektes und besonders der 
Vorbereitung der am 01.01.96 beginnenden Hauptuntersuchung galt es vor 
allem, bestehende Vorbehalte gegen das Forschungsprojekt abzubauen. 
Diese bestanden in erster Linie darin, daß insbesondere auf die sachbearbei­
tenden Beamten eine erhebliche Mehrbelastung zukommt. Die Aussagekraft 
der Befragung darf jedoch nicht durch eine oberflächliche Ausfüllung des 
Fragebogens eingeschränkt werden. 

Die Landespolizei kann sich nicht mehr darauf beschränken, bei den 
jährlichen Veröffentlichungen der PKS und des Jugendberichtes das 
Ansteigen des Anteils der unter 21jäbrigen Tatverdächtigen festzustellen 
(bis zum 31.10.95 betrug dieser Anteil in Mecldenburg-Vorpommern 
39,2 %; Bund 1994: 25,5 %). Es müssen vielmehr die Ursachen für die 
Zunahme der Jugendkriminalität erforscht und Möglichkeiten der Prävention 
aufgezeigt werden. Das Projekt ist insbesondere auf jugendliche Mehrfach­
täter ausgerichtet. 

Erstmalig werden mit einer systematischen Beamtenbefragung die Kennt­
nisse und Erfahrungen der Polizeibeamten, die sie aus der Vorgangs-
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bearbeitung gewonnen haben, erfaßt und für die Entwicklung neuer 
Präventionsansätze nutzbar gemacht. 

Dabei hat niemand lllusionen über einen kurzfristig f~rreichbaren, im 
Rückgang der Jugendkriminalität meßbaren Erfolg des Forschungsprojektes. 
Langfristig können aber mit seinen Ergebnissen sehr wohl grundlegende 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden. 
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